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Vorwort

Wir veroffentlichen dieses Kompendium mitten in der Corona-Pandemie, die sich auch stark
auf die internationale Mobilitdt Studierender weltweit und auf die Situation internationaler
Studierender in Deutschland auswirkt.

Trotz vieler mit der Pandemie verbundenen aktuellen Herausforderungen, vor allem zu Fragen
der Einreise und Studienfinanzierung, ist die Attraktivitdt des Hochschulstandorts Deutschland un-
gebrochen. Studien und erste Zahlen belegen die hohe Motivation internationaler Studierender,
trotz der Pandemie in Deutschland zu studieren. Dieser Trend zeichnete sich schon langer ab, positiv
wirkt hier inzwischen auch der bestehende rechtliche Rahmen. Deutschland hat sich in den vergan-
genen Jahren fir die Zuwanderung hochqualifizierter junger Menschen offener gezeigt.

Im Bereich der Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken, des Wechsels von Studiengangen und des
Abbruchs des Studiums sind seit August 2017 wichtige Veranderungen eingetreten, im Bereich der
Studienfinanzierung gibt es seit August 2019 Anderungen, die insbesondere Gefliichtete betreffen.
Mit dem Fachkrifteeinwanderungsgesetz kamen im Marz 2020 weitere Anderungen hinzu. Aktuell
gibt es einzelne pandemiebedingte Sonderregelungen.

Informationen zu aufenthalts- und sozialrechtlichen Belangen sind fiir den gelingenden Aufenthalt
internationaler Studierender eine essenzielle Grundlage. Sie werden in den Beratungsstellen der
Studenten- und Studierendenwerke sowie Hochschulen regelmaRig nachgefragt, auch in der Pande-
mie.

Wir freuen uns, dass Frau Prof. Dr. jur. Dorothee Frings mit diesem Kompendium fiir Berater*innen
in Studenten- und Studierendenwerken sowie Hochschulen systematische Grundlagenkenntnisse
und aktuelle Vertiefungen zu den bestehenden aufenthalts- und sozialrechtlichen Regelungen fir
internationale Studierende vermittelt. Die komplexen Inhalte zu Aufenthaltsrecht, Erwerbstatigkeit
und Sozialleistungen werden, gegliedert nach der Rechtsstellung der einzelnen Studierenden-
gruppen, verstandlich erlautert und anhand von Beispielen unterfiittert. Die Inhalte geben den
Stand vom Herbst 2020 wieder.

Im Nachgang planen wir die Veroffentlichung eines deutsch-englischen Glossars mit den zentralen
Fachbegriffen sowie eine englischsprachige Ubersetzung der Gesamtpublikation.

Wir hoffen, dass wir Sie mit dieser Publikation bei der Beratung internationaler Studierender unter-
stiitzen und wiinschen Ihnen weiterhin viel Energie fir lhre Arbeit.

Achim Meyer auf der Heyde
Generalsekretar des Deutschen Studentenwerks
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Einleitung

| Einleitung

Die folgende Darstellung bezieht sich auf die Rechtsstellung von Studierenden ohne deutsche
Staatsangehorigkeit (internationale Studierende). Dabei wird unterschieden zwischen

1. Personen, die aus einem anderen Staat als der EU/EWR/Schweiz (Drittstaatsangehorige)
zum Zweck des Studiums nach Deutschland kommen (Kapitel 11),

2. Angehdrigen der EU/EWR/Schweiz und ihren Familienangehérigen (auch wenn sie aus
einem Drittstaat kommen), die sich zu Studienzwecken nach Deutschland begeben
(Kapitel 111),

3. gefliichteten Studierenden, die in Deutschland (noch) keinen Schutzstatus erhalten haben
und damit aufenthaltsrechtlich entweder gestattet oder geduldet in Deutschland leben
(Kapitel 1V), und

4. drittstaatsangehdrigen Studierenden, die in Deutschland iber einen Aufenthaltstitel
verflgen, der nicht zum Zweck des Studiums, sondern aus familidren, humanitaren oder
sonstigen Griinden erteilt wurde (Kapitel V).

Die Darstellung umfasst in jedem Kapitel die aufenthaltsrechtlichen Aspekte (1), den Zugang zur
Erwerbstatigkeit und die grundlegenden Rechte im Arbeitsverhaltnis (2) sowie den Zugang zu Sozial-
leistungen wie BAf6G, ALG Il, Familienleistungen und Wohngeld (3).






Il Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen
zum Zweck des Studiumes,
§§ 16b, 16¢, 17, 20 AufenthG

Dieses Kapitel betrifft ausschlieBlich drittstaatsangehorige Studierende, die nicht bereits aus ande-
ren Grinden Freizigigkeit in der EU genieRen oder liber einen sonstigen Aufenthaltstitel in Deutsch-
land verfligen.

Abzugrenzen sind hier insbesondere Studierende mit der Staatsangehorigkeit eines Drittstaates, die
jedoch als Familienangehérige von Staatsangehérigen der EU/EWR/Schweiz nicht unter die Rege-
lungen des AufenthG, sondern die des FreiziigG/EU fallen. Dazu gehdort z. B. der tiirkische Ehemann
einer bulgarischen Staatsangehorigen, die in Deutschland arbeitet, oder auch die 20-jahrige Stu-
dentin aus China, deren Mutter (ebenfalls chinesische Staatsangehdrige) mit einem Franzosen ver-
heiratet ist, der in Deutschland ein Geschaft betreibt. Diese Personen werden weitgehend wie
EU-Angehorige behandelt (siehe Kapitel Il1).

Drittstaatsangehdrige Studierende, die sich bereits aus anderen Griinden in Deutschland aufhalten
und dies auch wahrend eines Studiums weiter tun werden, werden in den Kapiteln IV und V be-
handelt.
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Il Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zum Zweck des Studiums

1 Wie kdnnen Drittstaatsangehorige eine Aufenthaltserlaubnis zum
Studium in Deutschland erhalten?

Die Zuwanderung von Drittstaatsangehorigen zum Zweck der Bildung wird im AufenthG im 3. Ab-
schnitt des 2. Kapitels geregelt. Diese Regelungen wurden durch das Fachkrafteeinwanderungs-
gesetz (BGBIl. vom 20.8.2019, S. 1307), welches seit dem 1.3.2020 in Kraft ist, neu strukturiert.

Vorangestellt werden in § 16 AufenthG allgemeine Grundsatze. Dabei werden drei Aspekte hervor-
gehoben:

Internationalitét: allgemeine Bildung, internationale Verstandigung und wissenschaftlicher
Austausch

Wirtschaftsstandort Deutschland: Fachkraftesicherung und Férderung der internationalen
Entwicklung

Vorrang der o6ffentlichen Sicherheit: Keine Zuwanderung, die sicherheitspolitische Interessen der
Bundesrepublik tangiert

Neben der eigentlichen Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums und der Promotion
(§ 16b Abs. 1 AufenthG) sind Regelungen vorgesehen

= fiir die Suche nach einem Studienplatz (§ 17 Abs. 2 AufenthG),

= fiir die unmittelbare Studienvorbereitung (§ 16b Abs. 1 AufenthG),

= fir ein Praktikum (§ 16b Abs. 1 und § 16e AufenthG),

= fiir den erlaubten Aufenthalt von Studierenden einer Hochschule aus dem EU-Ausland
(§ 16c AufenthG) und

= fiir die Suche nach einem angemessenen Arbeitsplatz nach dem Studienabschluss
(§ 20 Abs. 3 AufenthG).

1.1 Unter welchen Voraussetzungen muss die Aufenthaltserlaubnis zu
Studienzwecken erteilt werden (Rechtsanspruch)?

Es besteht nach § 16b Abs. 1 AufenthG ein Rechtsanspruch auf die Erteilung eines Visums bzw. einer
Aufenthaltserlaubnis, wenn die Voraussetzungen erfiillt sind. Dies folgt aus der Richtlinie (EU) 2016/
801 (REST-RL) und ist seit dem 1.8.2017 gesetzlich geregelt. Der Rechtsanspruch unterscheidet sich
deutlich vom Ermessensanspruch; die Auslanderbehorde hat hier keinen Beurteilungsspielraum
und muss die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Abs. 1 AufenthG erteilen, wenn alle im Folgenden
genannten Voraussetzungen vorliegen.

Die folgenden Fragen missen daher wie eine Checkliste gepriift werden, um festzustellen, ob dem
Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis oder ein Einreisevisum zu Studienzwecken (siehe 1.6 in die-
sem Kapitel) zwingend zu entsprechen ist.

1.1.1 Welche Anforderungen werden an die Zulassung zum Studium oder zur Promotion
gestellt?

Um die gesetzlichen Anforderungen fiir die Zulassung zum Studium nachzuweisen, kdnnen folgende
Nachweise vorgelegt werden:



Wie kdnnen Drittstaatsangehorige eine Aufenthaltserlaubnis zum Studium in Deutschland erhalten?

1. die Zulassung zu einem Vollzeitstudiengang durch die Hochschule oder

2. die bedingte Zulassung unter der Voraussetzung eines studienvorbereitenden Sprach-
kurses, einer Sprachpriifung oder eines Pflichtpraktikums oder

3. die Aufnahme in ein Studienkolleg oder eine vergleichbare Einrichtung.
Bewerbungen erfolgen liberwiegend liber www.uni-assist.de

Flr einige Studiengédnge erstellt uni-assist eine Vorprifungsdokumentation (VPD), in der die Studien-
voraussetzungen anhand der Schul- und Hochschulzeugnisse des Herkunftslandes gepriift werden.
Die eigentliche Bewerbung erfolgt dann direkt bei der Hochschule.

Fir ein Promotionsstudium kann auch die Annahme des Promotionsvorhabens durch die Hochschu-
le vorgelegt werden.

1.1.2 Welche Anforderungen werden an die Sicherung des Lebensunterhalts gestellt?

Die groRte Hirde fir die meisten internationalen Studienbewerber®innen ist die Anforderung des
»gesicherten Lebensunterhalts”, die nicht in § 16b AufenthG, sondern als allgemeine Erteilungsvor-
aussetzungin § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG geregelt ist. Zur Lebensunterhaltssicherung gehort auch der
Nachweis eines ausreichenden Krankenversicherungsschutzes (siehe hierzu 1.1.3).

Fiir Studierende gelten eigene Mittel in Hohe des BAfoG-Hochstsatzes nach § 13, 13a Abs. 1 BAfoG
pauschal als eine ausreichende Sicherung des Lebensunterhalts (§ 2 Abs. 3 Satz 5 AufenthG). Der-
zeit werden daher 861 € monatlich oder 10.332 € jahrlich verlangt. Dieser Betrag wird auch in einer
jahrlichen Bekanntmachung des Bundesministeriums des Innern festgelegt (Bekanntmachung zu
§ 2 Absatz 3 Satz 6 des Aufenthaltsgesetzes liber den Mindestbetrag zur Sicherung des Lebensun-
terhalts vom 17.7.2019; noch mit dem nicht mehr aktuellen Betrag von 853 €). Wenn die Unter-
kunftskosten weniger als 325 € betragen, wird der geforderte Nachweis eigener Mittel um die Diffe-
renz reduziert.

Beispiel

Maja hat eine Hochschulzulassung und mdéchte zukiinftig bei ihrer Freundin in Esslingen
wohnen. Die Freundin bescheinigt ihr, dass sie ihr ein Zimmer von 15 gm gegen eine Kosten-
beteiligung von 100 € monatlich zur Verfligung stellt. Maja muss nun nur noch ein Einkommen
von 636 € (861 € abzgl. 225 € = Differenz zwischen 100 € und 325 €) monatlich bzw. von 7.632 €
jahrlich nachweisen.

Sonstige mit dem Studium verbundene Kosten (Studiengebiihren) werden nicht bericksichtigt
(16.0.10 VwV AufenthG).

Es gibt verschiedene Moglichkeiten, das Einkommen nachzuweisen:

= die Bescheinigung einer deutschen Bank lber ein Guthaben von mindestens 10.332 € auf
einem Sperrkonto, von dem monatlich nur 1/12 des eingezahlten Betrages ausgezahlt
werden darf; ein solches Konto kann oft schon vom Ausland aus bei der Zweigstelle einer
deutschen Bank oder durch Vermittlung einer anderen Bank angelegt werden;

= die Hinterlegung einer unwiderruflichen Bankbiirgschaft (iber mindestens 10.332 € bei
einer deutschen Bank, allerdings sind die Gebihren fiir eine solche Biirgschaft sehr hoch;

= die Verpflichtungserklarung einer in Deutschland lebenden Person nach § 68 AufenthG
(siehe folgender Kasten).
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Il Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zum Zweck des Studiums

Verpflichtungserklarung nach § 68 AufenthG

Hierfiir muss die Person, die sich verpflichten will, bei der Auslanderbehoérde ihres Wohnortes
eine Erklarung abgeben, in der sie sich verpflichtet, samtliche Sozialleistungen fiir Lebensunter-
halt, Gesundheitsversorgung und Pflege, die aus 6ffentlichen Mitteln getragen werden, zu
erstatten. Die Verpflichtung bezieht sich auch auf Kosten einer rechtmaRigen Abschiebung oder
Abschiebungshaft. Der Erstattungsanspruch kann unmittelbar per Bescheid geltend gemacht
und vollstreckt werden, eine gerichtliche Entscheidung ist nicht erforderlich.

Die Verpflichtung gilt fiir einen Zeitraum von flinf Jahren, gerechnet ab der Einreise bzw. der
Erteilung der Aufenthaltserlaubnis. Sie endet vorzeitig, wenn ein anderer Aufenthaltstitel
(familiar, Erwerbstatigkeit) erteilt wird, nicht aber, wenn ein Asylantrag gestellt wird. Fir die
Kosten der Abschiebung haften die Verpflichtungsgeber®innen unbegrenzt. Die Verpflichtung
kann nicht zurlickgenommen oder widerrufen werden.

Die Verpflichtungserkldarung kann nur von einer Person abgegeben werden,

= die Uber einen Wohnsitz in Deutschland verfigt,

= die die deutsche Staatsangehorigkeit hat oder Uber einen Aufenthaltstitel fir einen langer-
fristigen Aufenthalt verftigt und

= die Uber ein Nettoeinkommen verfligt, durch welches es, auch unter Bericksichtigung der
Unterhaltsverpflichtungen gegeniiber Kindern/Ehegatten, moglich ist, den Lebensunterhalt
einer weiteren Person vollstandig zu sichern, ohne unter die Pfandungsgrenze (1.180 € fir
eine Person ohne Unterhaltsverpflichtungen im Jahr 2020) zu fallen.

Verpflichtungsgeber®innen ist zu empfehlen, auf einem umfassenden Krankenversicherungsschutz
und einer Haftpflichtversicherung zu bestehen.

= den Nachweis von Unterhaltsleistungen der Eltern durch die Darlegung ihrer Einkommens-
und Vermogensverhéltnisse; oft verlangen die Auslanderbehdrden in diesem Zusammen-
hang eine notarielle Erklarung und Bankbelege der letzten sechs Monate oder zusatzlich
eine Bankbiirgschaft;

den Beleg Uber ein Stipendium in H6he von mindestens 861 € aus 6ffentlichen Mitteln von
einer anerkannten Forderorganisation oder aus offentlichen Mitteln des Herkunftslandes,
wenn das Auswartige Amt, der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) oder eine
sonstige deutsche stipendiengebende Organisation die Vermittlung an die deutsche Hoch-
schule Gbernommen hat.

= Besteht ein Anspruch auf BAf6G, so gilt der Lebensunterhalt als gesichert (§ 2 Abs. 3 Satz 2
Nr. 5 AufenthG).

Bei der ersten Erteilung kénnen sich die Antragsteller*innen nicht darauf berufen, dass sie ihren
Lebensunterhalt durch eine eigene Erwerbstatigkeit verdienen werden, weil dann der Zweck des
Aufenthalts zu Studienzwecken in Frage stehen wiirde. Die Ausldnderbehérden kénnen (Ermessen)
noch weitere Erleichterungen zulassen:

Es mussen nicht zwingend die finanziellen Mittel fiir ein ganzes Jahr nachgewiesen werden; ein hal-
bes Jahr reicht auch (16.0.8.3 VwV AufenthG). Kénnen nur 5.166 € fiir ein halbes Jahr nachgewie-
sen werden, so wird die Aufenthaltserlaubnis dennoch fiir mindestens ein Jahr ausgestellt und es
wird die Auflage erteilt, nach sechs Monaten die weitere Sicherung des Lebensunterhalts zu bele-
gen (16.0.8.3 VwV AufenthG).
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Einige Studenten- und Studierendenwerke bieten Servicepakete an, die Wohnraum, Versicherung,
Semesterbeitrage und ggf. weitere Leistungen umfassen kdnnen. Die Ausgestaltung ist standortab-
hangig. Diese mindern den einzuzahlenden Betrag um den Preis des Servicepakets, wenn dieses die
Unterkunft umfasst (16.0.8.2 VwV AufenthG).

Bei der Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis kénnen erlaubte Nebeneinkiinfte beriicksichtigt
werden (16.0.9 VwV AufenthG). Die Auslanderbehorden kdnnen allerdings bei jeder Verlangerung
einen Nachweis der Unterhaltssicherung verlangen. Sie diirfen auch verlangen, dass zumindest ein
Teil der verfliigbaren Mittel weiterhin durch Bankguthaben oder andere Absicherungen nachgewie-
sen wird. Die Auslanderbehoérden konnen allerdings auch in groRRziigiger Auslegung die Einkiinfte
durch Nebentéatigkeiten akzeptieren, wenn sie die erforderlichen 861 € abdecken, im Rahmen der
zuldssigen Tatigkeiten bleiben (siehe 2.1 in diesem Kapitel) und das Studium durch die Beschafti-
gung nicht beeintrachtigt oder unangemessen verzégert wird.

1.1.3 Wie muss der Krankenversicherungsschutz nachgewiesen werden?

Fiir Studierende, die bereits mit einer Zulassung zum Fachstudium einreisen, ergeben sich wenig
Probleme, da sie in der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) versichert sind. Diese
Versicherung entsteht mit der Einschreibung (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V), sie muss aber von einer gesetz-
lichen Krankenkasse (KK) der eigenen Wahl bestatigt werden, um die Einschreibung vornehmen zu
kdnnen.

Derzeit (zundchst zum Wintersemester 2020/2021) ermoglichen es die Hochschulen, eine
Einschreibung ohne Nachweis des Krankenversicherungsschutzes vorzunehmen, wenn die
Einreise nach Deutschland wegen der Pandemie nicht moglich ist und das Studium zunachst
ausschlieBlich digital vom Herkunftsland aus betrieben werden soll (HRK-Rundschreiben 150,
GKV-Rundschreiben 2020/806).

Vorab sollte in der Beratung die vorrangige Absicherung durch die Sachleistungsaushilfe aus einer
auslandischen Gesundheitsabsicherung gepriift werden.

Abkommen oder gesetzliche Regelungen (Verordnung 883/2004) bestehen mit folgenden
Staaten:

= alle EU/EWR-Staaten und Schweiz (wenn etwa die Eltern ihren gewohnlichen Aufenthalt in
einem dieser Staaten haben oder parallel zum Studium dort Erwerbseinkommen erzielt wird),

= Bosnien und Herzegowina,

= Kosovo,

= Nordmazedonien,

= Montenegro,

= Serbien,

= Tirkei,

= Tunesien,

= Israel (nur Mutterschaftshilfe).
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Sachleistungsaushilfe

Gesundheitsleistungen, die den Studierenden z.B. gegen Vorlage der Gesundheitskarte zur
Verfligung gestellt werden und die mit den Versicherungen im Ausland abgerechnet werden,
werden als Sachleistungen (im Unterschied zu Geldleistungen) bezeichnet. Sachleistungsaushilfe
ist die kostenfreie Gesundheitsversorgung in einem Mitglieds- oder Abkommensstaat fiir die
Versicherten eines anderen Mitglieds- oder Abkommensstaates. Die Leistungserbringer
(Krankenhauser, Arzt'innen etc.) rechnen diese Leistungen mit einer Krankenkasse vor Ort (von
den Leistungsberechtigten ausgewdhlt) ab und diese lassen sich die Kosten, vermittelt Gber

die nationalen Verbindungsstellen der beteiligten Staaten, von den Leistungstragern (Versiche-
rungen) der anderen Mitgliedstaaten ersetzen.

Ablauf der Sachleistungsaushilfe: Zunachst bendétigen die Studierenden eine Bescheinigung tber
die Versicherung in den Staaten der EU/EWR/Schweiz oder in einem Abkommensstaat. Innerhalb
der EU/EWR/Schweiz griindet sich die Sachleistungsaushilfe auf die VO 883/2004 (siehe auch Kapi-
tel lll, 3.1). Zum Nachweis der Versicherung verfiigen die Studierenden tber eine Europdische Ver-
sicherungskarte (European Health Insurance Card, EHIC), mit dieser kdnnen sie sich unmittelbar
bei Arzt*innen oder im Krankenhaus behandeln lassen. Manche Krankenkassen (KK) sind auch be-
reit, ihnen in Hinblick auf die lange Aufenthaltszeit in Deutschland eine deutsche Gesundheitskarte
auszustellen.

In den Abkommensstaaten existieren verschiedenartige Versicherungstrager. Es muss sich dabei
um eine oOffentlich/staatlich geregelte Versicherung oder um den Trager des Gesundheitssystems
handeln; private Versicherungen werden von den Abkommen nicht erfasst.

Die Bescheinigung des Versicherungstragers wird einer frei gewdhlten KK in Deutschland vorgelegt,
die den Studierenden eine Gesundheitskarte ausstellt. Sie sind dann nicht in der GKV versichert,
sondern die KK rechnet mit der auslandischen Versicherung ab.

Ergibt sich keine vorrangige Sachleistungsaushilfe, ergeben sich folgende Gestaltungsmoglichkeiten:

Fir gesetzlich pflichtversicherte Studierende (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V) besteht die Moglichkeit, sich
von der GKV befreien zu lassen, indem gegeniber einer KK nachgewiesen wird, dass eine gleich-
wertige Absicherung im Krankheitsfall besteht (§ 8 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 Satz 4 SGB V). Es gibt
viele private Versicherungsunternehmen, die fiir internationale Studierende Privatversicherungen
anbieten, die glinstiger sind als die studentische GKV. Es wird jedoch dringend davon abgeraten,
sich von der GKV befreien zu lassen, weil die glinstigen privaten Versicherungsvertrage fiir Studie-
rende nicht die gleiche Absicherung bieten wie die GKV. Insbesondere sind Vorerkrankungen aus-
geschlossen, weil keine Gesundheitspriifung stattfindet. Meist betrifft der Leistungsausschluss auch
Psychotherapien, die in Hinblick auf die besonderen Belastungen internationaler Studierender oft
wichtig werden kdnnen, und einige Versicherungsvertrage schliefen sogar Schwangerschaften aus.
Zudem ist eine Befreiung von der GKV irreversibel.

Ganz anders sieht die Sache fiir Studienbewerber*innen aus, die zunichst zum Zweck der Studien-
vorbereitung, sei es in einem Studienkolleg, einer externen Vorbereitung oder einem Pflichtprakti-
kum (es sei denn, es handelt sich ausnahmsweise um eine sozialversicherte Beschéftigung) nach
Deutschland kommen. Sie haben in aller Regel keinen Zugang zur GKV, es sei denn, sie hatten ihren
Wohnsitz zuvor in einem EU-Staat oder in einem Abkommensstaat. Das gilt ebenso fir Promovie-
rende, die nicht in einem Angestelltenverhaltnis zur Hochschule stehen.
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Einige KK bieten Studienkollegiat*innen die Aufnahme als freiwillige Versicherte im Schiiler*in-
nentarif an. Diesem Personenkreis wird damit eine reguldre Versicherung zum selben Tarif wie fir
Studierende angeboten. Allerdings ist diese Versicherung strikt begrenzt auf die Zeiten des Studien-
kollegs.

Promovierende kdnnen eine Pflichtversicherung auch durch eine Nebentatigkeit von mehr als
450 € als Arbeitnehmer®innen erreichen, weil sie nicht als Studierende im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 3
SGB V gelten (BSG vom 7.6.2018 — B 12 KR 16/16 R). Fiir neu Einreisende in studienvorbereitenden
Malnahmen bleibt diese Moglichkeit allerdings in Hinblick auf das Arbeitsverbot auRerhalb der
Ferienzeiten (§ 16b Abs. 3 Satz 2 AufenthG) versperrt.

Fiir diese Personen bleibt nur die Privatversicherung mit ihren oben geschilderten Nachteilen.
Soweit keine chronischen oder auch akuten Erkrankungen bei Einreise vorliegen, erscheint der
Abschluss der vom DSW empfohlenen Gruppenversicherung sinnvoll. Liegen allerdings Vorerkran-
kungen vor, dann sollte versucht werden, im regularen Tarif einer Privatversicherung aufgenommen
zu werden. Dies ist mit einer Gesundheitspriifung verbunden. Die Kosten liegen bei mindestens
300 € monatlich.

1.1.4 Welche Sprachanforderungen miissen vorliegen?

In der Regel werden die sprachlichen Voraussetzungen durch die Hochschule je nach den Anforde-
rungen des Studiengangs geprift. Fir deutschsprachige Studiengdnge muss das Deutsche Sprach-
diplom der KMK Stufe 2/DSH/TestDaF Stufe 4 oder eine vergleichbare Priifung nachgewiesen wer-
den.

Bei der Bewerbung lber uni-assist werden die entsprechenden Zertifikate verlangt.

Fir die Aufnahme in einem Studienkolleg miissen Deutschkenntnisse auf dem Niveau B1 nachge-
wiesen werden. Zusatzlich erfolgt eine Aufnahmepriifung in den Fachern Deutsch und Mathematik.
Fir die Aufnahmepriifung wird das Visum nur nach Ermessen erteilt (§ 17 Abs. 2); alternativ kann
die Prifung wahrend eines Aufenthalts als Tourist abgelegt werden und mit der Aufnahme ins Stu-
dienkolleg besteht dann ein Rechtsanspruch auf die Erteilung des Visums (vom Herkunftsstaat aus!).

Wenn die sprachlichen Anforderungen nicht von der Hochschule gepriift wurden, kann fir die Er-
teilung des Visums ein Sprachnachweis verlangt werden (§ 16b Abs. 1 Satz 3 AufenthG).

1.1.5 Kann die Aufenthaltserlaubnis auch erteilt werden, wenn kein Pass vorhanden ist?

Grundsatzlich ist ein Pass unabdingbare Voraussetzung fiir die Erteilung eines Visums oder einer
Aufenthaltserlaubnis (§ 5 Abs. 1 Nr. 4, § 3 AufenthG).

Es gibt jedoch einige seltene Ausnahmen:

a. Die Studienbewerber*innen verfiigen Uber einen Fliichtlingspass, einen Staatenlosenpass
oder einen sonstigen von einer anderen Regierung ausgestellten, international anerkannten
Passersatz.

b. Studienbewerber*innen kann auch von einer deutschen Auslandsvertretung oder einer Aus-
linderbehérde ein deutscher Reiseausweis fiir Auslinder*innen (§§ 7 Abs. 1, 5, 6 AufenthV)
ausgestellt werden, wenn es ihnen nicht moglich oder nicht zumutbar ist, sich einen eigenen
Nationalpass zu beschaffen. Die deutschen Auslandsvertretungen machen von dieser Mog-
lichkeit nur sehr zurtickhaltend Gebrauch, weil damit in die Souveranitat eines anderen Staa-
tes eingegriffen wird. Ein solcher Ausweis wird in der Regel nur ausgestellt, wenn dringende
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humanitare, politische oder familidre Griinde die Einreise nach Deutschland erforderlich
machen. Es empfiehlt sich, bei derartigen Griinden das Auswartige Amt (Aufsichtsbehorde
flr alle deutschen Auslandsvertretungen) einzuschalten.

Beispiele

Das Institut einer Hochschule sucht weltweit nach Promovierenden zu einem bestimmten
Spezialthema und die Hochschule vergibt die entsprechenden Stipendien. Eine Bewerberin mit
afghanischer Staatsangehorigkeit hat ihre Studienabschlisse an einer iranischen Hochschule
abgelegt. Es ist ihr nicht moglich, sich einen afghanischen Nationalpass zu beschaffen, ihre
Identitat wird jedoch durch ihre Studienabschlisse und ihre Geburtsurkunde belegt. In diesem
Fall sollte das Institut gegentliber der deutschen Botschaft in Teheran und dem Auswartigen Amt
darlegen, welche besondere Bedeutung das Promotionsvorhaben der Bewerberin fiir den
Wissenschaftsstandort Deutschland hat.

Die 19-jahrige syrische Staatsangehorige Vara befindet sich in einem Fliichtlingscamp im
Libanon. Sie hat eine Studienzulassung einer deutschen Hochschule, verfligt Giber die erforder-
lichen Deutschkenntnisse und ihr Lebensunterhalt wird von ihren in Deutschland lebenden
Eltern sichergestellt. Einen syrischen Pass kann sie sich nicht beschaffen, sie kann ihre Identitat
jedoch durch zahlreiche Dokumente belegen. Hier kann die deutsche Auslandsvertretung mit
Zustimmung der Ausldanderbehorde ein Studienvisum ausstellen.

Befinden sich Studienbewerber*innen bereits mit einem rechtmiRigen Aufenthalt in Deutschland
und wird die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG in Deutschland beantragt (siehe 1.6.1), so
kann ebenfalls ein Reiseausweis fir Ausldander®innen ausgestellt werden (§ 6 Nr. 2, § 5 AufenthV).
Allerdings wird hierfiir verlangt, dass intensive Bemiihungen um eine Ausstellung gegeniiber der
Auslandsvertretung und den Behorden des Herkunftsstaates erfolgt sind. Solange diese Bemihun-
gen nicht abgeschlossen sind, kann die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG auch als Aus-
weisersatz (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 AufenthV) erteilt werden. Damit wird der rechtmaRige Aufenthalt in
Deutschland dokumentiert, Reisen ins Ausland sind allerdings nicht moglich.

1.1.6 Welche Sicherheitsbedenken oder Aufenthaltsverbote kénnen der Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis entgegenstehen?

Auch wenn die allgemeinen Voraussetzungen vorliegen, ist eine Ablehnung immer moglich, wenn
sicherheitspolitische Bedenken bestehen (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 54 Abs. 1 AufenthG). Gerichtlich
entschieden wurde dies im Fall einer Studienbewerberin aus dem Militdrapparat des Irans fiir einen
militérisch relevanten Studiengang (VG Berlin vom 8.9.2017 — 19 K 414.17 V).

Die Auslandsvertretungen und auch die Auslanderbehérden kénnen vor Erteilung eines Visums
oder einer Aufenthaltserlaubnis das Bundesverwaltungsamt einschalten, welches die Daten der
Antragsteller'innen vom Bundesnachrichtendienst, vom Bundesamt fiuir Verfassungsschutz, vom
Militarischen Abschirmdienst, vom Bundeskriminalamt, der Bundespolizei, dem Zollkriminalamt,
gegebenenfalls auch vom Landesamt fiir Verfassungsschutz, vom Landeskriminalamt oder der zu-
standigen Polizeibehorde priifen lasst (§ 73 Abs. 2 AufenthG).

Eine Aufenthaltserlaubnis wird auch dann nicht erteilt, wenn ein Einreise- oder Aufenthaltsverbot
nach § 11 AufenthG besteht. Ein solches Verbot kann bestehen, wenn ein fritherer Aufenthalt durch
eine Abschiebung beendet wurde, wenn eine Ausweisung aus dem Bundesgebiet erfolgte oder ein
vorangegangener negativer Asylbescheid mit einem Aufenthaltsverbot verbunden wurde.
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1.1.7 Gibt es weitere Ausschlussgriinde?

Der wichtigste Grund, eine Aufenthaltserlaubnis zum Studium abzulehnen, ist die rechtsmiss-
brauchliche Inanspruchnahme dieses Titels (§ 19f Abs. 4 Nr. 6 AufenthG).

Zunachst gestand das VG Berlin den Behorden bei der Priifung des Missbrauchs einen weiten
Beurteilungsspielraum zu (VG Berlin vom 29.6.2018 — 17 K 448.17 V). Auslanderbehorden lehnten
Antrage ab, weil nach ihrer Einschatzung die Schulnoten fiir ein Studium nicht ausreichten, obwohl
eine Zulassung der Hochschule vorlag.

Mittlerweile werden jedoch entsprechend der Europdischen Richtlinie konkrete Beweise oder
Anhaltspunkte verlangt, nach denen die*der Antragsteller*in den Aufenthalt voraussichtlich “nur zu
anderen Zwecken nutzen wird und nicht auch zu anderen Zwecken” (VG Berlin vom 30.11.2018 —
26 K117.16 V; eigene Hervorhebung).

Es miissen also konkrete Tatsachen benannt werden, um Antragsteller*innen wegen Missbrauch
den Rechtsanspruch auf einen Studienaufenthalt zu verwehren.

Antrdge kdnnen auch abgelehnt werden, wenn

= die Hochschule hauptsachlich zu dem Zweck gegriindet wurde, internationale Studierende
aufzunehmen (§ 19f Abs. 4 Nr. 1 AufenthG),

= sich die Hochschule in Insolvenz befindet oder der Betrieb bzw. die Geschaftstatigkeit
eingestellt oder nie ausgelibt wurde (§ 19f Abs. 4 Nr. 2-5 AufenthG).

Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG wird auch nicht an Personen erteilt,

= die einen Schutzstatus in einem anderen EU-Mitgliedstaat haben (Ausnahme mit Schutz-
status und nach zwei Jahren Studium, § 16b Abs. 7 AufenthG) oder einen Schutzantrag
gestellt haben (§ 19f Abs. Nr. 1 AufenthG),

= die in einem anderen EU-Staat geduldet werden (§ 19f Abs. 1 Nr. 3 AufenthG),

= die aus anderen Grinden Freizligigkeit innerhalb der EU genieRen (§ 19f Abs. 1 Nr. 4 und 5
AufenthG) oder

= die Uber eine Blaue Karte EU (oder einen vergleichbaren Status) in einem anderen EU-Staat
verflgen (§ 19f Abs. 3 Satz 1 AufenthG).

In den ersten beiden Fallen geht es darum, eine sog. Sekundarmigration in Europa zu verhindern,
also nach Europa Gefliichtete zu verpflichten, in den Staaten zu verbleiben, die fiir das Aufnahme-
verfahren zustandig sind.

Fur Freizugigkeitsberechtigte und Inhaber*innen einer Blauen Karte EU sind dagegen spezielle Rege-
lungen zur Verlegung des Wohnsitzes innerhalb der EU/EWR/Schweiz vorgesehen (§ 2 FreiziigG/EU,
§ 38a AufenthG, § 9a AufenthG).

1.2 Bestehen weitere Moglichkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken
zu erhalten (Ermessensanspruch)?

Wenn eine der Voraussetzungen fiir den Rechtsanspruch nicht erfillt ist, gibt es noch weitere Mog-
lichkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken nach § 16b AufenthG zu erhalten. Aller-
dings wird der Auslanderbehoérde dann ein Ermessensspielraum eingerdumt, d. h., sie kann die per-
sonlichen Interessen der Studieninteressierten gegen die 6ffentlichen Interessen abwagen. Hier
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kénnen auch Gesichtspunkte eingebracht werden, die bei einem Rechtsanspruch unzuldssig waren.
Bereits der Verdacht, die Aufenthaltserlaubnis kdnnte zu anderen Zwecken genutzt werden, oder
die Beflirchtung, es konnten Belastungen fiir das Sozialsystem entstehen, konnen den 6ffentlichen
Interessen ein Ubergewicht verleihen. Allerdings miissen die Entscheidungen immer eine sorgfiltige
Abwadgung der Interessen erkennen lassen; willkirliche Entscheidungen sind unzulassig.

1.2.1 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Studienbewerbung
oder fiir eine Zulassungspriifung erteilt werden?

Nach Ermessen kann die Aufenthaltserlaubnis zur Studienplatzsuche nach § 17 Abs. 2 AufenthG
fir die Dauer von bis zu neun Monaten erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubnis kann genutzt wer-
den, um sich vor Ort an Hochschulen beraten zu lassen und zu bewerben. Auch von Deutschland
aus ist das Verfahren liberwiegend Uber uni-assist durchzufiihren.

Besonders relevant ist diese Aufenthaltserlaubnis oder das entsprechende Visum, wenn die Zulas-
sung von einer Prifung abhangt, die in Deutschland abgelegt werden muss, z. B. wenn eine Zulas-
sung zur Aufnahmepriifung fiir ein Studienkolleg vorliegt.

Voraussetzungen fir dieses Visum bzw. die Aufenthaltserlaubnis sind:

= Es missen die Voraussetzungen fiir die Zulassung zu einem Studium an einer deutschen
Hochschule nachgewiesen werden. Es genligt auch, wenn nur die Voraussetzungen fiir die
Zulassung zu einem Studienkolleg oder einer Vorbereitung fiir die Feststellungsprifung
nachgewiesen werden. Ob hier der schulische Abschluss ausreicht oder weitere Anforderun-
gen erflllt werden missen, kann in den meisten Fallen anhand der Datenbank der Kultus-
ministerkonferenz — https://anabin.kmk.org — festgestellt werden.

= Der Lebensunterhalt muss gesichert sein. Nachgewiesen werden muss ein Einkommen
in Hohe des BAf6G-Hochstsatzes zuziiglich eines Zuschlags von 10 %, also derzeit 947,10 €
(861 € + 86,10 €) pro Monat, bei einem Visum fiir neun Monate also 8.523,90 € (§ 2 Abs. 3
Satz 6 AufenthG). Fiir den Nachweis der Unterhaltssicherung gelten dieselben Anforderun-
gen wie fir das Studium (siehe 1.1.2 in diesem Kapitel).

= Es muss ein Pass vorliegen und es dirfen keine Ausweisungsgriinde, keine Einreise- und
Aufenthaltssperren (§ 11 AufenthG) oder Sicherheitsbedenken bestehen.

Moglich ist auch eine Aufenthaltserlaubnis fir einen Sprachkurs ohne Studienzulassung nach § 16f
AufenthG. Hier werden keine spezifischen Anforderungen an den Schulabschluss oder die Zulas-
sungsvoraussetzung fiir ein Hochschulstudium gestellt, im Rahmen der Ermessensentscheidung
wird jedoch auch darauf geachtet, ob die Motivation fiur den Aufenthalt plausibel ist. Der Erwerb
der deutschen Sprache muss der hauptsachliche Aufenthaltszweck sein und deshalb muss ein
Sprachkurs mit mindestens 18 Wochenstunden belegt werden (VG Berlin vom 28.2.2014 — 4 K 81.
13 V; VwV AufenthG Nr. 16.5.1.1). Da es sich um einen kurzfristigen und zweckgebundenen Aufent-
halt handelt, ist auch die Rickkehrbereitschaft zu priifen. Sprechen die Gesamtumstande dafiir,
dass die Einreise von vorneherein zum Zweck des Studiums erfolgen soll, kann der Visumsantrag
abgelehnt werden (OVG vom 15.3.2018 — OVG 2 B 6.17). Im Ubrigen gelten dieselben Voraussetzun-
gen wie bei der Aufenthaltserlaubnis zur Studienplatzsuche; auch fiir diesen Aufenthalt missen
947,10 € je Aufenthaltsmonat nachgewiesen werden (§ 2 Abs. 3 Satz 6 AufenthG).
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1.2.2 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn die
Zulassung von anderen Voraussetzungen abhangt als vom Sprachnachweis?

Sobald eine Zulassung zum Studium vorliegt, die unter der Bedingung einer studienvorbereitenden
Malnahme oder einer Sprachprifung erfolgt, besteht ein Rechtsanspruch auf die Aufenthalts-
erlaubnis nach § 16b Abs. 1 AufenthG (siehe 1.1.1 in diesem Kapitel).

Erfolgt die Zulassung jedoch unter einer anderen Bedingung, insbesondere dem Nachweis bestimm-
ter fachlicher Vorkenntnisse, so kann die Aufenthaltserlaubnis nach Ermessen erteilt werden (§ 16b
Abs. 5 AufenthG). Hierzu gehoren z. B. Zulassungen zu einem Masterstudiengang unter dem Vorbe-
halt des Nachweises bestimmter Module aus einem Bachelorstudiengang oder die Zulassung unter
dem Vorbehalt des Nachweises eines Berufsabschlusses.

Auch zum Besuch einer studienvorbereitenden MaBnahme, also eines Studienkollegs, eines
Sprachkurses oder eines Pflichtpraktikums kann die Aufenthaltserlaubnis nach Ermessen erteilt
werden, wenn noch keine Zulassung zum Studium erfolgt ist (§ 16b Abs. 5 AufenthG).

Die Auslanderbehoérde kann bei ihrer Entscheidung liber die Zustimmung alle 6ffentlichen Interes-
sen bericksichtigen.

1.2.3 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis fiir ein Teilzeitstudium
erteilt werden?

Die Aufenthaltserlaubnis fiir ein Teilzeitstudium wird ebenfalls nur nach Ermessen erteilt (§ 16b
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 c AufenthG). Die Erteilung einer solchen Aufenthaltserlaubnis wird in der Praxis
sehr restriktiv gehandhabt, weil beflirchtet wird, dass der Aufenthalt zu anderen Zwecken genutzt
wird oder sich die Studiendauer zu lange hinzieht. Es muss jedenfalls immer konkret begriindet
werden, warum kein Vollzeitstudium betrieben werden soll.

Eine besondere Problematik entsteht, wenn Studierende, die einen Vollzeitstudiengang begonnen
haben, in einen Teilzeitstudiengang wechseln wollen. Es handelt sich dann um einen Antrag auf eine
neue Aufenthaltserlaubnis (so sieht es die (berwiegende Rechtsprechung: OVG NRW vom 17.10.
2019-18 B907/19; anders OVG Bremen vom 8.2.2011 — 1 B 322/10). Eine neue Aufenthaltserlaub-
nis darf aber zum Zweck des Studiums nur erteilt werden, wenn ein Rechtsanspruch darauf besteht
(§ 16b Abs. 4 AufenthG). Da ein Teilzeitstudium gerade keinen Rechtsanspruch auslést, sondern nur
nach Ermessen erteilt wird, ist ein solcher Wechsel gesetzlich ausgeschlossen.

1.2.4 Konnen Gefliichtete, die in einem anderen EU-Staat Aufnahme gefunden haben, eine
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken in Deutschland erhalten?

Flichtlinge, die in einem anderen EU-Staat anerkannt wurden oder subsididaren Schutz erhalten
haben, kénnen eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums in Deutschland nur erhalten,
wenn

= sie in einem anderen EU-Staat ein Studium aufgenommen haben,

= zuvor bereits zwei Jahre an einer Hochschule in einem anderen EU-Staat studiert haben,
= fiir einen Teil des Studiums eine Zulassung einer deutschen Hochschule erhalten und

= im Rahmen einer bi- oder multinationalen Vereinbarung der Hochschulen studieren.

Die gesetzliche Regelung ist etwas kompliziert, weil Studienbewerber*innen mit einem Schutzstatus
in einem anderen EU-Staat durch die Regelung in § 19f Abs. 1 Nr. 1 AufenthG zunachst vom Rechts-
anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums nach § 16b Abs. 1 AufenthG aus-
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geschlossen werden, um eine Sekundarmigration in der EU zu verhindern. Anderseits haben sie
aber unter den genannten einschrankenden Bedingungen einen Ermessensanspruch nach § 16b
Abs. 7 AufenthG. Die Regelung ist dem Konzept der Europaischen Mobilitdt in § 16c AufenthG (siehe
Nr. 1.8 in diesem Kapitel) nachgebildet.

Auch dieser Aufenthalt berechtigt zur Erwerbstatigkeit im lblichen Umfang (siehe 2.1 in diesem
Kapitel).

Wird an einer Hochschule in Deutschland ein Studienabschluss erreicht, besteht ein Anspruch auf
eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Arbeitsplatzsuche fiir 18 Monate nach § 20 Abs. 3 Nr. 1
AufenthG.

Beispiel

Machmud, syrischer Staatsangehoriger, anerkannter Fliichtling in Spanien, hat in Barcelona ein
Studium im Maschinenbau aufgenommen und acht Semester lang studiert. Im Rahmen eines
Austauschprogramms mit der Rheinisch-Westfalischen Technischen Hochschule Aachen (RWTH
Aachen) erhilt er eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken nach § 16b Abs. 7 AufenthG fiir
ein Jahr, also zwei Semester. In Aachen kann er sich so viele Module aus Barcelona anrechnen
lassen, dass er wahrend seines Austauschstudiums seine Bachelorarbeit (auf Englisch) erstellen
kann. Er hat nun einen Rechtsanspruch auf die Aufenthaltserlaubnis nach § 20 Abs. 3 Nr. 1
AufenthG fiir 18 Monate, um sich eine Arbeitsstelle (Anforderungen siehe 1.10.1 in diesem
Kapitel) in Deutschland zu suchen.

1.3 Kann auch eine Aufenthaltserlaubnis fiir ein Praktikum erteilt werden?

Im Zusammenhang mit einem Studium gibt es verschiedene Regelungen zur Durchfiihrung eines
Praktikums.

1.3.1 Wird die Aufenthaltserlaubnis auch fiir ein Pflichtpraktikum vor dem Studium erteilt?
Zu unterscheiden ist, ob die Zulassung bereits vorliegt oder nicht:

1. Fur ein Pflichtpraktikum zur Erfiillung der Zulassungsbedingungen besteht ein Rechtsan-
spruch auf eine Aufenthaltserlaubnis, wenn die bedingte Zulassung bereits vorliegt (§ 16b
Abs. 1 AufenthG). Zusatzliche Tatigkeiten dirfen im ersten Jahr des Aufenthalts nur wah-
rend der Ferienzeit ausgelibt werden (§ 16b Abs. 3 Satz 2 AufenthG).

2. Fir ein studienvorbereitendes Praktikum (auch Pflichtpraktikum), wenn eine Zusage des
Betriebs oder der Einrichtung vorliegt (§ 16b Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 AufenthG), besteht ein
Ermessensanspruch. Erwerbstatigkeit ist nur im Rahmen des Praktikums und in der Ferien-
zeit (§ 16b Abs. 5 Satz 3 AufenthG) gestattet.

Wenn das Praktikum in der Studienordnung verbindlich vorgesehen ist, darf die Praktikumsvergii-
tung den Mindestlohn unterschreiten (§ 22 Abs. 1 Nr. 1 MiLoG).
1.3.2 Kann auch fiir ein freiwilliges Vorpraktikum eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden?

Ja, nach Ermessen ist dies moglich, wenn es unmittelbar der Studienvorbereitung dient. Dies muss
von der Hochschule bestatigt werden.
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Zugleich kann ein freiwilliges Praktikum auch parallel zu einem Studienkolleg oder einer sonstigen
studienvorbereitenden MaRnahme durchgefiihrt werden. Im ersten Jahr des Aufenthalts ist dies
allerdings nur in den Ferienzeiten zuldssig, ab dem zweiten Jahr kann das Praktikum auch halbtags
im Rahmen des zuldssigen Stundenkontingents durchgefiihrt werden (§ 16b Abs. 3 AufenthG).

Wird eine Praktikumsdauer von bis zu drei Monaten vereinbart, darf die Praktikumsvergltung den
Mindestlohn unterschreiten, weil es sich um ein Orientierungspraktikum handelt (§ 22 Abs. 1 Nr. 2
MiLoG).

1.3.3 Kann die Aufenthaltserlaubnis auch fiir ein Praktikum nach dem Studium erteilt werden?

Flr ein studienbezogenes Praktikum EU besteht ein Rechtsanspruch auf die Aufenthaltserlaubnis
(§ 16e AufenthG). Die Regelung bezieht sich auf Praktika, die nach einem Studienabschluss in
Deutschland aufgenommen werden, und auf Praktika, die von Studierenden auslandischer Hoch-
schulen in Deutschland absolviert werden sollen. Stets ist darauf zu achten, dass die Bestimmungen
des Mindestlohngesetzes (MiLoG) eingehalten werden; in der Regel darf die Praktikumsvergiitung
nach einem Studienabschluss den Mindestlohn (2020: 9,35 €, 2021: 9,85 € in der Stunde) nicht un-
terschreiten (siehe § 22 Abs. 1 MiLoG).

Die Erteilung ist an umfangreiche Anforderungen gebunden:

= Das Praktikum muss inhaltlich und dem Niveau nach dem Studium entsprechen.
= Das Praktikum muss nach einem Studienabschluss innerhalb von zwei Jahren aufgenom-
men werden oder wahrend einer Hochschulausbildung erfolgen; bei inlandischen Studien-
gangen sind Pflichtpraktika wahrend des Studiums bereits von der Aufenthaltserlaubnis
nach § 16b AufenthG erfasst.
= Der Lebensunterhalt muss durch das Praktikum oder in anderer Weise gesichert sein. Dies
gilt als erfillt, wenn monatlich Mittel in Hohe des BAf6G-HoOchstsatzes (861 €) verfiigbar
sind (§ 2 Abs. 3 Satz 5 AufenthG).
= Es muss ein Praktikumsvertrag vorgelegt werden, der folgende Punkte enthalt:
- eine Beschreibung des Programms fiir das Praktikum einschlieBlich des Bildungsziels oder
der Lernkomponenten,
- die Angabe der Dauer des Praktikums,
- die Bedingungen der Tatigkeit und der Betreuung des Auslanders,
- die Arbeitszeiten des Auslanders und
- das Rechtsverhaltnis zwischen dem Auslander und der aufnehmenden Einrichtung
(§ 16e Abs. 1 Nr. 2 AufenthG).
= Die Praktikumsstelle muss eine Verpflichtungserklarung fiir den Lebensunterhalt wahrend
der Praktikumszeit und die eventuell entstehenden Abschiebungskosten abgeben
(§ 16e Abs. 1 Nr. 5 AufenthG).

Die Aufenthaltserlaubnis wird fiir maximal sechs Monate erteilt (§ 16e Abs.2 AufenthG). Im
Anschluss an ein Praktikum kann nur eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Arbeitssuche nach
§ 20 Abs. 2 AufenthG (fiir sechs Monate) erteilt werden, aber keine Aufenthaltserlaubnis zur Arbeits-
suche nach § 20 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG (18 Monate). Es lohnt sich daher nicht, unmittelbar nach
einem Studium statt der Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche eine Aufenthaltserlaubnis zur
Absolvierung eines Praktikums flir sechs Monate zu beantragen, weil die Zeit fiir die Berufsfindung
dadurch nicht verlangert wird.
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1.3.4 Unter welchen Voraussetzungen kénnen Studierende an Hochschulen im Ausland fiir ein
Praktikum nach Deutschland kommen?

Auch Studierende an auslandischen Hochschulen (egal ob in der EU oder in Drittstaaten) haben
einen Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis fiir ein studienbezogenes Praktikum nach § 16e
AufenthG, wenn sie

= derzeit noch ein Studium absolvieren oder
= der Studienabschluss hochstens zwei Jahre zurlickliegt.

Im Ubrigen missen dieselben Voraussetzungen wie unter 1.3.3 fiir das Praktikum EU erfiillt sein.

Wer zur Absolvierung eines Praktikums erstmals nach Deutschland gekommen ist, kann sich hier
einen Arbeitsplatz suchen, zu dem der jeweilige Studienabschluss befdhigt, und dann vor Ablauf
der Aufenthaltserlaubnis nach § 16e AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschiaf-
tigung nach § 18b AufenthG beantragen.

Wenn die Voraussetzungen nicht erfillt sind, insbesondere die Praktikumsstelle keine Verpflich-
tungserklarung abgeben will oder der Studienabschluss langer als zwei Jahre zuriickliegt, kommt
auch eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Arbeitsplatzsuche nach § 20 Abs. 2 AufenthG fir
sechs Monate in Betracht.

1.4 Konnen Familienangehdrige internationaler Studierender diese begleiten oder
zu ihnen nachziehen?

Grundsatzlich ist dies moglich, dafiir miissen aber eine ganze Reihe von Voraussetzungen erfillt
werden.

1.4.1 Welche Personen werden als Familienangehorige akzeptiert?

Das Recht auf Familiennachzug flr Drittstaatsangehorige bezieht sich — von extremen Ausnahmen
abgesehen —immer nur auf die Ehepartner®innen (bzw. eingetragenen Lebenspartnerschaften) und
auf minderjahrige, unverheiratete Kinder. Stiefkinder oder Enkelkinder kénnen Nachzugsrechte
nicht direkt von den Studierenden, sondern nur von ihren jeweils eigenen Elternteilen ableiten.

1.4.2 Welche Voraussetzungen miissen Ehepartner*innen (bzw. eingetragene Lebenspart-
ner*innen) erfiillen?

Auch beim Familiennachzug gibt es Rechtsanspriiche und Ermessensanspriiche, die in §§ 30, 29, 27
und 5 AufenthG geregelt sind.

Ein Rechtsanspruch auf Begleitung oder auch spateren Nachzug besteht, wenn folgende Anforde-
rungen erfillt sind:

= Die Ehe bestand schon im Herkunftsstaat bzw. bei Erteilung der Aufenthaltserlaubnis an
die Studierenden.

= Die Aufenthaltsdauer der Studierenden wird voraussichtlich tGber ein Jahr betragen, abge-
stellt wird auf eine Prognose zur Gesamtaufenthaltsdauer.

= Es darf sich weder um eine Zwangs- noch um eine Scheinehe handeln (§ 27 Abs. 1a
AufenthG).

= Die Ehepartner®innen sind bei Einreise mindestens 18 Jahre alt.
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= Der Lebensunterhalt ist gesichert (siehe 1.4.4 in diesem Kapitel).

= Es muss ausreichend Wohnraum nachgewiesen werden (§§ 29 Abs. 1 Nr. 2, 2 Abs. 4
AufenthG; VwV AufenthG 12 gm pro Person, von zwei bis fiinf Jahren 10 gm).

= Deutschkenntnisse auf dem Niveau Al (§§ 30 Abs. 1 Nr. 2, 2 Abs. 9 AufenthG); es gibt hierzu
verschiedene Ausnahmeregelungen (siehe 1.4.5 in diesem Kapitel).

= Die Nachziehenden verfiigen liber einen Pass.

= Es bestehen keine Sicherheitsbedenken, Ausweisungsinteressen oder Einreisesperren nach
§ 11 AufenthG.

Erfolgte die EheschlieBung erst wahrend des Aufenthalts der Studierenden in Deutschland oder
betragt der geplante Studienaufenthalt weniger als ein Jahr, so kann die Begleitung bzw. der Nach-
zug der Ehepartner nach Ermessen zugelassen werden. Die Ubrigen Voraussetzungen miissen aber
ebenso erfiillt sein.

Sollte es wahrend des Aufenthalts in Deutschland zu einer Trennung kommen, so kdnnen die Ehe-
partner®innen von internationalen Studierenden sich nicht auf die Méglichkeit eines eigenstandi-
gen Aufenthalts nach § 31 AufenthG berufen, weil der Aufenthaltstitel der*des Stammberechtigten
nicht zu einer Niederlassungserlaubnis fihren kann (§ 31 Abs. 1 Satz 2 AufenthG). Alternativ haben
sie die Moglichkeit, eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck einer Ausbildung (§§ 16a, 16b AufenthG)
oder einer Erwerbstatigkeit (§§ 18a, 18b, 19c, 21 AufenthG) zu erhalten, vorausgesetzt, ihr Lebens-
unterhalt ist gesichert. Bei der Berechnung des Einkommens (siehe 1.4.4 in diesem Kapitel) kdnnen
auch Unterhaltszahlungen der*des Stammberechtigten berlicksichtigt werden.

1.4.3 Welche Voraussetzungen miissen Kinder erfiillen?

Auch Kinder kénnen ihre Eltern begleiten oder zu ihnen nachziehen, wenn die Voraussetzungen
nach § 32 AufenthG erfillt sind:

= Beide Elternteile oder der allein sorgeberechtigte Elternteil verfiigen tiber einen Aufent-
haltstitel (hier nach § 16b AufenthG). Ausldandische Sorgerechtsentscheidungen werden in
Deutschland anerkannt, wenn sie nicht gegen den ,,ordre public” verstol3en, etwa weil
dltere Kinder nicht angehort wurden (BVerwG vom 29.11.2012 — 10 C 4/12);

= der Lebensunterhalt ist gesichert (siehe 1.4.4);

= es ist ausreichend Wohnraum vorhanden (12 gm fiir jede Person ab sechs Jahre, 10 gm fur
Kinder von zwei bis flinf Jahren, VwV AufenthG 2.4.2);

= das Kind verfligt Giber einen Pass;

= es liegen keine Ausweisungsgriinde, Aufenthaltsverbote, Sicherheitsbedenken etc. vor.

Die Begleitung soll (Regelanspruch) auch zu einem nicht allein sorgeberechtigten Elternteil zugelas-
sen werden, wenn die Einverstandniserklarung des anderen Elternteils oder eine entsprechende
verbindliche amtliche Entscheidung vorliegt. Der Regelanspruch bedeutet, dass eine Ablehnung nur
erfolgen darf, wenn besondere Umstdande gegen den Nachzug sprechen.

Ein spaterer Nachzug wird unter den gleichen Voraussetzungen zugelassen, wenn die Kinder unter
16 Jahre alt sind.

Ein spaterer Nachzug von Kindern ab dem 16. Geburtstag ist nur moglich, wenn sie die deutsche
Sprache beherrschen oder ihre Integration aus anderen Griinden gewahrleistet erscheint.

Werden Kinder wahrend des Studienaufenthalts eines Elternteils volljahrig, so erhalten sie eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 34 AufenthG, die dann unabhangig von der Aufenthaltserlaubnis der
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Eltern gilt und verldangert wird, bis sie die Voraussetzungen nach § 35 AufenthG fiir die Niederlas-
sungserlaubnis erfillen (u. a. flinf Jahre Aufenthalt).

1.4.4 Welche Anforderungen werden an die Sicherung des Lebensunterhalts gestellt?

Nachgewiesen werden miissen verfiigbare Mittel in Hohe der SGB 11/SGB Xll-Bedarfssatze und der
Unterkunftskosten (§§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 Abs. 3 AufenthG). Neben den Nachweismoglichkeiten fur
Studierende (siehe 1.1.2 in diesem Kapitel) besteht auch die Moglichkeit, ein Erwerbseinkommen
der Nachziehenden in Deutschland zu bericksichtigen, weil die Aufenthaltserlaubnis nach § 30 Auf-
enthG mit einer uneingeschrankten Erwerbserlaubnis (§ 4a Abs. 1 AufenthG) verbunden ist. Der
notwendige Lebensunterhalt fiir familidre Aufenthalte errechnet sich nach den Bedarfssatzen des
SGB II/SGB XIl.

Beispiel fiir die Berechnung des gesicherten Lebensunterhalts

Sascha, 27 Jahre alt, aus Russland will an der Humboldt-Universitdt zu Berlin studieren und
seine Ehefrau und zwei Kinder im Alter von drei und sechs Jahren wollen ihn begleiten. Ver-
wandte haben ihnen eine Wohnung von 80 gm, Warmmiete 1.200 €, vermittelt.

Zunachst muss Sascha seinen Lebensunterhalt in H6he des BAfoG-Satzes von 861 € sichern.

Fur seine Familienangehdrigen sind die Bedarfssatze nach SGB I1/SGB XlI zuziiglich der Kosten
der Unterkunft maRgeblich. Auch der Krankenversicherungsschutz muss gewahrleistet sein.

Regelbedarfe (2021):
Ehefrau 401 €
Kind, 3J. 283 €
Kind, 6J. 309 €

Unterkunftskosten:
3 x 300 € =900 € (fir jede Person ein gleicher Anteil der Gesamtmiete, wobei Saschas Anteil
nicht bertcksichtigt wird).

Gesamtbedarf fiir die Familienangehorigen: 1.893 €

Der Bedarf reduziert sich durch den Anspruch der Ehefrau auf Kindergeld in Hohe von 438 €
(§8 62 Abs. 2 Nr. 2, 66 Abs. 1 EStG) auf 1.455 €. Die Familie muss also insgesamt ein
Einkommen von 2.316 € monatlich nachweisen.

Krankenversicherung: Wenn Sascha noch nicht fiir ein Fachstudium eingeschrieben ist, kann
sich die gesamte Familie nur privat versichern. Nach der Einschreibung ist Sascha gesetzlich
versichert und die Familienangehdrigen kostenfrei mitversichert. Eine Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht ware hier toricht.

1.4.3 Welche Sprachanforderungen miissen erfiillt werden?

Grundsatzlich setzt ein Visum zum Ehegatten-Nachzug den Nachweis von Deutschkenntnissen auf
dem Niveau Al des Gemeinsamen Europdischen Referenzrahmens fiir Sprachen (Empfehlungen des
Ministerkomitees des Europarates an die Mitgliedstaaten Nr. R (98) 6 vom 17.3.1998 zum Gemein-
samen Europdischen Referenzrahmen fiir Sprachen — GER) in Wort und Schrift voraus (einfache
deutsche Sprachkenntnisse, § 2 Abs. 9 AufenthG).
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Auf diese Anforderung wird verzichtet,

= wenn die Studierenden aus einem privilegierten Industriestaat (Australien, Israel, Japan,
Kanada, Neuseeland, Stidkorea, USA) stammen (§ 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 AufenthgG, § 41
Abs. 1 AufenthV),

= wenn die Nachziehenden lber einen akademischen Abschluss verfligen oder eine ent-
sprechende Erwerbstatigkeit ausiiben und eine Integration ohne staatliche Hilfe erwartet
werden kann (§ 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 AufenthG, § 4 Abs. 2 IntV),

= wenn ein Spracherwerb aus gesundheitlichen Griinden (§ 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 AufenthG)
nicht moglich ist oder

= wenn der Spracherwerb im Einzelfall unzumutbar ist (§ 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 AufenthG); die
Kriterien sind hier recht streng und in der Regel muss nachgewiesen werden, dass intensive
Versuche des Spracherwerbs gescheitert sind.

1.4.4 Welche weiteren Griinde konnen einem Nachzug entgegenstehen?

Grundsatzlich bedarf es immer eines Passes. Wenn in ganz besonders gelagerten Einzelfallen die
Beschaffung eines Nationalpasses unmoglich oder unzumutbar ist, kommt auch die Ausstellung
eines deutschen Reiseausweises flir Auslander in Betracht (siehe 1.1.5 in diesem Kapitel).

Bei Familienangehdrigen, die sich zuvor schon einmal in Deutschland aufgehalten haben, muss stets
auch gepriift werden, ob ihnen ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 AufenthG erteilt wur-
de, etwa weil sie abgeschoben oder ausgewiesen wurden (§ 11 Abs. 1 AufenthG), eine Ausreisefrist
Uberschritten haben (§ 11 Abs. 6 AufenthG) oder ein Asylverfahren betrieben haben, welches als
offensichtlich unbegriindet abgelehnt wurde (§ 11 Abs. 7 AufenthG).

Auch sonst dirfen keine Ausweisungsinteressen vorliegen, dabei kann es sich um Straftaten in
Deutschland oder auch im Ausland handeln (§ 54 AufenthG).

Es liegt in der Entscheidung der deutschen Auslandsvertretung, ob zusatzlich auch eine Sicherheits-
Uberprufung vorgenommen wird (§ 73 Abs. 1a und Abs. 2 AufenthG).

Beispiel

Die chinesische Studentin Li, 22 Jahre alt, mochte zusammen mit ihrem Ehemann, 26 Jahre alt,
nach Deutschland kommen. Sie hat eine Zulassung zu einem Bachelorstudiengang der Bioinfor-
matik mit einer Regelstudienzeit von sieben Semestern. Der Ehemann hat beim Goethe-Institut
in China ein Sprachzertifikat A1 erworben. Beide haben gemeinsam bei der Deutschen Bank
ein Sperrkonto iber 25.000 € angelegt. Sie haben die Zusage fiir ein Appartement in einem
Studierendenwohnheim, fiir welches monatlich Mietkosten von 500 € anfallen. Beide verfiigen
Gber chinesische Nationalpdasse, keiner war vorher bereits in Deutschland, sonstige Sicherheits-
bedenken liegen nicht vor.

Lis Ehemann hat einen Rechtsanspruch auf Begleitung seiner Ehefrau. Die Visumsantrage
sollten zusammen bei der deutschen Auslandsvertretung gestellt werden, weil auch der Ehe-
mann von dem beschleunigten Verfahren fir Studierende (siehe 1.6.3 in diesem Kapitel)
profitiert.
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Beispiel

Ludmilla aus der Ukraine, 20 Jahre alt, kam als Au-pair nach Miinchen und erhielt eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 19c Abs. 1 AufenthG. Wéahrend ihres Aufenthalts lernt sie Tom, Student
der Humanmedizin aus Australien, kennen und lieben. Noch vor dem Ende ihrer Zeit als Au-pair
heiraten die beiden. Ludmilla kann eine Arbeitsstelle als Servicekraft in einer Senioreneinrich-
tung nachweisen.

Da Ludmilla bereits tGber einen Aufenthaltstitel verfiigt, kann sie den Antrag auf die Aufenthalts-
erlaubnis zum Familiennachzug nach § 30 AufenthG in Deutschland stellen (§ 39 Nr. 1 Auf-
enthV). Der Lebensunterhalt ist gesichert, ein Sprachzertifikat bendotigt sie nicht (Privilegierung
von Tom als Australier) und auch die tbrigen Voraussetzungen sind erfillt. Allerdings bestand
die Ehe noch nicht zu dem Zeitpunkt, als Tom die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG
erteilt wurde. Die Auslanderbehorde hat also nach Ermessen lber den Antrag zu entscheiden.
In der vorliegenden Konstellation sind allerdings keine gewichtigen 6ffentlichen Interessen
erkennbar, die der Erteilung entgegenstehen.

Ware Ludmilla allerdings als Asylsuchende ohne Visum oder als Touristin mit Schengenvisum
eingereist, so wirde das fehlende Visum der Erteilung in Deutschland entgegenstehen und sie
misste den Antrag als Visumsantrag von der Ukraine aus stellen.

1.5 Unter welchen Voraussetzungen kann der Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis
zu Studienzwecken in Deutschland gestellt werden?

Grundsatzlich verlangt § 5 Abs. 2 AufenthG (allgemeine Erteilungsvoraussetzungen), dass fiir einen
Aufenthaltstitel die Einreise mit einem Visum erfolgte, welches genau zu dem Zweck erteilt wurde,
auf den der Aufenthalt gerichtet ist. Damit soll eine Einreisesteuerung gesichert werden, durch wel-
che ermoglicht wird, die berechtigten Griinde und die Voraussetzungen fiir einen Aufenthalt in
Deutschland zu priifen, ehe eine Einreise erfolgt.

Von diesem Grundsatz gibt es jedoch auch Ausnahmen und so kénnen Personen, die sich bereits
erlaubt in Deutschland aufhalten, in bestimmten Féallen die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Auf-
enthG zum Zweck des Studiums auch bei der zustandigen Auslanderbehdérde in Deutschland bean-
tragen.

1.5.1 Koénnen Drittstaatsangehoérige mit einer Aufenthaltserlaubnis aus anderen Griinden oder
mit einer Fiktionsbescheinigung den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis zu Studien-
zwecken bei einer Ausldnderbehérde in Deutschland stellen?

Wer sich in Deutschland mit einem Aufenthaltstitel aufhalt, kann die Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis zu Studienzwecken bei der Auslanderbehorde beantragen. Typische Konstellationen sind
Aufenthalte als Au-pair, flir einen Freiwilligendienst oder andere kurzzeitige Arbeitsaufenthalte mit
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 19c Abs. 1 AufenthG, Aufenthalte zum Zweck des Sprachkurses
oder als Schiiler nach § 16f AufenthG oder auch fiir ein EU-Praktikum nach § 16e AufenthG, wenn
anschlieRend ein Masterstudiengang belegt werden soll.

Besonders zu beachten ist in diesen Fallen, dass der Aufenthaltstitel noch nicht abgelaufen sein
darf, wenn der Antrag auf die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG gestellt wird. Mit der
Antragstellung wird eine Fiktionsbescheinigung erteilt, die den bisherigen Aufenthaltstitel solange
weitergelten lasst, bis Gber den Antrag nach § 16b AufenthG entschieden ist (§ 81 Abs. 4 AufenthG).
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Wird der Antrag jedoch verspatet — also nach Ablauf der bisherigen Aufenthaltserlaubnis — gestellt,
so kann die Ausléanderbehdrde die Fortwirkung nur zur Vermeidung einer unbilligen Harte anordnen
(§ 81 Abs. 4 Satz 2 AufenthG).

Auch wenn vor dem Ablauf der bestehenden Aufenthaltserlaubnis ein Verlangerungsantrag fiir den
bisherigen Aufenthaltszweck gestellt wurde und daraufhin eine Fiktionsbescheinigung ausgestellt
wurde, kann der Antrag auf die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG noch bei der Auslander-
behorde gestellt werden.

Beispiel

Anna aus Georgien ist fur einen Freiwilligendienst nach Deutschland gekommen. Nach Ablauf
der Aufenthaltserlaubnis nach § 19c Abs. 1 AufenthG beantragt sie die Verlangerung dieser
Aufenthaltserlaubnis. Die Hochstdauer fiir den Freiwilligendienst ist jedoch bereits ausge-
schopft. Dennoch erhalt sie zunachst eine Fiktionsbescheinigung fiir die Zeit der Priifung des
Antrags. Zwei Wochen spater gelingt es ihr, die Zulassung zu einem Studiengang Soziale Arbeit
zu erhalten, ebenso eine Verpflichtungserklarung nach § 68 AufenthG von einem Verwandten,
der in Deutschland lebt. Sie kann auch jetzt noch die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG
beantragen, obwohl ihre vorangegangene Aufenthaltserlaubnis schon abgelaufen ist, aber als
fortwirkend gilt.

1.5.2 Konnen die Inhaber eines D-Visums (fiir einen langeren Aufenthalt) den Antrag auf eine
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken bei einer Auslanderbehorde in Deutschland
stellen?

Ja, das ist moglich. Wenn Drittstaatsangehorige mit einem Visum zu einem langerfristigen Aufent-
halt nach Deutschland einreisen, etwa zum Familiennachzug oder zur Erwerbstatigkeit, und sich die
Plane im Nachhinein zerschlagen (nicht, wenn die Absicht nur vorgetduscht wurde), dann kann die
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken bei der zustéandigen Auslanderbehorde in Deutschland ge-
stellt werden.

Beispiel

Fatima aus Jordanien reist mit einem Visum zum Familiennachzug zu ihrem hier lebenden
deutschen Ehemann. Kurze Zeit nach ihrer Ankunft muss sie feststellen, dass ihr Mann eine
Geliebte hat, und trennt sich von ihm. Eine Aufenthaltserlaubnis zum Familiennachzug nach
§ 28 AufenthG war noch nicht beantragt worden und es besteht auch kein Anspruch mehr
darauf. Dennoch kann Fatima, wenn sie eine Zulassung nachweist und der Lebensunterhalt
gesichert ist — eventuell auch durch einen Unterhaltsanspruch gegen ihren Ehemann —, eine
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken in Deutschland erhalten.

1.5.3 Koénnen die Angehorigen bestimmter Staaten den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis
zu Studienzwecken bei einer Auslanderbehorde in Deutschland stellen?

Die Angehdrigen bestimmter Staaten konnen generell nach einer visumsfreien Einreise einen Auf-
enthaltstitel bei der Auslanderbehorde in Deutschland beantragen (§ 41 AufenthV). Es handelt sich
um:

= Australien, Brasilien, El Salvador, Honduras, Israel, Japan, Kanada, Stidkorea, Neuseeland
und die USA.
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1.5.4 Wer kann den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken nicht in Deutsch-
land stellen?

Wer in Deutschland noch keinen Aufenthaltstitel, keine Fiktionsbescheinigung nach einem Aufent-
haltstitel und kein Visum fiir einen langerfristigen Aufenthalt hat und auch nicht aus einem privile-
gierten Staat kommt, muss immer zunachst einen Visumsantrag in dem Staat seines bisherigen
Aufenthalts stellen.

Insbesondere ist es nicht méglich, von einem Aufenthalt als Asylsuchende*r oder aus einer Dul-
dung oder einem Schengenvisum (Tourist*in) in eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG
zu wechseln.

1.6 Wie ist der Ablauf eines Visumsverfahrens?

Das Visumsverfahren erfolgt wie nachfolgend beschrieben:

1.6.1 Wo muss der Antrag gestellt werden?

Der Visumsantrag muss bei einer deutschen Auslandsvertretung, also einer Botschaft oder einem
Konsulat, gestellt werden. Die Zustandigkeit richtet sich nach dem gewdhnlichen Aufenthalt, also in
der Regel dem Ort, an dem jemand seinen standigen Wohnsitz hat. Gefordert wird ein Aufenthalt
seit sechs Monaten oder eine langfristige Aufenthaltsgenehmigung. Das bedeutet auch, dass der
Visumsantrag nicht in einem Staat gestellt werden kann, in dem der*die Antragsteller®in keine offi-
zielle Aufenthaltsgenehmigung hat. So kann etwa ein somalischer Staatsangehoriger, der sich seit
Langerem in Italien aufhalt, einen Visumsantrag bei der deutschen Botschaft in Rom nur stellen,
wenn er von den italienischen Behorden eine Aufenthaltsgenehmigung erhalten hat. Wenn die
deutsche Botschaft in einem Land geschlossen ist (z. B. Syrien), dann werden ein oder mehrere
deutsche Auslandsvertretungen in angrenzenden Staaten ausdricklich als zustandig bestimmt.

Bestehen in einem Land mehrere deutsche Auslandsvertretungen (neben der Botschaft noch Kon-
sulate), so richtet sich die Zustandigkeit nach dem zugeordneten Wohnort. Informationen dazu fin-
den sich auf den Homepages der deutschen Botschaften.

In der Regel wird zunachst ein Termin bei der Auslandsvertretung im Internet oder tiber ein Call-
center reserviert. Dabei muss die Studienabsicht unbedingt angegeben werden, weil die Terminver-
gabe oft unterschiedlich je nach dem Aufenthaltszweck erfolgt. Studierende werden in der Regel
bevorzugt.

1.6.2 Welche Unterlagen miissen vorgelegt werden?

Zum Termin missen alle Unterlagen vorgelegt werden, die auch fir die Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis nach § 16b AufenthG erforderlich sind: Zulassung, Sicherung des Lebensunterhalts, Pass,
ausnahmsweise auch Sprachzertifikat.

Sollen Familienangehorige miteinreisen, sind Heirats- und Abstammungsurkunden erforderlich. Je
nach Herkunftsland ist eine Legalisation oder eine Apostille erforderlich.

Staatsangehorige anderer Staaten miissen auch ihren gewohnlichen Aufenthalt im Land der Antrag-
stellung nachweisen.

Zusatzlich sind auch zwei Passfotos erforderlich.
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Die genaue Liste der Unterlagen wird in der Regel mit der Terminbestadtigung der deutschen Bot-
schaft zugesandt.

Die Gebiihren betragen 75 €. Stipendiat*innen, die mit deutschen &ffentlichen oder EU-Geldern
gefordert werden, sind von den Gebihren befreit.

1.6.3 Wie lange dauert das Verfahren?

Flr Antrage auf eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG gilt das beschleunigte Verfahren
nach § 31 Abs. 1 Satz 5 AufenthV. Die Auslandsvertretung sendet die Daten an die zustdndige Aus-
landerbehoérde (am vorgesehenen Wohnort oder am Ort der Hochschule, soweit noch keine Unter-
kunft feststeht) und diese hat drei Wochen und zwei Tage (gerechnet ab Eingang der Daten) Zeit,
ihre Zustimmung zu erteilen oder abzulehnen. Nach Ablauf der Frist gilt die Zustimmung auch ohne
eine Antwort als erteilt.

Insgesamt ist bis zur Erteilung des Visums mit einer Dauer von bis zu sieben Wochen ab dem An-
tragstermin zu rechnen. Soweit Unterlagen fehlen, eine Sicherheitsprifung vorgenommen wird
oder die zustdandige Auslanderbehérde Einwande geltend macht, kdnnen es auch bis zu drei Mona-
te werden. Die groRte Hiirde liegt allerdings in den Wartezeiten bei der Vergabe von Terminen zur
Beantragung eines Visums. So musste die Bundesregierung in der Antwort vom 19.12.2019 auf eine
kleine Anfrage der Fraktion Buindnis 90/Die Grinen (BT-Drs. 19/15956) einrdumen, dass die Warte-
zeiten in den Auslandsvertretungen von Guinea, Iran, Kamerun, Marokko, Nigeria und Pakistan flr
afghanische Staatsangehdorige bei mehr als 52 Wochen lagen. Studieninteressierten sollte deshalb
empfohlen werden, so friih wie moéglich einen Termin bei der deutschen Auslandsvertretung an-
zumelden, auch wenn noch keine Zulassung vorliegt. Grundsétzlich darf die zustandige Auslander-
behoérde auch eine Vorabzustimmung zur Visumserteilung erteilen (§ 31 Abs. 3 AufenthV), um das
Verfahren zu beschleunigen.

In zwei Fallen wird ganz auf die Zustimmung verzichtet (§ 34 AufenthV):

= wenn Studierende ein Stipendium aus 6ffentlichen Mitteln erhalt (§ 34 Nr. 3 AufenthV)
oder

= wenn Absolvent®innen einer deutschen Auslandsschule oder mit deutschen Mitteln gefér-
derten Schule eine Hochschulzugangsberechtigung fiir Deutschland in Verbindung mit dem
erforderlichen deutschen Sprachdiplom erlangt haben (§ 34 Nr. 5-7 AufenthV).

Die Bearbeitungszeit liegt hier nur bei zwei bis drei Wochen.

1.6.4 Wo lassen sich Beschwerden anbringen, wenn der Antrag zu langsam bearbeitet wird
oder abgelehnt wurde?

Der Bescheid mit der Ablehnung des Visumsantrags ist meist nicht mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung versehen. Ein Widerspruch gegen diese Entscheidungen ist nicht moéglich. Es muss direkt Klage
eingereicht werden, und zwar beim VG Berlin als Ort des Sitzes des Auswartigen Amtes als Dienst-
vorgesetzter aller deutschen Auslandsvertretungen. Die Frist betragt allerdings ein Jahr, weil keine
Rechtsmittelbelehrung erfolgt.

Zugleich besteht die Moglichkeit, ein sog. Remonstrationsverfahren durchzufiihren. Der Antrag
kann bei der Visastelle oder beim Auswartigem Amt gestellt werden. Es handelt sich dabei nicht um
ein formliches Rechtsmittel, die Auslandsvertretung oder das Auswartige Amt sind aber verpflichtet,
die Entscheidung nochmals rechtlich zu priifen. Es ist deshalb unbedingt ratsam, zunéachst dieses Ver-
fahren durchzufiihren und nicht sofort einen Klageantrag zu stellen. Der Antrag muss in deutscher
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Sprache schriftlich und mit Unterschrift eingereicht werden. Er sollte begriindet werden und even-
tuell relevante weitere Unterlagen sollten beigefiigt sein. Ein ablehnender Remonstrationsbescheid
enthalt auch eine Rechtsmittelbelehrung und |6st damit eine Klagefrist von einem Monat aus.

1.6.5 Welche Schritte sind unmittelbar nach der Einreise erforderlich?

= Anmietung von Wohnraum und Anmeldung innerhalb von zwei Wochen bei der Melde-
behoérde. Eine Meldepflicht besteht wahrend eines voriibergehenden Aufenthalts bis zu drei
Monaten nicht (§ 27 Abs. 2 BMG), sie entsteht jedoch innerhalb von zwei Wochen, sobald
Wohnraum bezogen wird (§ 17 BMG), oder nach Ablauf von drei Monaten in einem Hostel/
Hotel/Jugendherberge o. A. (§ 29 Abs. 1 BMG). Ein VerstoR gegen die Meldepflicht kann als
Ordnungswidrigkeit (meist 20-50 € BulRgeld) geahndet werden.

Einschreibung an der Hochschule bzw. Besorgung einer Bescheinigung tGiber den Beginn einer
studienvorbereitenden MaRnahme durch das jeweilige Bildungsinstitut.

= Er6ffnung eines Kontos; nach dem Zahlungskontengesetz (ZKG) darf jede Person mit einem
rechtmaRigen Aufenthalt in Deutschland, selbst wenn sie noch nicht liber Wohnraum ver-
flgt, hier auch ein Konto fihren (§ 31 Abs. 1 ZKG).

Antrag auf die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG bei der Auslanderbehorde. Es
kommt hier immer wieder zu Verzogerungen, weil die Auslanderbehorde keine zeitnahen
Termine vergeben kann. Zwingend muss der Antrag jedoch vor Ablauf des Visums gestellt
werden, vorzugsweise schriftlich oder per Fax, wenn eine personliche Vorsprache nicht mog-
lich ist. Kann zu diesem Zeitpunkt noch keine Meldeadresse angegeben werden, so sollte
unbedingt eine Zustelladresse (Privatleute oder Organisationen der Wohnungslosenhilfe)
angegeben werden, unter der die Betroffenen erreichbar sind (§ 15 VwVfG).

1.7 Wie lange darf ein Studium in Deutschland dauern?

Natdrlich lasst sich kein allgemein giiltiger Zeitraum nennen; es kommt auf die Art des Studiums und
auf die individuellen Umsténde der einzelnen Studierenden an.

1.7.1 Fir welche Zeitraume werden die Aufenthaltserlaubnisse erteilt?

Die erste Aufenthaltserlaubnis wird fiir mindestens ein Jahr und hochstens zwei Jahre erteilt; bei
einer befristeten Studienzeit entsprechend kiirzer (§ 16b Abs. 2 AufenthG). Die Verlangerung soll
fir zwei Jahre erfolgen, wenn die Sicherung des Lebensunterhalts fiir diesen Zeitraum nachgewie-
sen werden kann und der Studienverlauf darauf schlieBen |asst, dass das Studium in einer angemes-
senen Zeit beendet werden kann (VwV AufenthG 16.1.1.6). Das gilt nicht, wenn der Studienaufent-
halt flr einen kiirzeren Zeitraum geplant ist.

Der Aufenthalt zur Studienvorbereitung betragt in der Regel hochstens zwei Jahre (VwV AufenthG
16.0.6). Es handelt sich jedoch nicht um eine gesetzliche Obergrenze, sondern nur um einen Prog-
nosemaRstab (OVG NRW vom 5.6.2012 — 18 B 1483/11; Sichsisches OVG vom 7.3.2016 — 3 B
378/15; VG Freiburg vom 21.2.2017 — 6 K 977/17). Gemeint ist damit, dass die Aufenthaltserlaubnis
nicht entzogen werden darf, wenn dieser Zeitraum lediglich kurzfristig Gberschritten wurde. Ist hin-
gegen absehbar, dass die Studienvorbereitung erst nach einem Aufenthalt von deutlich mehr als zwei
Jahren abgeschlossen werden kann, dann darf der Aufenthalt schon vor Ablauf von zwei Jahren be-
endet werden.
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Beispiel

Ramon reiste am 30.8.2018 nach Deutschland ein und begann am 1.10.2018 ein Studienkolleg.
Die 1. Prifung im Juli 2019 bestand er nicht, die 2. Priifung im Juli 2020 ebenfalls nicht. Nach
seinem Leistungsstand ist auch eine weitere Nachprifung nicht moglich, sodass er erst im Juli
2021 wieder in die Prifung gehen kann. Die Auslanderbehdérde hatte eine Aufenthaltserlaubnis,
glltig bis zum 25.9.2020, erteilt. Ramon kann nicht damit rechnen, dass seine Aufenthalts-
erlaubnis verlangert wird. Die Auslanderbehérde konnte die Aufenthaltserlaubnis auch schon
mit einem Bescheid im August 2020 nachtraglich befristen.

Der Verlangerungsantrag muss grundsatzlich vor dem Ablauf der Aufenthaltserlaubnis gestellt wer-
den (§ 81 Abs. 1 AufenthG).

Eine Schriftform ist fiir den Antrag nicht erforderlich.

Erfolgt die Verlangerung nicht sofort, wird eine Fiktionsbescheinigung erteilt, durch welche alle
bisherigen Rechte — insbesondere auf Erwerbstatigkeiten und Sozialleistungen — weitergelten (§ 81
Abs. 4 Satz 1 AufenthG).

Wird der Antrag erst nach Ablauf der Giiltigkeit der bisherigen Aufenthaltserlaubnis gestellt, so
kann die Auslanderbehorde die Fortgeltung nur anordnen, wenn es zur Vermeidung einer unbilligen
Harte erforderlich ist (§ 81 Abs. 4 Satz 3 AufenthG). In der Regel wird dies angenommen, wenn die
Betroffenen durch eine Krankheit, einen psychischen Ausnahmezustand durch ein schwerwiegen-
des Ereignis o. A. an der Antragstellung gehindert sind.

Studierende miissen darauf achten, dass ihre Aufenthaltserlaubnis nicht wahrend eines
Heimaturlaubs ablduft. Die Auslanderbehorde kann gebeten werden, die Aufenthaltserlaubnis
schon vorzeitig zu verlangern oder eine Fiktionsbescheinigung (§ 81 Abs. 4 AufenthG) fiir die
Zeit nach dem Ende der Aufenthaltserlaubnis auszustellen. Notfalls kann auch aus dem Ausland
per Mail eine Verlangerung beantragt werden. Das Rundschreiben des BMI vom 9.4.2020
(https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/corona/
rundschreiben-20200409.html) sieht fiir coronabedingte Verzégerungen bei der Rickkehr vor,
dass die Auslanderbehdrden eine Fiktionsbescheinigung liber den Kurierweg des Auswartigen
Amts an die Auslandsvertretungen leiten kdnnen. Wird der Verlangerungsantrag versaumt, kann
mit einer abgelaufenen Aufenthaltserlaubnis nicht ins Bundesgebiet zurlickgekehrt werden. Es
muss ein neues Visumsverfahren durchlaufen werden.

Eine unbillige Harte liegt auch vor, wenn der Antrag nicht rechtzeitig gestellt werden konnte, weil
der Aufenthaltserlaubnis eine auflésende Bedingung beigefligt war (Sachsisches OVG vom 10.7.
2019 -2 M 21/19). Diese auflésende Bedingung, eine Nebenbestimmung, nach der die Aufenthalts-
erlaubnis bei Exmatrikulation erlischt, wird nur von wenigen Auslanderbehorden verfiigt, sie ist je-
doch generell zuldssig (zuletzt: VG Dresden vom 21.4.2015 -3 L 228/15).

Die Gebiihr fiir die Aufenthaltserlaubnis — egal ob ein oder zwei Jahre — betragt 100 € (§ 45 Nr. 1
AufenthG).
1.7.2 Was gilt als angemessene Dauer fiir den jeweiligen Studiengang?

Die Uberschreitung der durchschnittlichen Studiendauer — nicht Regelstudienzeit — um bis zu drei
Semester gilt als unproblematisch (VwV 16.1.1.6.2), letztlich kommt es fiir die Beurteilung der Aus-
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landerbehoérde aber immer darauf an, ob zum Zeitpunkt der Prognose ein Studienerfolg noch in
angemessener Zeit zu erwarten ist (§ 16b Abs. 2 Satz 4 AufenthG). Die Bewertung erfolgt also mit
Blick auf die Zukunft, nicht auf die Vergangenheit (OVG Magdeburg vom 14.2.2020 - 2 M 3/20; VG
Karlsruhe vom 3.4.2017 — 7 K 7667/16).

In der Verwaltung und Rechtsprechung hat sich eine Hochstdauer von zehn Jahren fiir den gesam-
ten Studienaufenthalt einschlieflich der Studienvorbereitung, aber ohne Berlicksichtigung der Pro-
motionszeit, als generelle Grenze etabliert (VwV AufenthG 16.2.7).

Die Studienerfolge dirfen bei jeder Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis auch vor Ablauf der
Regelstudienzeit geprift werden (Sachsisches OVG vom 3.5.2019 — 3 B 96/19).

Neben den Ublichen Studienzeiten ist vor allem das bisherige Studienverhalten, insbesondere die
erbrachten Leistungsnachweise, zu bewerten. Beriicksichtigt werden muss dabei aber, dass die
Sprachschwierigkeiten gerade zu Beginn des Studiums zu einer Verlangsamung flihren. Bedeutsam
sind deshalb auch erkennbare Leistungssteigerungen im Studienverlauf.

Beispiel

Marie ist im Bachelorstudiengang Maschinenbau an der Technischen Universitat Dresden
eingeschrieben, die Regelstudienzeit betragt sieben Semester, die Durchschnittsstudienzeit
neun Semester. Bis zu zwolf Semester gelten als angemessen. Die Auslanderbehdérde kann
jedoch bei jeder Verlangerung die Vorlage der Leistungsiibersicht verlangen, um zu priifen, ob
das Studium einen Fortgang nimmt. Nicht verlangt werden darf, dass schon in der ersten Phase
des Studiums alle vorgesehenen Priifungen abgelegt werden.

Auch alle sonstigen individuellen Griinde fiir eine Verzogerung kénnen geltend gemacht wer-
den, vor allem aber missen die Gesichtspunkte vorgetragen werden, die flr einen erfolgreichen
Studienabschluss in angemessener Zeit sprechen.

Beispiele aus der Rechtsprechung:

Bei einer durchschnittlichen Studiendauer von 8,3 Semestern ist nach neun Semestern und 48 ECTS
nicht mehr mit einer Beendigung in einer angemessenen Zeit zu rechnen (OVG Bremen vom 1.4.2014
—-1B47/14).

Bei 129 ECTS in zwolf Fachsemestern bei vorgesehenen 180 ECTS in sechs Semestern fallt die Prog-
nose ebenfalls negativ aus (VG Disseldorf vom 4.7.2019 — 2 L 489/19).

Ein Studienerfolg ist nicht mehr zu erwarten bei gleichzeitiger Aufnahme einer Vollzeittatigkeit (OVG
Berlin-Brandenburg vom 26.3.2013 - 0OVG 7 S 18.13).

Eine Verlangerung ist immer dann ausgeschlossen, wenn bereits das bisherige Studienverhalten
nicht erwarten lasst, dass die Hochstzeit von zehn Jahren eingehalten wird (VG Dusseldorf vom
18.11.2019-2 L 1182/19; OVG Berlin-Brandenburg vom 17.11.2016 — OVG 11 S 56.16).

1.7.3 Welche Griinde werden beriicksichtigt, wenn das Studium langer dauert als an sich
angemessen?

Bei der Prognose und der Konkretisierung des unbestimmten Rechtsbegriffs des ,angemessenen
Zeitraums” (§ 16b Abs. 2 Satz 4 AufenthG) sind nicht nur die allgemeinen sprachlichen Hiirden, son-
dern auch individuelle Umstande wie etwa krankheitsbedingte Verzégerungen zu beriicksichtigen
(VGH Bayern vom 6.12.2018 — 10 CS 18.2271).
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Vorsicht ist jedoch geboten, wenn die Erkrankung einer positiven Prognose gerade entgegensteht,
weil nicht erwartet werden kann, dass die Studierfahigkeit in angemessener Zeit wiederhergestellt
sein wird. So entbindet auch eine diagnostizierte Priifungsangst nicht von der Begrenzung auf eine
angemessene Studiendauer (VG Dusseldorf vom 4.7.2019—2 L 489/19 und vom 8.10.2014 — 7 K
5722/12).

Auch eine deutlich tGberlange Dauer der studienvorbereitenden MalRnahmen wurde in der Recht-
sprechung fir die Gesamtprognose negativ bericksichtigt (VGH Bayern vom 16.4.2019—-10 CS
19.445, Rn. 7). Bei starken Verzogerungen zu Beginn des Studiums kommt es besonders darauf an,
die Veranderungen im weiteren Verlauf herauszustellen und zu begriinden.

Selbst bei einer erheblichen Uberschreitung der durchschnittlichen Studienzeit kann die Ablehnung
der Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis unverhaltnismaRig sein, wenn die Abschlusspriifung un-
mittelbar bevorsteht und mit einem erfolgreichen Abschluss zu rechnen ist (OVG Berlin-Branden-
burg vom 15.12.2016 — OVG 6 S 26.16).

Die Auslanderbehdrde kann auch eine Stellungnahme der Hochschule zum Studienverlauf und zur
Prognose der weiteren Studiendauer einholen (§ 16b Abs. 2 Satz 5 AufenthG). Wenn die durch-
schnittliche Studiendauer bereits um drei oder mehr Semester tUberschritten ist, empfiehlt es sich
fir die Studierenden, selbst eine Stellungnahme der Hochschule einzuholen. Oft ist der Priifungs-
ausschuss der Fakultdt/des Fachbereichs hierfiir zustandig, moglich ist aber auch eine Stellungnahme
einzelner Professor®innen.

Soweit familidre, soziale oder psychische Probleme fiir die Verzogerung des Studienverlaufs ursach-
lich sind, kénnen auch die Psychosozialen Beratungsstellen der Studenten- und Studierendenwerke
und die International Offices der Hochschulen weiterhelfen, z. B. mit Einzelfallberatung.

1.7.4 Welche Folgen kann die Einlegung eines Urlaubssemesters haben?

Die Einlegung eines Urlaubssemesters hat an sich noch keine negativen Auswirkungen. Es muss je-
doch stets darauf geachtet werden, dass

= ein guter Grund fir die Unterbrechung vorliegt, das kann eine eigene Erkrankung sein, eine
Schwangerschaft, Mutterschutz und anschlieBende Betreuung des Sauglings, aber auch
eine schwere Erkrankung eines nahen Angehorigen in Deutschland oder im Herkunftsstaat,

= die Gesamtstudiendauer angemessen bleibt, in jedem Fall aber die Schallgrenze von zehn
Jahren nicht Gbersteigt.

Es kann vorkommen, dass eine Aufenthaltserlaubnis mit der Auflage erteilt wird, dass die Zustim-
mung der Auslanderbehoérde vor Beantragung eines Urlaubssemesters einzuholen ist. Dann missen
die beiden genannten Aspekte schon vorab dargelegt werden. Lehnt die Auslanderbehorde die Zu-
stimmung ab, kdnnen dagegen Rechtsmittel eingelegt werden.

1.7.5 Welche Studienginge und berufsbezogenen Praxiszeiten kénnen nach einem ersten
Studienabschluss angeschlossen werden?

Hier ist grundsatzlich zu unterscheiden, welche Zeiten von der erteilten Aufenthaltserlaubnis um-
fasst sind und wobei es sich um einen neuen Aufenthaltszweck handelt.

Von dem vorgesehenen Aufenthaltszweck werden umfasst:

= ein konsekutives Masterstudium;
= ein Aufbau-, Zusatz- oder Ergdnzungsstudium (Postgraduiertenstudium);
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» eine Promotion (die Gesamtaufenthaltsdauer kann auf bis zu 15 Jahre erweitert werden,
wenn auch das Bachelor- und Masterstudium in Deutschland absolviert wurden). Wird die
Promotion im Rahmen eines Anstellungsverhaltnisses abgelegt, wird die Aufenthaltserlaub-
nis zu Erwerbszwecken nach § 18b Abs. 1 AufenthG erteilt;

= praktische Tatigkeiten, sofern sie zum vorgeschriebenen Ausbildungsgang gehoéren, oder
zur umfassenden Erreichung des Ausbildungszieles nachweislich erforderlich sind. Soweit
es sich um Praktika handelt, die nach MiLoG bezahlt werden, wird die Aufenthaltserlaubnis
zu Erwerbszwecken nach § 18b Abs. 1 AufenthG erteilt.

Fir ein Referendariat zur Erlangung des 2. Staatsexamens wird eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 19c Abs. 3 AufenthG erteilt, wenn dies im Rahmen eines Beamtenverhaltnisses auf Probe durch-
geflihrt wird, oder nach § 18b Abs. 1 AufenthG, wenn es im Angestelltenverhaltnis erfolgt.

Wird hingegen ein neues Studium aufgenommen, also in einen anderen Studiengang (nicht einen
anderen Studienort) gewechselt, so handelt es sich um einen neuen Aufenthaltszweck, fir den eine
neue Aufenthaltserlaubnis beantragt werden muss (siehe 1.9.1 in diesem Kapitel).

1.7.6 Gibt es eine zeitliche Héchstdauer fiir den gesamten Studienaufenthalt?

In der Verwaltung und Rechtsprechung hat sich eine Hochstdauer von zehn Jahren fiir den gesam-
ten Studienaufenthalt als generelle Grenze etabliert (VwV AufenthG 16.2.7). Diese Schallgrenze darf
nicht Uberschritten werden, eine kurzfristige Uberschreitung kann aber hingenommen werden,
wenn sonst ein unmittelbar bevorstehender Abschluss nicht mehr erreicht werden kénnte.

Wenn nach einem Bachelor- und einem Masterstudiengang eine Promotion angeschlossen werden
soll, darf die Zehn-Jahres-Grenze liberschritten werden, hier werden meist 15 Jahre als absolute
Obergrenze angenommen.

1.7.7 Kann von einem Studienaufenthalt aus eine Niederlassungserlaubnis beantragt werden?

Nein. Von der Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG aus kann keine Niederlassungserlaubnis
beantragt werden (§ 16b Abs. 4 Satz 2 AufenthG). Eine Aufenthaltsverfestigung soll erst ermoglicht
werden, wenn das Studium in Deutschland erfolgreich abgeschlossen wurde. Allerdings werden die
Zeiten einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG bei einer spateren Erteilung der Nieder-
lassungserlaubnis nach § 9 Abs. 4 Nr. 3 zur Halfte angerechnet. Das gilt auch fir die Erteilung der
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU nach § 9b Abs. 1 Nr. 4 AufenthG. Siehe zur Niederlassungser-
laubnis auch 1.10.7 in diesem Kapitel.

1.7.8 Wie verlauft ein Verfahren zur Beendigung des Aufenthalts und welche Rechtsschutzmég-
lichkeiten bestehen?

In der Regel wird der Aufenthalt beendet, indem die Aufenthaltserlaubnis nicht mehr verlangert
wird. Wenn bei Ablauf der Aufenthaltserlaubnis die Voraussetzungen fir eine Verlangerung (Studi-
enabschluss kann in angemessener Zeit erreicht werden, gesicherter Lebensunterhalt, Erfiillung der
Passpflicht, keine Straftaten) nicht mehr vorliegen, wird zunéchst eine Fiktionsbescheinigung nach
§ 81 Abs. 4 AufenthG erteilt, um die aufenthaltsbeendende Ordnungsverfiigung vorzubereiten.

Dann ergeht ein Anhérungsschreiben nach § 28 VwWVfG zu der beabsichtigten Verfligung. Hier ist
besondere Aufmerksamkeit geboten! Das Schreiben enthalt in der Regel bereits den vollstandigen
Text der beabsichtigten Ordnungsverfligung und eine Frist zur Stellungnahme. Spatestens zu die-
sem Zeitpunkt sollte Rechtsrat eingeholt werden bzw. ein*e Rechtsanwilt*in mit der Vertretung
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beauftragt werden. Die Stellungnahme im Rahmen der Anhérung ist die letzte Moglichkeit, eine
Verfligung aufzuhalten, mit der nicht nur die Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis abgelehnt
wird, sondern die auch mit einer Abschiebungsandrohung verbunden ist.

Die Ordnungsverfiigung muss immer formlich zugestellt werden. Gegen sie kann Widerspruch ein-
gelegt werden, dieser hat jedoch keine aufschiebende Wirkung (§ 84 Abs. 1 Nr.1 AufenthG). Es
muss sofort auch ein Eilantrag auf Aussetzung der Vollziehung beim Verwaltungsgericht (§ 80 Abs. 5
VwGO) gestellt werden, um die Ausreisefrist auszusetzen.

Gegen eine ablehnende Entscheidung des Verwaltungsgerichts ist eine Beschwerde zum Oberver-
waltungsgericht zulassig.

Ergeht ein Widerspruchsbescheid (in der Regel nur, wenn die Vollziehung im Eilverfahren ausgesetzt
wurde), so kann dagegen Klage beim Verwaltungsgericht erhoben werden, die ebenfalls keine auf-
schiebende Wirkung hat (§ 84 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG). Diese muss wiederum vom Gericht angeord-
net werden (§ 80 Abs. 5 VwGO). Gegen eine ablehnende Entscheidung im Klageverfahren ist eine
Berufung nur moglich, wenn das Verwaltungsgericht die Berufung zugelassen hat oder sie vom
Oberverwaltungsgericht auf die Beschwerde des*der Klager*in zugelassen wurde (§ 124 VwGO).

Fir ein solches Verfahren kann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn hinreichend Aussichten
auf Erfolg bestehen. Ob sich ein entsprechender Antrag lohnt und taktisch sinnvoll ist, muss im Ein-
zelfall mit der*dem Rechtsanwilt*in besprochen werden. Studierende miissen sich darauf einstel-
len, dass die Rechtsvertretung in einem aufenthaltsbeendenden Verfahren mit Kosten, sowohl
Anwalts- als auch Gerichtskosten, verbunden ist.

Der Klage- und der Eilantrag kdnnen auch selbst bei der Rechtsantragstelle des Verwaltungsge-
richts eingereicht werden. Davon sollte aber nur Gebrauch gemacht werden, um eine Klagefrist zu
wahren. Das Gerichtsverfahren kann zwar auch ohne Prozessvertretung durchgefiihrt werden, da-
von ist jedoch dringend abzuraten.

1.8 Was bedeutet die Europaische Mobilitat fiir Studierende?

Durch die Richtlinie 2016/801/EU wird geregelt, dass Studierende aus Drittstaaten wahrend eines
Studienaufenthalts in der EU die Moglichkeit erhalten, einen Teil ihres Studiums in einem anderen
EU-Staat zu absolvieren, ohne ein weiteres Visum und einen neuen Aufenthaltstitel einholen zu
mussen.

Allerdings ist das Verfahren so birokratisch geregelt, dass der Aufwand insbesondere fiir die Hoch-
schulen nicht geringer ist als ein Visumsverfahren. Geregelt ist die Europaische Mobilitat in § 16c
AufenthG.

Drittstaatsangehorige mit einem Aufenthaltstitel zu Studienzwecken eines anderen EU/EWR-
Staates bzw. der Schweiz kdnnen sich bis zu 360 Tagen im Rahmen eines Programms oder einer
Vereinbarung zwischen Hochschulen von mindestens zwei Mitgliedstaaten ohne Aufenthalts-
erlaubnis in Deutschland aufhalten, wenn sie eine ganze Reihe von Voraussetzungen erfiillen.

Das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) ist fur die Priifung der Voraussetzungen zu-
standig.

37



38

Il Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zum Zweck des Studiums

1.8.1 Wo miissen internationale Studierende einer anderen Hochschule im EU-Ausland einen
Studienaufenthalt in Deutschland beantragen?

Das Bundesamt fiir Migration und Fllichtlinge (BAMF) ist bundesweit fiir die Studieninteressierten,
die an Hochschulen in der EU/EWR/Schweiz immatrikuliert sind, und die Ausstellung einer entspre-
chenden Bescheinigung zustandig.

Die Anmeldung eines zeitweiligen Aufenthalts in einem anderen EU-Staat soll nach Moglichkeit be-
reits bei der Beantragung des Visums fiir den Hauptstudienort erfolgen. Sie kann jedoch auch erst
wahrend des Studiums vorgenommen werden.

Das BAMF wird nicht von den Studierenden selbst, sondern von der aufnehmenden Hochschule
eingeschaltet.

Die Mitteilung der Hochschule an das BAMF muss mindestens 30 Tage vor der Einreise der Studie-
renden erfolgen.

Das BAMF unterrichtet auch die zustandige Behorde des Mitgliedstaates, fir den ein Aufenthalts-
titel erteilt wurde.

Das BAMF kann eine Sicherheitsiiberprifung durch Weitergabe der Daten an das Bundesverwal-
tungsamt und weiter an alle Sicherheitsdienste vornehmen (§ 73 Abs. 3¢ AufenthG).

Uber die Ablehnung der Einreise und des Aufenthalts bzw. die Ausstellung der deklaratorischen
Bescheinigung Uber das Aufenthaltsrecht entscheidet allein das BAMF (§ 75 Nr. 5a AufenthG).

Die Studierenden erhalten eine Bescheinigung des BAMF (iber die Berechtigung zur Einreise und
zum Aufenthalt (§ 16c Abs. 4 AufenthG), diese kann auch an die Hochschule gesendet werden. Die
Hochschule ist ebenso wie die Studierenden selbst verpflichtet, Anderungen der Voraussetzungen
der Auslanderbehorde mitzuteilen (§ 16c Abs.5 AufenthG). Die Umsetzung dieser Regelung ist
hdchst problematisch, weil die Hochschulen keine Befugnis zur Uberwachung der aufenthaltsrecht-
lichen Anforderungen an Studierende haben. Die Mitteilungspflicht kann sich daher nur auf Um-
stande beziehen, von denen die Hochschulen im Rahmen ihrer Verwaltungsaufgaben Kenntnis er-
halten (Exmatrikulation).

Ab der Ausstellung der Bescheinigung des BAMF {iber die Berechtigung zu Einreise und Aufenthalt
(§ 16¢c Abs. 4 AufenthG) oder ab der Ablehnung (§ 19f Abs. 5 AufenthG) geht die Zustandigkeit fir
auslanderrechtliche Manahmen an die Auslanderbehorde Giber (§ 16c Abs. 5 AufenthG).

Beispiel

Timo aus Georgien studiert in Lyon (Frankreich) Wirtschaftswissenschaften. Im Rahmen von
ERASMUS madchte er ein Studiensemester an der Ludwig-Maximilians-Universitat Miinchen
verbringen. Die Universitat in Lyon schaltet das International Relations Center der LMU Miin-
chen ein und Ubersendet alle erforderlichen Unterlagen. Das IRC der LMU Miinchen meldet den
bevorstehenden Aufenthalt von Timo an das BAMF und legt die Unterlagen vor. Das BAMF hat
nun 30 Tage Zeit, Bedenken gegen die Einreise geltend zu machen. Sonst stellt es eine Beschei-
nigung liber einen erlaubnisfreien Aufenthalt in Deutschland fiir bis zu 360 Tage aus.

Das Verfahren funktioniert noch nicht mit allen Mitgliedstaaten (sieche Homepage des BAMF,
http://www.bamf.de - FAQ - Migration und Aufenthalt - REST). Wenn in den anderen Mitgliedstaaten
noch keine Verwaltungsstelle fiir das Mobilitdtsverfahren gebildet wurde, miissen die Studierenden
weiterhin ein Visum bei der deutschen Botschaft beantragen.
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1.8.2 Welche Unterlagen sind fiir einen Studienaufenthalt im Rahmen der EU-Mobilitat
erforderlich?

Die Hochschule muss dem BAMF folgende Unterlagen vorlegen:

= digitales Mitteilungsformular (Aufnahmeerklarung),

= Aufenthaltstitel des anderen EU-Staates,

= Nachweis der Einschreibung an der Partnerhochschule,

= bi- oder multilaterale Hochschulvereinbarung,

= Nachweis der Lebensunterhaltssicherung und der Krankenversicherung in deutscher oder
englischer Ubersetzung,

= Kopie des Passes.

1.8.3 Wann kann ein Studienaufenthalt im Rahmen der EU-Mobilitat in Deutschland abgelehnt
werden?

Das BAMF priift die Vollstandigkeit der Unterlagen. Bei Zweifeln etwa an der Einschreibung, der
Krankenversicherung oder einer Bankbescheinigung kann es Riickfragen stellen oder weitere Nach-
weise verlangen (§ 19f Abs. 5 Nr. 1 AufenthG). Wurden Unterlagen in betrligerischer Weise erwor-
ben, gefélscht oder manipuliert, so wird der Aufenthalt in Deutschland abgelehnt (§ 19f Abs. 5 Nr. 2
AufenthG).

Die Ablehnung erfolgt auch, wenn konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass der Aufenthalt zu
anderen Zwecken genutzt werden soll (§ 19f Abs. 5 Nr. 3i. V. m. § 19f Abs. 4 Nr. 6 AufenthG).

Das Gleiche gilt, wenn ein Ausweisungsinteresse besteht, insbesondere, wenn entweder Straftaten
begangen wurden oder die deutschen Behorden bei einem Voraufenthalt in Deutschland oder im
Zusammenhang mit einem Visumsantrag getauscht wurden (§ 19f Abs. 5 Nr. 4 AufenthG). Das BAMF
kann eine Sicherheitsiiberprifung durch Weitergabe der Daten an das Bundesverwaltungsamt und
weiter an alle Sicherheitsdienste vornehmen (§ 73 Abs. 3¢ AufenthG).

1.8.4 Wie konnen internationale Studierende einer deutschen Hochschule voriibergehend an
einer anderen Hochschule im EU-Ausland studieren?

Drittstaatsangehorige Studierende an deutschen Hochschulen genieRen Mobilitat innerhalb der EU
(die Staaten Irland und Danemark sowie auch bislang schon GroRbritannien beteiligen sich nicht).

Beabsichtigen sie, einen Teil ihres Studiums in der EU/EWR/Schweiz durchzufiihren, kann dies be-
reits im Rahmen des Visumsverfahrens fiir den Aufenthalt in Deutschland geltend gemacht werden.
In diesem Fall beteiligt die deutsche Auslandsvertretung das BAMF als nationale Verbindungsstelle.

Jeder Mitgliedstaat verfiigt tiber eine nationale Verbindungsstelle, bei der die Unterlagen entweder
von den Studierenden selbst oder von der aufnehmenden Hochschule einzureichen sind. Diese Ver-
bindungsstelle stellt eine Bescheinigung (iber das Einreise- und Aufenthaltsrecht aus. Das Verfahren
zur Vorlage von Dokumenten ist jedoch unterschiedlich geregelt. Eine Aufstellung findet sich unter:
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/MigrationAufenthalt/info-mitteilungsverfahren-
studium.htmI?nn=284534.
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Beispiel

Li-Ming aus China mochte an der Hochschule Niederrhein Textilwesen studieren und beantragt
dazu ein Visum bei der deutschen Botschaft in Peking. Sie mochte spater fiir ein oder zwei
Semester an der Universitat Amsterdam studieren, mit der die Hochschule Niederrhein ein
Kooperationsabkommen im Rahmen des ERASMUS-Programms abgeschlossen hat.

Li-Ming kann bereits im Visumsverfahren ihre Mobilitatsabsichten anmelden. Ihre Unterlagen
(s. 0.) werden dann von der deutschen Botschaft ans BAMF gesendet, welches die aufnehmen-
de Hochschule beteiligt. Das Problem ist allerdings, dass hierfiir die Sicherung des Lebensunter-
halts und die Krankenversicherung bereits fiir den gesamten Aufenthalt nachgewiesen werden
missen. Auch wird die Bescheinigung durch das BAMF erst ausgestellt, wenn der Aufenthalts-
titel fir den anderen Mitgliedstaat erteilt wurde.

Li-Ming kann den Aufenthalt in den Niederlanden aber ebenso gut erst wahrend ihres Studiums
mit Hilfe des International Office der Hochschule Niederrhein von der Universitat Amsterdam
beantragen lassen.

Das Verfahren funktioniert noch nicht mit allen Mitgliedstaaten (siehe Homepage des BAMF:
http://www.bamf.de, Migration und Aufenthalt - Mobilitat - Studierende). Wenn noch keine Ver-
bindungsstelle eingerichtet ist, muss weiterhin ein Visum des anderen EU-Staates fiir den Studien-
aufenthalt beantragt werden.

Insbesondere von dem Antragsverfahren im Zusammenhang mit der Erteilung des Visums wird in
der Praxis kaum Gebrauch gemacht.

1.8.5 Wie kdnnen internationale Studierende einer deutschen Hochschule voriibergehend an
einer anderen Hochschule in einem Drittstaat studieren oder ein Auslandspraktikum
absolvieren?

Es gibt heute viele Studiengidnge, u. a. Global Studies, die in Kooperation mit Hochschulen in den
verschiedensten Drittstaaten erfolgen. Daneben kdnnen aber auch individuelle Studien- oder auch
Praktikumsaufenthalte im Rahmen von allgemeinen Vereinbarungen zwischen Hochschulen in Dritt-
staaten durchgefiihrt werden. Das deutsche Ausldanderrecht sieht hierfiir keine speziellen Regelun-
gen vor, sodass die Abwicklung im Rahmen der allgemeinen Vorschriften tGber einen voriibergehen-
den Auslandsaufenthalt erfolgen muss.

Die Studierenden miissen zunachst selbst bzw. mit Unterstlitzung der Hochschule im Rahmen der
Kooperationsvereinbarung mit der ausldandischen Hochschule die Einreise- und Aufenthaltsvor-
schriften des jeweiligen Drittstaates erfillen. In der Regel muss zundchst ein Visum bei der jeweili-
gen Botschaft bzw. dem Konsulat beantragt werden. Wann ein Visum bendétigt wird, hangt auch von
der Staatsangehorigkeit der Studierenden und von der beabsichtigten Dauer des Aufenthalts ab.
Die Auskiinfte erteilen die Botschaften und die auslandischen Hochschulen.

Erfolgt wahrend eines Studiums in Deutschland ein Auslandsaufenthalt, z. B. fiir ein Auslands-
semester, ein Pflichtpraktikum oder auch ein freiwilliges Praktikum, so bleibt die erteilte Aufent-
haltserlaubnis nur flir einen Zeitraum von maximal sechs Monaten erhalten, danach erlischt sie
automatisch (§ 51 Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 7 AufenthG). Diese Frist kann nicht durch kurzfristige Ein- und
Ausreisen verlangert werden. Wichtig ist dabei, dass auch in den sechs Monaten die Einschreibung
an der deutschen Hochschule aufrechterhalten bleibt; es kann auch ein Urlaubssemester eingelegt
werden. Es ist empfehlenswert, auch einen Wohnsitz in Deutschland beizubehalten, zumindest
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muss aber die Erreichbarkeit durch eine Zustellungsanschrift (bei Freunden oder Verwandten) ge-
sichert werden. Dadurch wird dokumentiert, dass es sich nur um einen voriibergehenden Auslands-
aufenthalt handelt.

Die Frist von sechs Monaten darf nur liberschritten werden, wenn die Ausldnderbehérde vor
Fristablauf einer Verlangerung zugestimmt hat (§ 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG).

Wenn die Aufenthaltserlaubnis absehbar wahrend des Auslandsaufenthalts ablaufen wird, muss die
Verlangerung unbedingt vor der Ausreise beantragt werden. Es reicht auch, wenn fir die Zeit nach
dem Ende der Aufenthaltserlaubnis eine Fiktionsbescheinigung erteilt wird, weil auch mit dieser
Bescheinigung die Riickkehr nach Deutschland gesichert ist.

Ausnahmsweise, z. B. bei einer fehlenden Riickkehrmoglichkeit wegen Reisebeschrankung, einer
Erkrankung o. A., kann die Verlingerung der Aufenthaltserlaubnis auch vom Ausland aus bean-
tragt werden. Die Auslanderbehdrde kann dann eine Fiktionsbescheinigung Uber das Auswartige
Amt an die nachste deutsche Auslandsvertretung senden.

Siehe zu coronabedingten Riickreiseproblemen auch das Rundschreiben des BMI vom 9.4.2020
(https://www.bmi.bund.de, Downloads - 9.4.2020 - Covid 19-Pandemie, Hinweise fir die
Auslanderbehorden).

Sollte die Aufenthaltserlaubnis im Ausland abgelaufen bzw. die Sechs-Monats-Frist Gberschritten
worden sein, muss bei der deutschen Auslandsvertretung ein Visum zur erneuten Einreise nach
Deutschland beantragt werden. In besonders gelagerten Ausnahmeféllen kann die Auslanderbe-
horde zur Vermeidung einer unbilligen Harte die Fiktionswirkung des Verlangerungsantrags auch
bei verspateter Antragstellung anordnen (§ 81 Abs. 4 Satz 3 AufenthG).

Besondere Aufmerksamkeit muss auf die Giiltigkeit des Passes gelegt werden, weil eine Rickkehr
ohne einen giiltigen Pass nicht moglich ist.

1.8.6 Welche Regeln gibt es fiir die Familienangehorigen im Rahmen der EU-Mobilitat?

Fiir den voribergehenden Aufenthalt ohne Aufenthaltserlaubnis im Rahmen der Européischen
Mobilitit (siehe 1.8.1) ist ein Familiennachzug nicht vorgesehen. Soweit die Ubersiedlung der Familie
wahrend eines Studienabschnitts in Deutschland beabsichtigt ist, muss ein Visum fiir einen Aufent-
halt nach § 16b AufenthG beantragt werden.

1.9 Welche Maoglichkeiten des Wechsels in eine Aufenthaltserlaubnis zu einem
anderen Zweck bestehen vor Beendigung des Studiums?

Der Wechsel von einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG zu einem Aufenthaltstitel aus
einem anderen Grund ist nur eingeschrankt moglich.

1.9.1 Ist es moglich, den Studiengang oder die Hochschule zu wechseln?

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG ist nicht an einen Studienort oder eine Hochschule
gebunden. Das Studium kann also in einem gleichen oder vergleichbaren Studiengang an einer an-
deren Hochschule fortgesetzt werden.
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Dabei ist unbedingt darauf zu achten, dass bei einem Wohnortwechsel die Anmeldung beim Mel-
deamt des neuen Wohnortes erfolgt.

Die Aufenthaltserlaubnis kann auch weitere Nebenbestimmungen zur Hochschule oder zum Stu-
diengang enthalten, die von der Auslanderbehorde gedandert werden missen. Es besteht aber ein
Rechtsanspruch auf die Fortsetzung der Aufenthaltserlaubnis, solange die librigen Voraussetzungen
(Prognose zum Studienverlauf, Sicherung des Lebensunterhalts, glltiger Pass) erfillt sind.

Dagegen erfordert der Wechsel des Studiengangs eine Aufenthaltserlaubnis zu einem gednderten
Zweck, weil sich die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Abs. 1 AufenthG immer nur auf ein konkretes
Fachstudium bezieht (OVG NRW vom 17.10.2019 - 18 B 907/19).

Auf eine weitere Aufenthaltserlaubnis besteht jedoch ein Rechtsanspruch, wenn die Voraussetzun-
gen fur den weiteren Studiengang ebenfalls vorliegen.

Die Begriindung des Fachkrafteeinwanderungsgesetzes stellt jetzt klar: In Fallen eines Studiengang-
wechsels ,muss eine Aufenthaltserlaubnis zwar neu beantragt werden, auf die Erteilung diirfte je-
doch regelmdpfig ein Anspruch bestehen (§ 16b Absatz 1). ... Die neue Rechtslage greift die Vorgaben
der Richtlinie (EU) 2016/801 auf, die von einem Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels bei
Studiengang- bzw. Hochschulwechsel ausgeht” (BT-Drs. 19/8284 vom 13.3.2019, S. 91).

Nach dieser Klarstellung in der Gesetzesbegriindung kénnen sich Auslanderbehérden nicht mehr
auf eine zurtickliegende Rechtsprechung berufen, die an dem Grundsatz einer Ausreise und Neu-
beantragung festhalten wollte (so etwa VG Braunschweig vom 22.2.2018 — 4 B 331/17).

Es darf aber darauf abgestellt werden, ob fiir ein weiteres Studium ein Abschluss in einem ange-
messenen Zeitraum erwartet werden kann. Ein ohne Erfolg betriebenes Studium ist dabei ein Indiz
flr eine negative Prognose (VG Kassel vom 13.8.2018 — 4 L 1374/18.KS).

Die neue Aufenthaltserlaubnis fiir einen anderen Studiengang darf nur erteilt werden, wenn die
Gesamtaufenthaltsdauer zehn Jahre voraussichtlich nicht tiberschreiten wird (OVG Liineburg vom
25.4.2019-13 ME 86/19, Rn. 8).

Bei einem Zweckwechsel entsteht nur dann ein Anspruch auf eine weitere Aufenthaltserlaubnis,
wenn auch fir dieses Studium ein Rechtsanspruch besteht. Fiir ein Teilzeitstudium wird daher in
der Regel keine weitere Aufenthaltserlaubnis erteilt (OVG NRW vom 17.10.2019 — 18 B 907/19).

Die Abgrenzung zwischen einem Wechsel der Hochschule unter Beibehaltung des bisherigen Stu-
diums und einem Wechsel des Studiengangs ist nicht immer leicht. Die Verwaltungsvorschriften
sind an diesem Punkt eher pragmatisch als logisch:

Jeder Wechsel des Studiengangs, auch in eine vollig andere Fachrichtung, gilt bis zum 3. Semester
nicht als Zweckwechsel (VwV AufenthG 16.2.5).

Kein Wechsel liegt auch vor,

= wenn die Inhalte der Studiengédnge bis zum Wechsel identisch sind,
= wenn die bisherigen Studienleistungen vollstdndig oder Giberwiegend angerechnet werden,
= wenn ein anderes Studium fiir ein Semester als Uberbriickungsstudium durchgefiihrt wird.

1.9.2 Kann das Studium abgebrochen werden, um in eine Ausbildung zu wechseln?

Der Grundsatz, nach dem vor Beendigung eines Studiengangs kein Zweckwechsel erfolgen darf,
wurde schon 2017 aufgegeben. Mit dem Fachkradfteeinwanderungsgesetz erfolgt eine weitere Flexi-
bilisierung der Uberginge.
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III

Ein ,Spurwechsel” in eine Ausbildung wird ermdoglicht, wenn:

= eine betriebliche Berufsausbildung (§ 16b Abs. 4 i. V.m. § 16a Abs. 1 AufenthG) aufgenom-
men wird,

= eine schulische Ausbildung aufgenommen wird, die zu einem qualifizierten Berufsabschluss
— egal in welchem Bereich — fiihrt (§ 16b Abs. 4 i. V.m. § 16a Abs. 2 AufenthG).

Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 16a AufenthG liegt im Ermessen der Auslanderbehérde,
allerdings muss bei der Entscheidung berlicksichtigt werden, dass der Gesetzgeber einen solchen
Wechsel grundsatzlich positiv bewertet, um auch die durch das begonnene Studium bereits erwor-
benen Qualifikationen fiir einen nichtakademischen Beruf nutzbar zu machen. Die Ablehnung eines
Antrags auf eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Ausbildung muss also gut begriindet sein und
die entgegenstehenden 6ffentlichen Interessen konkret benennen. Denkbar ist eine Ablehnung ins-
besondere, wenn die bisherige Aufenthaltszeit nicht zum Studium genutzt wurde und dieses (iber
mehrere Jahre gar nicht oder nur sehr geringfiigig betrieben wurde. Die Erteilung bedarf auch der
Zustimmung der Arbeitsagentur.

Der Lebensunterhalt muss wahrend einer Ausbildung seit Marz 2020 nur noch im Umfang des
BAf6G-Hochstsatzes gesichert sein (§ 2 Abs. 3 Satz 5 AufenthG).

Gleichzeitig kénnen betrieblich Auszubildende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16a Abs. 1
AufenthG seit 2019 Leistungen der Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) nach §§ 59, 60 SGB Il erhalten
und damit ihren Lebensunterhalt ohne eigne Mittel sichern.

Wiéhrend einer Ausbildung ist auch ein Nebenjob (keine Honorartatigkeit) im Umfang von zehn
Wochenstunden erlaubt (§ 16a Abs. 3 Satz 1 AufenthG). Eine gesonderte Beschaftigungserlaubnis
ist daftir nicht erforderlich. Fiir eine Honorartatigkeit kann die Auslanderbehorde eine Erlaubnis
nach § 21 Abs. 6 AufenthG erteilen, wenn die Ausbildung dadurch nicht gefahrdet wird.

Beispiel

Milla will nach dem Abbruch eines Medizinstudiums eine Ausbildung als Medizinische Fachan-
gestellte aufnehmen. Sie muss nachweisen, dass sie tiber ein Einkommen von 861 € verfiigen
kann. Die Ausbildungsvergitung betragt 900 € brutto = 760 € netto.

Erganzend kann sie Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) in Anspruch nehmen. Der Hochstbetrag
liegt bei 723 € zzgl. Fahrtkosten (Monatskarte flr Auszubildende). Im Fall von Milla ergeben
sich 800 €. lhr Nettoeinkommen wird abziglich eines Freibetrags von 65 € angerechnet (695 €).
Milla hat also einen Anspruch auf BAB in Hohe von 105 € und kommt damit auf ein Gesamt-
einkommen von 865 €. |hr Lebensunterhalt gilt als gesichert.

Fir schulische Ausbildungen muss der Lebensunterhalt anderweitig — wie fiir Studierende — abge-
sichert werden.

Ein Anspruch auf BAf6G besteht wahrend einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16a Abs. 2 AufenthG
generell nicht. Nur wenn die Auszubildenden selbst oder ein Elternteil langjahrig in Deutschland
gearbeitet haben, gilt eine Ausnahme (§ 8 Abs. 3 BAfOG).

Zur Lebensunterhaltssicherung gehort auch der Nachweis eines ausreichenden Krankenversiche-
rungsschutzes. Auszubildende, die zuvor wegen des Studiums pflichtversichert waren, kdnnen die
Versicherung freiwillig im glinstigen Schiilertarif (§ 240 Abs. 4 SGB V) fortsetzen. Wer bislang jedoch
nicht gesetzlich versichert war, kann den Versicherungsschutz nur Uber eine private Krankenver-
sicherung absichern. Damit ist die schulische Ausbildung kein geeigneter Ausweg fiir internationale
Studierende, die ihren Lebensunterhalt nicht mehr sichern kénnen.
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Um den Ubergang vom Aufenthalt zu Studienzwecken in den Aufenthalt zu Ausbildungszwecken
sicher zu organisieren, empfiehlt sich folgendes Vorgehen:

= Abschluss eines Ausbildungsvertrages bzw. Zulassung zu einer Fachschule,

= Berechnung des gesicherten Lebensunterhalts,

= Antrag bei der Auslanderbehérde unter Vorlage der Nachweise zu 1. und 2.,

= Exmatrikulation erst, wenn die andere Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde oder von der
Auslanderbehorde zugesagt wurde.

1.9.3 Kann das Studium abgebrochen werden, um in eine Erwerbstatigkeit zu wechseln?

Der Wechsel von einem Studium direkt in eine Berufstatigkeit ist nur in zwei Fallen moglich:

= Als Fachkraft mit einer abgeschlossenen Ausbildung oder einem Studienabschluss. Dies
kommt insbesondere in Betracht, wenn eine Berufsausbildung bereits im Herkunftsland ab-
geschlossen worden war und diese in Deutschland als gleichwertig anerkannt wird. Denkbar
ist auch ein in Deutschland erworbener Berufsabschluss, z. B. bei einem dualen Studium.
Ebenso kann auf der Grundlage eines friiheren Studienabschlusses in eine Beschaftigung
gewechselt werden, zu der dieser Abschluss befahigt.

= Flr eine Beschaftigung mit ausgepragten berufspraktischen Kenntnissen im Bereich der IT
oder Kommunikationstechnologie. Die Regelung verweist auf § 6 BeschV. Voraussetzung ist
der Nachweis einer entsprechenden Berufstatigkeit von mindestens drei Jahren innerhalb
der letzten sieben Jahre. In Deutschland muss ein Arbeitsvertrag abgeschlossen werden, aus
dem sich ergibt, dass es sich um Tatigkeit im Bereich IT oder Kommunikationstechnologie
handelt und dass ein Gehalt von mindestens 60 % der Beitragsbemessungsgrenze Renten-
versicherung (flir 2021 sind das 4.260 € monatlich bzw. 51.120 € jahrlich) gezahlt wird. Vor-
ausgesetzt werden auch Deutschkenntnisse auf dem Niveau B1. Im Einzelfall — wenn nach-
weislich keine Deutschkenntnisse fir die Tatigkeit gebraucht werden — kann auf diese

Anforderung verzichtet werden.

Beispiele

Luda aus der Ukraine hat eine bedingte Zulassung flir ein Masterstudium der Chemie in Jena;
sie muss zunachst jedoch noch eine Sprachprifung B2 ablegen. In der Ukraine hatte sie bereits
einen Bachelorabschluss in Chemie erworben und eine Deutschpriifung B1 abgelegt. Bereits
wenige Wochen nach Beginn des Studienkollegs wird ihr von einem Pharmaunternehmen eine
Stelle in einem Labor angeboten, bei der sie an der Entwicklung und Testung neuer Medikamente
mitwirken soll. Luda kann in eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18b Abs. 1 AufenthG wechseln,
weil ihr Bachelorabschluss der Chemie in Deutschland als gleichwertig anerkannt wird und ihr
Lebensunterhalt durch die Stelle gesichert sein wird.

Ali aus dem Iran hat an der Universitat Regensburg ein Studium der Physik begonnen. Nach
zwei Jahren wird ihm deutlich, dass es schwer werden wird, den Abschluss zu erreichen, und er
eigentlich gerne wie auch bisher als IT-Administrator arbeiten mochte. Bereits wahrend seines
Studiums hat er halbtags bei einer IT-Firma gearbeitet, die ihn sofort iibernehmen wiirde. Seine
Kenntnisse in diesem Bereich hatte er durch eine Tatigkeit bei einem Software-Unternehmen in
der Tirkei in den vier Jahren vor Beginn des Studiums erworben. Einen Berufsabschluss hat er
nicht. Fir eine Vollzeitstelle hat die Firma Ali ein Jahresgehalt von 54.000 € angeboten. Damit
erfillt er die Voraussetzungen fiir eine Aufenthaltserlaubnis nach § 19c AufenthG in Verbindung
mit § 6 BeschV.
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1.9.4 Gibt es weitere Griinde fiir den Wechsel in eine andere Aufenthaltserlaubnis?

Ein Wechsel in eine andere Aufenthaltserlaubnis als zur Ausbildung oder zur Beschaftigung ist nur
moglich, soweit ein Rechtsanspruch auf die andere Aufenthaltserlaubnis besteht (§ 16b Abs. 4 Auf-
enthG).

In Betracht kommt damit vor allem die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Familiennachzugs bei
EheschlieBung oder der Geburt eines deutschen Kindes.

Durch eine EheschlieBung in Deutschland entsteht ein Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltserlaub-
nis, wenn

= die*der Ehepartner®in die deutsche Staatsangehérigkeit hat (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG),

= die*der Ehepartner®in als Auslander®in tiber eine Niederlassungserlaubnis bzw. den Dauer-
aufenthalt-EU verfligt und der Lebensunterhalt gesichert ist (§ 30 Abs. 1 Nr. 3 a) und b)
AufenthG),

» die*der Ehepartner®in mindestens seit zwei Jahren (iber einen Aufenthaltstitel (nicht
Duldung oder Gestattung) verfligt und der Lebensunterhalt gesichert ist (§ 30 Abs. 1 Nr. 3d)
AufenthG),

» die*der Ehepartner®in Asylberechtigte®r, anerkannter Fliichtling oder subsididr Schutz-
berechtigte®r ist und der Lebensunterhalt gesichert ist (§ 30 Abs. 1 Nr. 3 ¢) AufenthG),

» die*der Ehepartner®in als Auslander®in Uber eine Blaue Karte EU, eine Aufenthaltserlaubnis
zu Forschungszwecken (§ 18d, 18f AufenthG) oder eine ICT-Karte oder Mobiler-ICT-Karte
verflgt und der Lebensunterhalt gesichert ist (§ 30 Abs. 1 Nr. 3 ¢) und g) AufenthG).

Zusatzlich missen die allgemeinen Anforderungen (keine Ausweisungsinteressen, Passpflicht, keine
Sicherheitsbedenken) erfillt sein. Die EheschlieBung kann auch im Ausland erfolgen, wenn die*der
Ehepartner®in Gber einen Aufenthaltstitel in Deutschland verfugt.

Die Geburt eines deutschen Kindes fihrt zu einem Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 28 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG, wenn

= das Sorgerecht und
= eine familidre Gemeinschaft zwischen dem Elternteil und dem Kind besteht.

Wann wird ein Kind als deutsche*r Staatsangehdrige™r geboren?

1. Ein Elternteil hat bei der Geburt die deutsche Staatsangehorigkeit. Handelt es sich um die
Mutter, ergibt sich dies aus der Natur der Sache. Ist hingegen nur der Vater deutscher Staatsan-
gehoriger, so bedarf es einer Vaterschaftsfeststellung. Dafiir gibt es verschiedene Mdoglichkeiten:

= Ist die Mutter verheiratet, so gilt das Kind automatisch als Kind des Mannes, mit dem die
Mutter verheiratet ist, solange keine andere Feststellung getroffen wird.

= Ist die Mutter nicht verheiratet, so kann der Vater mit Zustimmung der Mutter die Vater-
schaft anerkennen, auch wenn er selbst mit jemand anderem als der Mutter verheiratet ist.
Die Anerkennung kann bereits vor der Geburt erfolgen. Schwierigkeiten kdnnen auftreten,
wenn der Verdacht entsteht, die Vaterschaftsanerkennung solle missbrauchlich erfolgen.

= Ist die Mutter nicht verheiratet und der Vater weigert sich, die Vaterschaft anzuerkennen,
so kann das Kind, gesetzlich vertreten durch die Mutter, die Anerkennung in einem Vater-
schaftsfeststellungsverfahren vor dem Familiengericht erstreiten.

= |st die Mutter mit jemand anderem verheiratet, so kann der Vater die Vaterschaft mit
Zustimmung des Ehemannes der Mutter anerkennen.
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2. Beide Elternteile haben eine auslandische Staatsangehdrigkeit und mindestens ein Elternteil
hat seit acht Jahren einen rechtmaRigen Aufenthalt (nicht Duldung oder Gestattung) in
Deutschland und ist zum Zeitpunkt der Geburt im Besitz einer Niederlassungserlaubnis oder,
wenn es sich um eine*n Angehdrige*n der EU/EWR/Schweiz handelt, zum Daueraufenthalt
berechtigt (§ 4 Abs. 3 StAG). Bei Asylberechtigten, anerkannten Fliichtlingen oder subsidiar
Schutzberechtigten wird die Zeit des Asylverfahrens auf die acht Jahre angerechnet.

Neben dem férmlichen Sorgerecht wird eine familidre Lebensgemeinschaft dadurch belegt, dass
der Elternteil Verantwortung fir das Kind Gibernimmt, in persénlichem Kontakt steht und die Eltern-
Kind-Bindung pflegt. Eine Haushaltsgemeinschaft ist dazu nicht erforderlich.

Beispiel

Jannis aus Nordmazedonien lebt seit 2018 mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Abs. 1
AufenthG in Hannover. Aus der Beziehung zu Adrijane, albanische Staatsangehorige, ist eine
Tochter, sechs Monate alt, hervorgegangen. Adrijane, 22 Jahre alt, lebt seit 2010 in Deutschland
(familidrer Aufenthalt) und verfiigt seit 2017 Gber eine Niederlassungserlaubnis. Jannis hat die
Vaterschaft anerkannt und beide Eltern haben eine Sorgeerklarung Gber das gemeinsame
Sorgerecht abgegeben. Die Tochter lebt bei der Mutter, Jannis kimmert sich an zwei Tagen in
der Woche tagstiber um seine Tochter und spricht sich auch bei Bedarf mit Adrijane ab. Unter-
halt kann er aufgrund seiner prekdren Einkommenssituation als Student nicht zahlen. Jannis
kann nun die Aufenthaltserlaubnis nach § 28 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG beantragen. Das wird auch
dazu fiihren, dass er einen Anspruch auf BAf6G hat (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BAf6G).

Ein Rechtsanspruch auf Nachzug zu einem ausldndischen Kind besteht nur, wenn dieses als asyl-
berechtigt, als Fliichtling oder subsididr schutzberechtigt anerkannt wurde (§§ 36 Abs. 1, 36a Auf-
enthG).

Aus der Bindung zu einem Kind mit Aufenthaltsrecht in Deutschland kann sich jedoch ein Abschie-
behindernis ergeben, wenn das Kind durch eine Ausreise die Bindung an den anderen Elternteil
verlieren wirde.

Beispiel

Anna aus Armenien studiert seit 2012 in Deutschland. Ende 2018 wurde ihre Tochter geboren.
Der Vater Gregori, georgischer Staatsangehoriger, verfiigt seit 2019 lber eine Niederlassungs-
erlaubnis und ist als Bauingenieur beschaftigt. Anna und Gregori leben zusammen und haben
das gemeinsame Sorgerecht, kdnnen jedoch nicht heiraten, weil Gregoris Ehe in Georgien noch
nicht geschieden ist. Anna behalt zunachst ihre Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG, da
sie keinen Rechtsanspruch auf eine familiare Aufenthaltserlaubnis hat. Dann stellt sich heraus,
dass Anna wegen des endgiiltigen Nichtbestehens einer Priifung exmatrikuliert wird. lhre
Aufenthaltserlaubnis wird nicht verlangert. Sie kann aber nicht abgeschoben werden, weil das
geschitzte Verhaltnis zwischen Gregori und seiner Tochter (Art. 6 GG, Art. 3 UN-Kinderrechts-
konvention) ein Abschiebehindernis darstellt. Ihr muss eine Duldung erteilt werden, sie kann
aber auch eine humanitare Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG wegen eines
langfristigen Abschiebehindernisses erhalten.
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Liegt ein Abschiebehindernis vor, so kann eine Duldung erteilt werden. Nach Ablauf von drei Mona-
ten kann mit dieser Duldung eine betriebliche oder schulische Ausbildung aufgenommen werden
und dafiir eine Ausbildungsduldung erteilt werden (§ 60c AufenthG). In diesen Fallen muss der
Lebensunterhalt nicht gesichert werden; es bestehen Anspriiche auf Leistungen nach BAfoG
(schulisch) oder auf BAB von der Arbeitsagentur (betrieblich). Nach Abschluss der Ausbildung kann
dann fir eine Beschaftigung, zu der diese Ausbildung befahigt, eine Aufenthaltserlaubnis nach § 19d
AufenthG erteilt werden.

1.10 Welche Aufenthaltserlaubnisse konnen nach einem Studienabschluss erteilt
werden?

Grundsatzlich sind Politik und Wirtschaft daran interessiert, in Deutschland ausgebildeten Akademi-
ker*innen zur Sicherung des Fachkraftebedarfs hier eine berufliche Perspektive zu erméglichen.

1.10.1 Unter welchen Voraussetzungen wird die Aufenthaltserlaubnis zur Suche nach einem
qualifizierten Arbeitsplatz erteilt?

Nach der erfolgreichen Beendigung des Studiums besteht ein Rechtsanspruch auf eine Aufenthalts-
erlaubnis zur Suche nach einem Arbeitsplatz (§ 20 Abs. 3 AufenthG). Diese Aufenthaltserlaubnis
wird flr bis zu 18 Monate erteilt und kann nicht verlangert werden.

Nur wenn nach einem Studium das Bundesgebiet verlassen wurde, kann erneut eine Aufenthalts-
erlaubnis zur Arbeitsplatzsuche fiir sechs Monate erteilt werden (§ 20 Abs. 2 AufenthG). Wurde die
Arbeitsplatzsuche zuvor schon mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 20 Abs. 3 AufenthG ermog-
licht, muss die Zeit im Ausland mindestens ebenso lang sein wie die Zeit mit einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 20 Abs. 3 AufenthG.

Studierende missen sich, sobald ihnen ein Dokument Gber die bestandene Abschlussprifung aus-
gestellt wurde, spatestens jedoch unmittelbar nach der Exmatrikulation an die Auslanderbehdérde
wenden, um sich eine neue Aufenthaltserlaubnis ausstellen zu lassen. Das Gesetz enthalt keine
genauen Vorgaben zum Beginn der Frist von 18 Monaten. Ein Teil der Auslanderbehdérden erteilt die
Aufenthaltserlaubnis nach § 20 Abs. 3 AufenthG fiir 18 Monate ab der Antragstellung, andere be-
rechnen die Frist ab dem Zeitpunkt des Studienabschlusses. Dieser Zeitpunkt bestimmt sich nach
der jeweiligen Prifungsordnung; in der Regel ist dies der Tag der schriftlichen Bekanntgabe des
Bestehens der Abschlusspriifung (VwV AufenthG 16.0.5).

Fir die Erteilung missen die allgemeinen Voraussetzungen vorliegen:

» der Nachweis des Studienabschlusses,

= gesicherter Lebensunterhalt: Nachgewiesen werden muss eine Absicherung in Hohe der
Regelbedarfe nach SGB 11/SGB XlI zuziiglich der Unterkunftskosten und des Krankenver-
sicherungsschutzes. Der Nachweis kann sowohl durch Vermoégen, Elternunterhalt, eine
Verpflichtungserklarung nach § 68 AufenthG als auch durch eigenes Erwerbseinkommen
nachgewiesen werden. Die Hohe des Einkommens muss einen ergdanzenden Leistungsbezug
ausschlieBen.
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Berechnungsbeispiel fiir Alleinstehende

Bruttoeinkommen: 1.500 € (Variante: 1.800 €)

Nettoeinkommen: 1.150 € (Variante: 1.300 €)

Miete: 500 € warm

Regelbedarf: 446 € (2021)

Gesamtbedarf: 946 €

Anrechenbares Einkommen: 1.150 €- 100 €-180€-15€ =855 €

(Variante: 1.300 € - 100 € - 180 € - 20 € = 1.000 €).

Die Abziige ergeben sich aus § 11b Abs. 2 und Abs. 3 SGB II.

Der Bedarf tbersteigt das Einkommen, dieses wiirde also nicht ausreichen.
Variante: Das Einkommen liegt (iber dem Bedarf, der Lebensunterhalt ist gesichert.

= keine Ausweisungsinteressen: Straftaten wahrend des Studiums kdnnen der Erteilung der
Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitssuche entgegenstehen.

In der Zeit der Aufenthaltserlaubnis nach § 20 Abs. 3 AufenthG ist jede Erwerbstatigkeit erlaubt. Es
darf aber nicht aus dem Auge verloren werden, dass dies nur fiir die 18 Monate der Suche nach ei-
nem angemessenen Arbeitsplatz gilt. Sobald eine qualifizierte Beschaftigung aufgenommen wird,
fiir die ein Aufenthaltstitel zu Erwerbszwecken erteilt werden kann, sollte die Aufenthaltserlaubnis
unverziglich umgewandelt werden, weil sich daraus Auswirkungen auch fiir die Niederlassungser-
laubnis (siehe 1.10.7 in diesem Kapitel) ergeben.

1.10.2 Welche Anforderungen werden gestellt, um eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
Beschiaftigung zu erhalten?

Die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck einer akademischen Tatigkeit nach § 18b AufenthG kann fir
Beschaftigungen erteilt werden, zu denen der Studienabschluss befadhigt. Im Unterschied zu der
Regelung bis Februar 2020, nach der die Beschéaftigung dem Abschluss angemessen sein musste,
ergibt sich nun eine deutlich hohere Flexibilitidt. Selbstverstandlich muss es sich immer um eine
qualifizierte Tatigkeit handeln, moglich sind aber auch Beschéftigungen, fiir die auch eine betrieb-
liche oder schulische Ausbildung ausreichen wiirde.

Das Gesetz verlangt keine Vollzeitstelle oder einen bestimmten Stundenumfang; Grundvorausset-
zung bleibt aber die Sicherung des Lebensunterhalts (siehe vorstehend 1.10.1), auch fir eventuell
vorhandene Familienangehdérige (Ehepartner*innen und minderjihrige Kinder). Die Erteilung liegt
im Ermessen der Auslanderbehorde, allerdings ist der gesetzgeberische Wille zu berlicksichtigen,
nachdem die Beschaftigung auslandischer Fachkrafte ,der Sicherung der Fachkraftebasis und der
Starkung der sozialen Sicherungssysteme” dient (§ 18 Abs. 1 AufenthG).

Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 18b Abs. 1 AufenthG erfordert die Zustimmung der
Bundesagentur flr Arbeit (BA). Geprift wird dabei aber nur, ob die Arbeitsbedingungen angemes-
sen sind, insbesondere, dass ein Gehalt gezahlt wird, welches dem Marktiiblichen oder den tarifver-
traglichen Bestimmungen entspricht (§ 39 Abs. 2 AufenthG).

Beispiele

Lea hat in Deutschland einen Bachelorabschluss im Fach Soziale Arbeit erworben. Sie hat ein
Arbeitsangebot im Bereich des Personalrecruitings bei einem grofRen Lebensmittelkonzern.
Das Gehalt soll monatlich 3.800 € brutto betragen. Es handelt sich nicht um ein klassisches
Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit, aber um eine qualifizierte Tatigkeit mit Anforderungen aus den
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Bereichen Kommunikation, Psychologie, Projektentwicklung und Sozialversicherungsrecht.
Meist werden Personen mit einem Bachelorabschluss im Fach BWL in diesem Bereich einge-
setzt, aber das Studium der Sozialen Arbeit befahigt ebenfalls zu der konkreten Tatigkeit.

Ramon hat einen Bachelorabschluss der Angewandten Chemie an der Technischen Hochschule
K6ln erworben. Er findet eine Anstellung in einem Labor der Universitdt zu Koln als Chemielabo-
rant mit einem Anfangsgehalt von 3.000 € brutto monatlich. Ramon arbeitet auf einer Stelle, die
flr Personen mit einem betrieblichen Berufsabschluss vorgesehen ist. Allerdings ist auch die
IHK-Prifung zum Chemielaboranten nach einer dreieinhalbjahrigen Ausbildung sehr anspruchs-
voll. Gerade weil sein Bachelorstudium anwendungsorientiert ausgerichtet war, befahigt ihn der
Abschluss zu dieser qualifizierten Tatigkeit.

Fir Akademiker®innen, die bei Beginn der Beschiftigung bereits das 45. Lebensjahr vollendet
haben, wurde mit dem Fachkrafteeinwanderungsgesetz (in Kraft seit 1.3.2020) eine besondere
Hirde eingebaut: Das Gehalt muss mindestens 55 % der Beitragsbemessungsgrenze der Renten-
versicherung (fir 2021 ergibt das 3.905 € brutto monatlich) betragen, es sei denn, die Betroffenen
konnen nachweisen, bereits Uber eine ausreichende Alterssicherung zu verfiigen (§ 18 Abs. 2
Nr. 5 AufenthG). Der Nachweis kann durch Anwartschaften in einer auslandischen Rentenkasse
erbracht werden, soweit ein Sozialversicherungsabkommen besteht (siehe Homepage der DRV:
http://www.deutsche-rentenversicherung.de, Rente - Ausland - Sozialversicherungsabkommen).
Die Altersversorgung kann auch durch Vermogen, u. a. private Lebensversicherungen, nachgewie-
sen werden. Ausnahmen von dieser Voraussetzung fiir die Aufenthaltserlaubnis nach § 18b Abs. 1
AufenthG diirfen nur dann zugelassen werden, wenn ein besonderes 6ffentliches Interesse an der
Beschaftigung besteht.

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 18b Abs. 1 AufenthG wird bei unbefristeten Vertragen fiir vier
Jahre erteilt, bei befristeten Vertragen fiir die Dauer des Vertrages. Die Aufenthaltserlaubnis
berechtigt nur zu der angegebenen Tatigkeit. Wird der Arbeitgeber gewechselt, so muss die Neben-
bestimmung zur Aufenthaltserlaubnis (Beiblatt zum elektronischen Aufenthaltstitel, eAT) gedndert
werden (§ 4a Abs. 3 Satz 3 AufenthG). Die Beendigung der Beschaftigung muss von den Betroffenen
innerhalb von 14 Tagen der Ausldnderbehdrde mitgeteilt werden (§ 82 Abs. 6 AufenthG). In der
Regel wird dann aber ein angemessener Zeitraum (sechs Monate) zur Suche eines neuen Arbeits-
platzes eingeraumt.

1.10.3 Welche Anforderungen werden an die Erteilung der Blauen Karte EU gestellt?

Fiir eine akademische Tatigkeit wird unter bestimmten Voraussetzungen eine Blaue Karte EU erteilt,
mit der bestimmte Vorteile verbunden sind. Die Blaue Karte EU ist ein Aufenthaltstitel, der fiir Dritt-
staatsangehorige in allen EU-Staaten einheitlich geregelt ist, weil er auf verbindlichem EU-Recht
beruht (Richtlinie 2009/50/EG). Geregelt wird dieser Titel in § 18b Abs. 2 AufenthG und unterschei-
det sich von der Aufenthaltserlaubnis nach § 18b Abs. 1 AufenthG wie folgt:

= Es muss sich um eine der Qualifikation angemessene Beschaftigung handeln. Hier kommen
also Tatigkeiten, die Ublicherweise auch von Personen mit einem betrieblichen oder schuli-
schen Berufsabschluss ausgefiihrt werden, nicht in Betracht.

= Es muss ein bestimmtes Mindestgehalt gezahlt werden. Hier sind zwei Stufen vorgesehen.
Beschéftigungen in sog. MINT-Berufen (Mathematik, Ingenieurwesen, Naturwissenschaften,
Informatik, Humanmedizin) missen mindestens 52 % der Beitragsbemessungsgrenze der
Rentenversicherung verdienen (das entspricht 2021 einem Monatseinkommen von 3.692 €
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brutto). Beschiftigte in allen anderen akademischen Berufen missen mindestens 2/3 der
Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung verdienen (das entspricht 2021 einem
Monatseinkommen von 4.733 € brutto).

Auf die Blaue Karte EU besteht ein Rechtsanspruch. Die Zustimmung der BA ist nur erforderlich,
wenn das Monatsgehalt unter 4.733 € liegt (§ 18b Abs. 2 Satz 1 AufenthG); sie wird wie bei der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 18b Abs. 1 AufenthG ohne eine Vorrangpriifung erteilt.

Gegenliber der Aufenthaltserlaubnis nach § 18b Abs. 1 AufenthG werden folgende Vergiinstigun-
gen eingeraumt:

= Liegt nur ein befristeter Vertrag vor, wird die Blaue Karte EU flir einen Zeitraum erteilt, der
erst drei Monate nach dem Ende der Befristung auslduft, um ausreichend Zeit fiir die Bewer-
bung auf einen neuen Arbeitsplatz einzurdumen. Liegen ein unbefristeter Vertrag oder eine
Vertragsdauer von mehr als vier Jahren vor, wird die Aufenthaltserlaubnis auf vier Jahre be-
fristet (§ 18 Abs. 4 Satz 2 AufenthG).

= Der Wechsel des Arbeitsplatzes muss nur in den ersten zwei Jahren der Auslanderbehorde
angezeigt werden. Ein Wechsel muss immer akzeptiert werden, wenn die Voraussetzungen
fiir die Blaue Karte EU erneut bestehen (§ 18b Abs. 2 Satz 4 AufenthG).

= Es besteht ein Rechtsanspruch auf Familiennachzug, wobei kein Nachweis von Deutsch-
kenntnissen erforderlich ist (§§ 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 g) und Satz 3 Nr. 5,32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
AufenthG).

= Die Fristen fir die Niederlassungserlaubnis sind verkirzt (siehe 1.10.7 in diesem Kapitel).

1.10.4 Welche weiteren Maéglichkeiten einer Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken gibt es?

= Aufenthaltserlaubnis zum Zweck einer Beschiaftigung, zu der eine erworbene Berufsaus-
bildung befahigt (§ 18a AufenthG). Auch nach einem akademischen Abschluss kann in ei-
nem nichtakademischen Beruf gearbeitet werden, wenn hierfiir eine Qualifikation entweder
in Deutschland oder im Ausland erworben wurde. Im letzten Fall ist zusatzlich die Feststel-
lung der Gleichwertigkeit (siehe www.anerkennung-in-deutschland.de) erforderlich. Denk-
bar ist dies insbesondere, wenn zwei sehr unterschiedliche Abschliisse vorliegen, wenn z. B.
im Herkunftsland ein Abschluss als Elektriker*in abgelegt wurde und dann in Deutschland ein
Bachelorstudium der Physik. Hier kdnnte nun auch eine Tatigkeit als Elektriker*in aufgenom-
men werden. Gelegentlich dirfte die Abgrenzung der Aufenthaltserlaubnis nach § 18a und
§ 18b AufenthG schwierig sein, wenn etwa nach einem dualen Studium eine Tatigkeit im
Bereich der betrieblichen Ausbildung aufgenommen wird.

Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Forschung (& 18d AufenthG). Soweit eine Forschungs-
einrichtung, die vom BAMF anerkannt ist oder wird, einen Vertrag Gber ein Forschungsvor-
haben abschliel3t, besteht ein Anspruch auf die Aufenthaltserlaubnis zu Forschungszwecken.
An sich muss die Forschungseinrichtung auch fiir den Lebensunterhalt garantieren, darauf
wird jedoch verzichtet, wenn es sich um eine 6ffentliche Einrichtung (staatliche Universitat)
oder eine mit 6ffentlichen Geldern finanzierte Einrichtung (viele Institute) handelt (§ 18d
Abs. 2 AufenthG). Diese Aufenthaltserlaubnis wird nicht erteilt, wenn die Forschung Teil
eines Promotionsstudiums als Vollzeitstudium ist (§ 19f Abs. 3 Satz 2 AufenthG).

Aufenthaltserlaubnis fiir eine sonstige nach der Beschaftigungsverordnung zugelassene
Beschiaftigung (8§ 19c Abs. 1 AufenthG). Hier ergeben sich fiir internationale Studierende
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noch verschiedene Moglichkeiten, um bei Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt qualifizierende

oder Uberbriickende Tatigkeiten auszuliben:

- fiir Flihrungskrafte im Sinne des § 3 BeschV: leitende Angestellte, Mitglieder des Organs
einer juristischen Person, die zur gesetzlichen Vertretung berechtigt sind, oder Personen,
die fur die Auslibung einer inlandischen qualifizierten Beschéftigung tGber besondere, vor
allem unternehmensspezifische Spezialkenntnisse verfligen;

- fiir Mitarbeiter*innen eines auslidndischen Unternehmens, die in Deutschland Maschi-
nen, Anlagen, IT-Programme, Messeaufbauten errichten, einstellen, tiberwachen, ab-
bauen etc., flr Zeitraume von mehr als 90 Tagen bis zu drei Jahren (§ 19 Abs. 2 BeschV).
Hier wird nicht auf den beruflichen Abschluss oder die Fachrichtung abgehoben, sondern
allein auf die Stellung im Betrieb. Es bedarf der Zustimmung der BA, die ohne Vorrangpri-
fung erteilt werden kann;

- fiir einen Freiwilligendienst (§ 14 BeschV): Hier kommen insbesondere der Bundesfrei-
willigendienst und die verschiedenen Formen des Freiwilligen Jahres in Betracht. Die
Hochstdauer betragt ein Jahr;

- als Profisportler*in mit einem Jahreseinkommen von mindestens 50 % der Beitrags-
bemessungsgrenze der Rentenversicherung (fiir 2021 ergeben sich 42.600 € Jahresgehalt)
nach § 22 Nr. 4 und 5 BeschV;

- fiir eine kiinstlerische oder artistische Betatigung, die im Rahmen eines Anstellungsver-
haltnisses ausgefihrt wird (§ 25 BeschV);

- als Fotomodelle, Werbetypen, Mannequins oder Dressmen (§ 22 Nr. 6 BeschV).

= Angehorige bestimmter Industriestaaten (Andorra, Australien, Israel, Japan, Kanada, Sud-
korea, Monaco, Neuseeland, San Marino und USA) kdnnen fir jede Berufstatigkeit, auch
ungelernte Tatigkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis nach § 19¢ Abs. 1 AufenthG erhalten, aller-
dings nur nach einer Vorrangpriifung durch die Arbeitsagentur (§ 26 Abs. 1 BeschV).

= Aufenthaltserlaubnis fiir eine Beschaftigung mit ausgepragten berufspraktischen Kennt-
nissen im Bereich der IT oder Kommunikationstechnologie (§ 19c Abs. 2 AufenthG). Die
Regelung verweist auf § 6 BeschV. Voraussetzung fiir die Erteilung sind der Nachweis einer
entsprechenden Berufstatigkeit von mindestens drei Jahren innerhalb der letzten sieben
Jahre und ein Gehalt von mindestens 60 % der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenver-
sicherung (fiir 2021 ergeben sich 4.260 € monatlich brutto) sowie Sprachkenntnisse B1 (da-
rauf kann im Einzelfall verzichtet werden).

= Aufenthaltserlaubnis fiir eine Beschiftigung, an der ein 6ffentliches Interesse besteht (§ 19¢
Abs. 3 AufenthG). Es handelt sich um ganz seltene Einzelfille, wenn ein*e Akademiker®in fir
eine Tatigkeit eingesetzt werden soll, zu der der jeweilige Abschluss gar nicht befahigt, und
dies von einer ganz besonderen o6ffentlichen Bedeutung ist.

= Aufenthaltserlaubnis fiir ein Beamtenverhaltnis (19c¢ Abs. 4 AufenthG). Diese Regelung
ist insbesondere fiir das Referendariat als Voraussetzung flir das 2. Staatsexamen etwa bei
Jurist*innen und Lehrer*innen bedeutsam. Soweit das Referendariat aber im Angestellten-
verhaltnis abgewickelt wird, wiirde die Aufenthaltserlaubnis nach § 18b AufenthG erteilt.

1.10.5 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
selbststandigen Erwerbstatigkeit erteilt werden?

Fur die Absolvent®innen deutscher Hochschulen gilt eine besondere Privilegierung bei der Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis zur selbststandigen Tatigkeit nach § 21 Abs. 2a AufenthG.
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Vorausgesetzt wird lediglich, dass

= die selbststdndige Tatigkeit einen Zusammenhang mit den durch das Studium erworbenen
Kenntnissen erkennen lasst,

= der Lebensunterhalt gesichert ist (fir die Berechnung siehe das Beispiel unter 1.10.1) und

= keine Ausweisungsinteressen und ein giiltiger Pass vorliegen.

Denkbar sind damit sowohl gewerbliche als auch freiberufliche Tatigkeiten.

Beispiel

Rose hat einen Bachelorabschluss im Fach Betriebswirtschaft an der Friedrich-Schiller-Univer-
sitat Jena erworben. Sie ist handwerklich sehr geschickt und fertigt schon seit Langem beson-
ders originellen Modeschmuck. Sie mochte sich mit einem kleinen Verkaufsladen und Kursan-
geboten selbststandig machen. Sie verfiigt tiber ein kleines Eigenkapital und einen tragfahigen
Business-Plan. Der Gegenstand des Gewerbes steht zwar nicht in einem Zusammenhang mit
dem Studienabschluss, wohl aber die kaufmannischen Anforderungen in Hinblick auf Planung,
Marketing und Buchhaltung.

Personen, die das 45. Lebensjahr bei Aufnahme der Tatigkeit bereits vollendet haben, soll die Auf-
enthaltserlaubnis nur erteilt werden, wenn eine ausreichende Altersversorgung nachgewiesen wer-
den kann (§ 21 Abs. 3 AufenthG).

1.10.6 Kann nach einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Arbeitsplatzsuche wieder in eine
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken gewechselt werden?

Grundsatzlich besteht ein Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Vollzeit-
studiums (§ 16b Abs. 1 AufenthG), selbst wenn kein Zusammenhang mit dem ersten Studium be-
steht. Die Aufenthaltserlaubnis nach § 20 Abs. 3 AufenthG schlieft es nicht aus, dass ein Antrag auf
einen anderen Aufenthaltstitel, also auch einen nach § 16b AufenthG, gestellt wird. Es muss jedoch
bericksichtigt werden, dass damit der Zweck der Arbeitsplatzsuche verfehlt wird. Es wird daher
genau geprift werden, ob es sich nicht um eine missbrauchliche Nutzung des Studienaufenthalts
handelt (§ 19f Abs. 4 Nr. 6 AufenthG) und ob ein Abschluss dieses Zweitstudiums noch in der maxi-
malen Aufenthaltszeit von zehn Jahren, gerechnet ab der Einreise zu Studienzwecken, zu erreichen
ist.

1.10.7 Welche Anforderungen werden an die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis
(unbefristet) gestellt?

Die Niederlassungserlaubnis nach § 9 AufenthG kann weder wahrend eines Studienaufenthalts
(§ 16b Abs. 4 Satz 2 AufenthG) noch wahrend einer Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitssuche (§ 20
Abs. 4 Satz 4 AufenthG) erteilt werden. Erst wenn ein Aufenthaltstitel zu Erwerbszwecken erteilt
wurde, wird auch die Aufenthaltsverfestigung durch eine Niederlassungserlaubnis moglich. Hierflr
gelten verschiedene besondere Fristen. Bei Berechnung der Fristen werden die Zeiten des Aufent-
halts zu Studienzwecken mit der Halfte, h6chstens mit zwei Jahren angerechnet:

= Aufenthaltserlaubnis nach § 18a AufenthG (Beschaftigung mit Berufsqualifikation), 18b
Abs. 1 AufenthG (Beschéftigung mit Hochschulabschluss), § 18d AufenthG (Forscherauf-
enthalt): vier Jahre.

= Blaue Karte EU und Deutschkenntnisse auf dem Niveau B1: 21 Monate
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= Blaue Karte EU und Deutschkenntnisse auf dem Niveau Al (nur bei englischen Studien-
gdngen): 33 Monate

= Selbststandige Tatigkeit: drei Jahre

= Aufenthaltserlaubnis zu sonstigen Zwecken (§ 19¢ AufenthG): fiinf Jahre

Zusatzlich missen folgende weitere Voraussetzungen erfillt sein:

= Der Arbeitsplatz oder die selbststandige Tatigkeit mlissen zum Zeitpunkt des Antrags
weiterhin bestehen.

= Der Lebensunterhalt — auch fiir Familienangehdrige in Deutschland — muss gesichert sein.

= Es mussen fir den gleichen Zeitraum wie die Voraufenthaltszeiten Rentenversicherungs-
beitrage gezahlt oder eine gleichwertige private Alterssicherung geschaffen worden sein.

= Der Erteilung diirfen keine Griinde der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung entgegen-
stehen, u. a. keine erheblichen Straftaten.

= Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung miissen nachgewiesen werden;
hierzu wird die Ablegung der Priifung , Leben in Deutschland” bei einem Trager der Integra-
tionskurse verlangt (nicht fiir Selbststandige).

= Es muss ausreichend Wohnraum fir die ganze Familie (pro Person 12 gm, unter sechs
Jahren 10 gm) nachgewiesen werden (nicht fir Selbststandige).

Durch die Anforderung an die Altersversorgung kdnnen Zeiten des Studiums nur angerechnet wer-
den, wenn in dieser Zeit bereits eine versicherungspflichtige Beschaftigung (auch als Werkstudie-
rende*r) ausgeiibt wurde. Ob auch Rentenbeitrige aus geringfiigigen Beschiftigungen angerechnet
werden kdnnen, ist bislang nicht gerichtlich entschieden worden.

Die Erteilung der Niederlassungserlaubnis fiir Selbststandige vor Ablauf von finf Jahren liegt im Er-
messen der Auslanderbehérde, so kdnnen auch offentliche Interessen bericksichtigt werden, die
nicht ausdricklich genannt werden.

1.10.8 Unter welchen Voraussetzungen kann die deutsche Staatsangehorigkeit angenommen
werden?

Auch eine Einbiirgerung kann nicht mit einer Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken erfolgen.
Der Anspruch auf die Einbirgerung (§ 10 StAG) setzt voraus:

= einen rechtmaligen Aufenthalt seit acht Jahren bzw. sieben Jahren bei erfolgreicher
Teilnahme an einem Integrationskurs bzw. sechs Jahren bei besonderen Integrations-
leistungen, insbesondere Deutschkenntnissen auf dem Niveau von mindestens B2. Ein
Studienaufenthalt wird auf diese Zeit angerechnet, wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung
ein Aufenthaltstitel zu Erwerbszwecken (nicht Forschung oder ICT) vorliegt;

= das Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung;

= die Sicherung des Lebensunterhalts;

= keine erheblichen Vorstrafen;

= Kenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung, nachzuweisen durch die Prifung ,Leben
in Deutschland”;

= die Aufgabe der bisherigen Staatsangehorigkeit, es sei denn, dies ist unmaoglich oder es liegt
ein wichtiger Grund fiir die Beibehaltung vor (Detail sieche Anwendungshinweise StAG
12.1.2).

Durch die unterschiedlichen Anforderungen, insbesondere auch hinsichtlich der Altersversorgung,
kann im Einzelfall die Einbiirgerung eher erfolgen als die Erteilung der Niederlassungserlaubnis.
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2 Diirfen internationale Studierende in Deutschland arbeiten und
welche Rechte haben sie?

Viele internationale Studierende missen sich ihr Studium zumindest zum Teil durch Nebentatigkei-
ten verdienen. Sie unterliegen dabei Beschrankungen der Erwerbstatigkeit, die durch § 16b Abs. 3
AufenthG bestimmt werden, im Einzelfall sind weitergehende Erlaubnisse durch die Auslanderbe-
hérde moglich.

Diese Beschrankungen wirken sich nicht auf die arbeitsrechtlichen Bestimmungen aus, die in
Deutschland unabhéngig von der Staatsangehdorigkeit, dem Aufenthaltsstatus und auch dem Sta-
tus als Studierende gelten. Arbeitgebende diirften also nicht den Lohn verweigern mit der Begriin-
dung, die Tatigkeit sei auslanderrechtlich nicht erlaubt gewesen. Eine wichtige Verbindung zwischen
beiden Ebenen besteht aber deshalb, weil Arbeitgebende verpflichtet sind, sich vor dem Abschluss
des Arbeitsvertrages zu vergewissern, dass die Beschaftigung nach den Auflagen im Aufenthalts-
titel auch erlaubt ist (§ 4a Abs. 5 AufenthG).

Internationale Studierende unterliegen auch den Vorschriften des deutschen Sozialversicherungs-
rechts, selbst dann, wenn sie ihren gewohnlichen Aufenthalt in einem Drittstaat haben (z. B. turki-
sche Studierende wéahrend eines ERASMUS-Aufenthalts). Allerdings sind, unabhdngig von der
Staatsangehorigkeit und dem gewohnlichen Aufenthalt, die Sonderregelungen fiir Studierende zu
beachten (u. a. Werkstudentenprivileg).

Einklinfte aus Erwerbstatigkeit werden ebenfalls in Deutschland versteuert, allerdings gibt es hier
Moglichkeiten, eine abweichende Besteuerung zu wahlen, soweit die Studierenden aus einem Staat
kommen, mit dem ein Doppelbesteuerungsabkommen besteht. Eine Landerliste findet sich auf
der Homepage des Bundesfinanzministeriums (siehe Homepage des Bundesfinanzministeriums:
https://www.bundesfinanzministerium.de, Steuern - Internationales Steuerrecht - Doppelbesteue-
rungsabkommen). Fir Details missen Steuerberater*innen konsultiert werden.

Bei jeder Erwerbstatigkeit muss also beachtet werden:

= Erwerbserlaubnis (Auslanderbehdrde)

= Arbeitsrecht (Arbeitgebende, Betriebsrat, Gewerkschaft)

= Sozialversicherung (Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Rentenversicherung,
Arbeitslosenversicherung, Unfallversicherung)

= Steuern (Finanzamt)

2.1 Welche Tatigkeiten konnen ohne besondere Genehmigung ausgeiibt werden?

Nach § 16b Abs. 3 AufenthG wird die Erlaubnis zum Arbeiten nach zwei Phasen unterschieden:
1. Studienvorbereitende MaBnahmen im ersten Aufenthaltsjahr:

In dieser Zeit ist keine Erwerbstatigkeit gestattet aulRer einer Beschaftigung wahrend der Ferienzei-
ten der studienvorbereitenden MaRnahme. Fir die Ferienzeit gibt es keine weitere Begrenzung,
allerdings fallen Honorartatigkeiten nicht unter die Erlaubnis. Der elektronische Aufenthaltstitel
(eAT) wird mit einer entsprechenden Nebenbestimmung versehen.

2. Studienvorbereitende MalRnahmen ab dem zweiten Aufenthaltsjahr und die Zeit wahrend des
Studiums bzw. der Promotion:
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Erlaubt sind Beschaftigungen im Umfang von 120 ganzen oder 240 halben Tagen oder jede Kombi-
nation aus beiden. Auch hier wird der eAT mit einer entsprechenden Nebenbestimmung versehen.

Gerechnet werden nur die Arbeitstage, nicht die Kalendertage, entsprechend dem Arbeitsvertrag.
Krankheitstage werden wie Arbeitstage gerechnet, weil sie ja nicht als Studienzeit zur Verfliigung
stehen.

Berechnungsbeispiel

Z. B. errechnet sich bei 5 x wochentlich halbtags, abzliglich Urlaub und Feiertage, eine jahrliche
Gesamtzahl von ca. 230 halben Tagen (53 x 5 abzgl. 5 x 5 Urlaub + 10 Feiertage).

Oder: 6 Wochen Vollzeitbeschaftigung bei einer 5-Tage-Woche ergeben 30 ganze Tage, sodass
noch weitere 90 ganze oder 180 halbe Tage zur Verfligung stehen.

Es dlrfen aber nicht einfach die Stunden insgesamt zusammengerechnet werden (OVG NRW vom
17.5.2011-17 B 5/11), vielmehr werden bis zu vier Stunden als halber Tag gerechnet und mehr als
vier Stunden als ganzer Tag.

Tatigkeiten als studentische Hilfskraft, auch fiir Studenten- und Studierendenwerke, Asten oder Gre-
mien, diirfen zeitlich unbegrenzt ausgelibt werden, solange das Studium nicht gefdhrdet ist. Nach
dem Gesetzeswortlaut ,Ausiibung studentischer Nebentatigkeiten” (§ 16b Abs. 3 Satz 1 AufenthG)
besteht keine Beschrankung auf Beschaftigungen mehr, sodass diese Tatigkeiten auch auf Honorar-
basis ausgeiibt werden dirfen.

Uberpriifungen durch die Auslanderbehérde erfolgen dann, wenn etwa im Rahmen des Nachweises
der Sicherung des Lebensunterhalts oder der Studiendauer der Verdacht aufkommt, dass die zu-
lassigen Zeiten liberschritten wurden.

Die aufenthaltsrechtliche Zuldssigkeit steht nicht in einem Zusammenhang mit der Sozialversiche-
rungspflicht oder den Rechten aus dem Arbeitsverhaltnis (dazu siehe 2.4-2.9).

Exkurs: Turkische Staatsangehoérige

Durch die Sonderrechte, die sich fir tiirkische Arbeitnehmer*innen aus dem Assoziierungs-
abkommen zwischen der EU und der Tirkei ergeben, konnen Studierende durch eine Beschafti-
gung den Status als Arbeitnehmer®in erwerben, aus dem sich Aufenthaltsrechte ableiten. Nach
Art. 6 ARB 1/80 entsteht dieser Status durch jede Beschaftigung im Sinne des EU-Rechts. Es
reicht auch eine geringfligige Tatigkeit aus (OVG Liineburg vom 20.10.2011 — 11 ME 280/11:
Die Ausibung einer ordnungsgemalen Beschaftigung eines tiirkischen Studierenden im Um-
fang von nur 16 Stunden monatlich reicht zum Erwerb eines assoziationsrechtlichen Aufent-
haltsrechts aus), z. B. als nicht qualifizierte Hilfskraft.

Daraus ergeben sich folgende Aufenthaltsrechte:

1. Stufe nach einem Jahr: solange dieselbe Beschaftigung fortgesetzt wird;

2. Stufe nach drei Jahren: solange derselbe Beruf —auch in einem anderen Betrieb —
fortgesetzt wird;

3. Stufe nach vier Jahren: bleibt der Status erhalten, solange eine Beschaftigung besteht oder
unfreiwillige Arbeitslosigkeit vorliegt.

Das Aufenthaltsrecht soll aber nicht erworben werden, wenn der Umfang der erlaubten Tatig-

keit nach § 16b Abs. 3 AufenthG tberschritten wird (OVG NRW vom 17.5.2011 -17 B 5/11;

VG Dusseldorf vom 7.4.2011 — 8 K 3345/08).
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2.2 Unter welchen Voraussetzungen kénnen weitere Erwerbstatigkeiten genehmigt
werden?

Beschéftigungserlaubnisse flir weitergehende Beschaftigungen werden von der Auslanderbehdrde
(meist ist die Zustimmung der Arbeitsagentur erforderlich) nur in Ausnahmefallen erteilt, etwa
wenn die Tatigkeit den Studienerfolg gerade beférdert und nicht beeintrachtigt.

Beispiel

Karim, Student der Physik im 10. Semester, hat im August 2020 bereits 80 Tage seines Kontin-
gents durch Aushilfstatigkeiten verbraucht. Nun wird ihm von einer Firma fiir die Zeit von
September bis November ein Vollzeit-Praktikum angeboten, in dessen Verlauf er in der Firma
Laboruntersuchung als Grundlage seiner Abschlussarbeit durchfiihren kann. In diesem Fall dient
die Beschaftigung unmittelbar dem Studienerfolg.

Nach Ermessen kann auch eine selbststandige Tatigkeit erlaubt werden (§ 21 Abs. 6 AufenthG). Das
sollte insbesondere dann unproblematisch sein, wenn diese Tatigkeit nicht zusatzlich, sondern al-
ternativ zu einer Beschéftigung ausgelbt wird, insbesondere wenn dies in dem Studienbereich all-
gemein Ublich ist.

Beispiel

Svenja studiert Geschichte. Sie kdnnte als Ausstellungsfiihrerin in einem historischen Museum
arbeiten, derartige Jobs werden aber generell nur auf Honorarbasis vergeben. Hier besteht ein
Zusammenhang mit dem Studium und diese Tatigkeiten werden iberall nur auf Honorarbasis
angeboten. Die Erlaubnis zur selbststandigen Tatigkeit kann von der Auslanderbehérde nach

§ 21 Abs. 6 AufenthG erteilt werden.

2.3  Welche Erwerbstatigkeiten konnen Familienangehdorige von internationalen
Studierenden ausiiben?

Familienangehdorige von Studierenden mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG erhal-
ten eine Aufenthaltserlaubnis nach §§ 30, 32 AufenthG und haben damit die Moglichkeit, jeder
beliebigen Erwerbstatigkeit nachzugehen (§ 4a Abs. 1 AufenthG).

2.4 Wie sind Studierende wahrend einer Beschaftigung versichert?

Die Sozialversicherung von internationalen Studierenden unterscheidet sich heute in keiner Weise
mehr von der Sozialversicherungspflicht von deutschen Studierenden.

Zu achten ist aber darauf, dass eingeschriebene Studierende in der Kranken- und Pflegeversiche-
rung nicht als Arbeitnehmer*innen pflichtversichert sind, solange der Umfang die Grenze von 20
Wochenstunden nicht Gberschreitet (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V). Die Grenze wurde vom Bundessozial-
gericht (BSG) gezogen, weil Beschaftigte ab einer Wochenarbeitszeit von mehr als 20 Stunden nicht
mebhr als Vollzeitstudierende gelten, sondern als berufsbegleitend studierend (BSG vom 11.11.2003
— B 12 KR 24/03 R; kritisch hierzu: Felix, KrV 2020, S. 45-51). Unabhé&ngig von der Stundenzahl sind
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Beschaftigungen versicherungsfrei, die nur wahrend der Semesterferien ausgelibt werden. Eine
Beschaftigung von mehr als 20 Wochenstunden wird erst dann versicherungspflichtig, wenn sie fir
mehr als drei Monate ausgelibt wird. Bleibt sie unter dieser Grenze, gilt sie bei Studierenden als
geringflgige Beschaftigung (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV).

Praxishinweis

Das bedeutet fiir internationale Studierende vor allem: Wenn sie sich am Anfang des Studiums
von der studentischen Pflichtversicherung haben befreien lassen (siehe 3.1 in diesem Kapitel),
so kdnnen sie nicht Gber eine Beschaftigung in die Pflichtversicherung aufgenommen werden,
es sei denn, der Umfang liberschreitet regelmaRig 20 Stunden. Eine solche Uberschreitung kann
dann allerdings leicht auch das zuldssige Kontingent von 120 Tagen im Jahr Giberschreiten. Eine
Ausnahme ist jedoch moglich durch eine studentische Nebentatigkeit im Rahmen der Hoch-
schule (siehe 2.1 in diesem Kapitel). Derartige Optionen sind jedoch selten, weil die meisten
Hochschulen bzw. Studenten- und Studierendenwerke studentische Hilfskrafte nicht fiir mehr
als 20 Wochenstunden beschaftigen.

Wenn allerdings eine versicherungspflichtige Beschaftigung entstanden ist, so wird sie bei einer
Beendigung des Arbeitsverhéltnisses als freiwillige Versicherung fortgefiihrt, wenn keine andere
Versicherung (Familienversicherung, studentische Versicherung, Privatversicherung) nachgewiesen
wird (§ 188 Abs. 4 SGB V).

Grundsatzlich unterliegen Beschéaftigungen von Studierenden der Rentenversicherungspflicht, es
gibt also kein ,Werkstudentenprivileg”. Dazu gibt es zwei wichtige Ausnahmen:

= Beschaftigungen bis 450 € sind zwar rentenversicherungspflichtig, wobei die Beschaftigten
nur einen Eigenanteil von 3,6 % bezahlen (Arbeitgebende 15 %) bzw. bei Tatigkeiten in Privat-
haushalten 13,6 % (Arbeitgebende 5 %). Von dieser Rentenversicherungspflicht kénnen sich
Minijobber*innen jedoch jederzeit durch schriftlichen Antrag an die Arbeitgebenden befrei-
en lassen. Eine solche Befreiung empfiehlt sich nur fiir internationale Studierende, die ins
Herkunftsland zuriickkehren wollen und ihre Rentenanwartschaften nicht auf der Grundlage
eines Sozialversicherungsabkommen (Liste und weitere Informationen siehe: https://www.
deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Ausland/Sozialversicherungsabkommen/
sozialversicherungsabkommen_detailseite.html) ins Herkunftsland mitnehmen kénnen.

= Nebentitigkeiten, die von vorneherein auf maximal drei Monate oder 70 Tage im Jahr
begrenzt sind, gelten flir Studierende (keine berufsmaRige Ausibung) als kurzfristige
Beschaftigung (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB 1V) und sind vollstandig versicherungsfrei. Die Zeiten von
mehreren Tatigkeiten werden dabei zusammengerechnet. Von dieser Regelung kann ins-
besondere wahrend einer studienvorbereitenden MaBnahme im ersten Aufenthaltsjahr
Gebrauch gemacht werden, wenn lediglich Beschaftigungen in der Ferienzeit erlaubt sind
(siehe 2.1). Fiir die Saisonarbeit in der Landwirtschaft wurde die Frist fir die Zeit bis Ende
Oktober 2020 in Hinblick auf die Corona-Pandemie auf finf Monate oder 115 Tage verlan-
gert.

Bei der Arbeitslosenversicherung gilt dieselbe Privilegierung von Studierenden wie bei der Kran-
kenversicherung. Eine Versicherungspflicht entsteht erst bei Tatigkeiten von mehr als 20 Stunden
(§ 27 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB lll).

Jede Beschaftigung fiihrt auch zu einer Mitgliedschaft in der gesetzlichen Unfallversicherung
flr die Zeiten im Betrieb oder der Dienststelle und auf dem Weg dorthin (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII).
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Trager der Unfallversicherung sind die gewerblichen und landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften (§§ 121 ff. SGB VII) sowie die Unfallversicherungstrager der 6ffentlichen Hand (§ 125 SGB
VII). Die Beitrage zahlen allein die Arbeitgebenden (§ 150 SGB VII). Die Versicherung besteht neben
der Unfallversicherung als Studierende (siehe 3.3 in diesem Kapitel).

2.5 Welche Diskriminierungsverbote gelten im Einstellungsverfahren?

Nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) sind im Bereich von Beschaftigung und
Ausbildung alle Diskriminierungen verboten, die sich auf die ethnische Herkunft (rassistische Griin-
de), das Geschlecht, die Religion oder Weltanschauung, eine Behinderung, das Alter oder die sexu-
elle Orientierung beziehen.

Dieses Verbot wirkt sich im Einstellungsverfahren bereits auf die Ausschreibung einer Stelle aus, in
der keine Anforderungen im Zusammenhang mit den genannten Merkmalen enthalten sein diirfen.
Untersagt sind beispielsweise ,junge Frau fiir Hotelrezeption gesucht”, ,muttersprachlich deutsche
Aushilfskraft gesucht”, , Einzelhandelskauffrau nur ohne Kopftuch® In Einzelfallen kann die konkrete
Tatigkeit jedoch bestimmte Anforderungen erlauben, wie etwa bei Rollen fiir Schauspieler, Sozial-
arbeiterinnen im Frauenhaus, Lehrerinnen in manchen Bundeslandern und Richterinnen nur ohne

Kopftuch, fiir Religionsgemeinschaften mit Verkiindungsauftrag nur bestimmte Religionen.

Auch bei einem Vorstellungsgesprach und bei der nachfolgenden Auswahl diirfen die genannten
Kriterien nur dann eine Rolle spielen, wenn sie fir die Tatigkeit unverzichtbar sind. Deshalb ist es
auch nicht zuldssig, in einem Bewerbungsgesprach nach der Religionszugehorigkeit (Ausnahme:
kirchliche Trager), einer bestehenden Schwangerschaft, einem Kinderwunsch oder gar dem Ge-
schlecht des Partners zu fragen. Wird dennoch gefragt, darf auch wahrheitswidrig geantwortet wer-
den, weil eine Zurilickweisung der Frage zu Nachteilen im Bewerbungsverfahren fiihren konnte.

Schwierig ist hingegen die Frage nach einer ,,Schwerbehinderung”, weil Firmen mit mindestens 20
Arbeitsplatzen nach § 154 SGB IX verpflichtet sind, einen bestimmten Anteil von Menschen mit
Schwerbehinderung zu beschaftigen. Losen sie diese Verpflichtung nicht ein, so miissen sie nach
§ 160 SGB IX eine Ausgleichsabgabe zahlen. Es gibt daher ein berechtigtes Interesse an der Auskunft
Uber die Schwerbehinderung; Arbeitgebende missen dieses konkrete Interesse aber auch offen-
legen. Es besteht zwar auch dann keine Verpflichtung, die Frage nach der Schwerbehinderung zu
beantworten, sie darf aber auch nicht falsch beantwortet werden (v. Roetteken in: v. Roetteken,
AGG, 2020, 427 f.).

Beispiel

Samuel, Student der Elektrotechnik, wurde vor fiinf Jahren in seinem Herkunftsland Israel eine
Niere wegen eines Karzinoms entfernt. Unter Vorlage dieser Unterlagen kénnte Samuel beim
Bundesverwaltungsamt einen Schwerbehindertenausweis beantragen. Er ist aber nicht ver-
pflichtet, einen Ausweis zu beantragen und muss im Bewerbungsgesprach auch keine Angaben
zu seiner Vorerkrankung machen, solange diese keinen Einfluss auf die konkrete Tatigkeit hat.
Mit einem Ausweis braucht er entsprechende Fragen ebenfalls nicht beantworten, er darf aber
seine Schwerbehinderung nicht mehr leugnen.
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Schwerbehinderte Bewerber*innen missen beim Vorstellungsgesprach immer beriicksichtigt wer-
den, es sei denn, ihre Nichteignung ist offensichtlich (BAG vom 20.1.2016 — 8 AZR 194/14). Das gilt
im Besonderen fiir o6ffentliche Arbeitgebende wie etwa Hochschulen, Studenten- und Studieren-
denwerke, Kommunen, Bundes- und Landeseinrichtungen (LArbG Berlin-Brandenburg vom 29.8.
2019 -10 Sa 563/19).

Wird im Einstellungsverfahren gegen das Diskriminierungsverbot verstof3en, so besteht nach § 15
Abs. 2 AGG ein Entschadigungsanspruch auf drei Bruttogehalter. Dafiir muss nicht nachgewiesen
werden, dass es ohne die Diskriminierung zu einer Einstellung gekommen ware.

Oft lasst sich jedoch bereits die Diskriminierung selbst nur schwer nachweisen, weil die Motive bei
den Einstellungsentscheidungen nicht offengelegt werden und auch nicht offengelegt werden mis-
sen. Es genlgt allerdings, wenn Indizien bewiesen werden, die darauf schlieRen lassen, dass die
Ablehnung der Einstellung aus einem der genannten Grinde erfolgte (§22 AGG; EuGH vom
19.4.2012 - C-415/10, ,Meister”, Rn. 42 ff.; BAG vom vom 26.6.2014 — 8 AZR 547/13, Rn. 31).
Besonders zu achten ist auch auf die Frist nach § 15 Abs. 4 AGG, nach der der Anspruch auf Entscha-
digung innerhalb von zwei Monaten nach Ablehnung bzw. der Kenntnis von der Nichtberiicksichti-
gung schriftlich geltend zu machen ist.

2.6  Welcher Lohn muss mindestens gezahlt werden?

In Deutschland gilt das Mindestlohngesetz (MiLoG), es gibt verschiedene branchenspezifische Min-
destléhne und es gibt tarifvertraglich geregelte Lohne.

Der allgemeine Mindestlohn (9,50 € ab 1.1.2021; 9,60 € ab 1.7.2021) gilt immer dann, wenn kein
héherer Lohn gesetzlich oder tarifvertraglich geregelt ist. Er gilt auch fur Praktika, allerdings nur,
wenn sie unter das MiLoG fallen. Keinen Mindestlohn gibt es nach § 22 MiLoG fiir

= Orientierungspraktika von bis zu drei Monaten,

Pflichtpraktika als Voraussetzung fir eine Studienzulassung,

studienbegleitende Pflichtpraktika,

studienbegleitende freiwillige Praktika von bis zu drei Monaten, wenn kein anderes
Praktikum im selben Betrieb vorausging,

» Einstiegsqualifizierungen nach § 52a SGB IlI.

Abweichende Mindestléhne, in Tarifvertragen ausgehandelt und fiir allgemeinverbindlich erklart
nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz, bestehen fiir folgende Branchen:

= Baugewerbe, Dachdecker, Gebaudereinigung, Abfallwirtschaft, Fleischverarbeitung
Waischereien, Postzusteller, Bergbau, Aus- und Weiterbildung, Pflege.

Details finden sich auf der Homepage des Zolls: https://www.zoll.de, Ubersicht Branchen-Mindest-
I6hne.

In vielen Bereichen gelten weitere Tarifvertrage, aber nur fiir die Firmen, die diesen Tarifvertragen
beigetreten sind. Fir Beschaftigungen an der Hochschule, bei Studenten- und Studierendenwerken
oder Kommunen gilt der Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst (TVGD).
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2.7 Was sind die wichtigsten Rechtsanspriiche wahrend eines Arbeitsverhaltnisses?

Die Rechte und Pflichten in einem Arbeitsverhaltnis ergeben sich aus:

= dem Arbeitsvertrag,
= Tarifvertragen, im 6ffentlichen Dienst TV6D,
= gesetzlichen Regelungen.

Das Arbeitsrecht kennt keine Unterscheidung nach Staatsangehdrigkeit oder Aufenthaltstitel, alles
andere wirde gegen das Diskriminierungsverbot nach dem AGG verstoRRen.

Es gibt Arbeitsschutzgesetze, die in einem Arbeits- oder Tarifvertrag abweichend auch zu Unguns-
ten der Arbeitnehmer*innen geregelt werden diirfen. Von den meisten gesetzlichen Schutzregelun-
gen darf jedoch nur zu Gunsten der Beschiftigten abgewichen werden. Deshalb gibt es in Arbeits-
vertragen oftmals auch unzuldssige Vereinbarungen. Beruft sich ein Arbeitsvertrag auf einen
Tarifvertrag oder ist der Betrieb an einen Tarifvertrag gebunden, so haben die darin enthaltenen
Regelungen Vorrang vor dem Arbeitsvertrag, es sei denn, sie verstoRen ihrerseits gegen ein Gesetz.
Die wichtigsten Schutzregelungen werden im Folgenden genannt:

Minijobs:

Viele Studierenden lben geringfligige Beschéaftigungen (sog. Minijobs) aus. Dazu gehéren auch die
Tatigkeiten als studentische Hilfskrafte an den Hochschulen. Im Teilzeit- und Befristungsgesetz
(TzBfG) ist geregelt, dass Teilzeitbeschaftigte keine Diskriminierung im Arbeitsverhaltnis und beim
Arbeitsschutz gegeniiber Vollzeitbeschéftigten erfahren dirfen (§ 4 TzBfG; Griese in Kiittner, 2020,
Minijob A., Rn. 2). In der Praxis finden sich jedoch hadufig VerstoRRe gegen diese Vorschrift, vor allem
durch die Nichtanwendung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und der Urlaubsregelungen. So-
gar an Hochschulen kommt es vor, dass studentische Mitarbeiter*innen nur nach den geleisteten
Stunden, nicht aber in Krankheits- und Urlaubszeiten bezahlt werden.

Arbeitszeit:

Die Grundregel verbietet Arbeitszeiten von mehr als acht Stunden am Tag, einzelne Uberschreitun-
gen sind zulassig, wenn der Durchschnitt eingehalten wird und zehn Stunden am Tag nicht Gber-
schritten werden (§ 3 ArbZG). Es gibt festgelegte Ruhepausen, ununterbrochen dirfen maximal
sechs Stunden gearbeitet werden (§ 4 ArbZG). Zwischen zwei Arbeitseinsdtzen missen mindestens
elf Stunden Ruhezeit liegen (§ 5 ArbZG). Mindestens 15 Sonntage im Jahr miissen beschaftigungs-
frei sein (§ 11 Abs. 1 ArbZG). Von diesen Regeln gibt es verschiedene Ausnahmen, die in Tarifver-
tragen geregelt sein kdnnen, in Notfallen gelten oder einer besonderen Genehmigung beddrfen. Fir
Jugendliche unter 18 Jahren gilt das Jugendschutzgesetz.

Arbeit auf Abruf:

Fiir Arbeit auf Abruf gibt es in § 12 TzBfG eine Sonderregelung. Sie gilt nur, wenn im Arbeitsvertrag
schon festgelegt ist, dass die Arbeitszeit sich nach dem betrieblichen Bedarf richtet. Fehlt es einfach
an einer Bestimmung der Arbeitszeit, dann handelt es sich um ein Vollzeitarbeitsverhaltnis. Der
Arbeitsvertrag muss eine Mindestdauer der wochentlichen oder taglichen Arbeitszeit festlegen,
enthalt er dazu keine Bestimmung, dann gilt eine Mindestarbeitszeit von 20 Wochenstunden bzw.
drei Stunden taglich. Null-Stunden-Vertrage sind unzuldssig (Raif/Ginal, ArbRAktuell 2020, 244,
245). Eine vereinbarte Mindestarbeitszeit darf nur um bis zu 25 % erhéht und eine Hochstarbeitszeit
nur bis 20 % herabgesetzt werden. Bei einer vereinbarten Arbeitszeit von 20 Wochenstunden kann
also bis auf 25 Stunden erhdht und bis auf 16 Stunden abgesenkt werden. Zulassig ist auch eine un-
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regelmaRige Verteilung, die aber stets ein Einkommen sichert, dass der vereinbarten Arbeitszeit
entspricht. Es ist moglich, abweichende Festlegungen in Tarifvertragen zu vereinbaren. Die Arbeits-
einsatze missen vier Tage zuvor angekiindigt werden (§ 12 Abs. 3 TzBfG).

Arbeitsschutz:

Nach § 618 Abs. 1 BGB haben Arbeitgebende Rdume, Vorrichtungen oder Geratschaften so einzu-
richten und zu unterhalten, dass Arbeitnehmer*innen gegen Gefahren fiir Leben und Gesundheit
soweit geschiitzt sind, wie die Natur der Dienstleistung es zuldsst. Die Durchfiihrung von Dienstleis-
tungen ist entsprechend zu regeln. Es gibt zur Konkretisierung das Arbeitsschutzgesetz und die
Arbeitsstattenverordnung, die hierzu Einzelheiten je nach der Art des Betriebszwecks regeln. Erlei-
den Arbeitnehmer*innen bei ihrer Tatigkeit gesundheitliche Schiden, so ist vorrangig die Unfallver-
sicherung ausgleichspflichtig. Kommen Arbeitgebende den gesetzlichen Anforderungen nicht nach,
so darf deshalb auch die Arbeit verweigert werden, wenn sie nicht mehr zumutbar ist (§ 273 Abs. 1
BGB).

Lohnfortzahlung:

Entgeltzahlung an Feiertagen: Arbeitszeiten, die wegen eines Feiertags ausfallen, sind zu bezahlen
(§ 2 EntgFG). Ein Arbeitsvertrag darf also keine Regelung enthalten, die eine Bezahlung von Werk-
tagen abhangig macht bzw. davon, dass eine bestimmte Hochschulveranstaltung stattfindet (fir
studentische Hilfskrafte) oder eine Zeitung erscheint (fur Zusteller*innen, so BAG vom 16.10.2019 —
5 AZR 352/18).

Eigene Krankheit: Bei einer unverschuldeten Erkrankung wird der Lohn fiir sechs Wochen weiter-
gezahlt. Fir dieselbe Krankheit erfolgt die Fortzahlung nur, wenn in den letzten sechs Monaten seit
dem Ende der ersten Arbeitsunfahigkeit oder in den letzten zwo6lf Monaten seit Beginn der ersten
Erkrankung keine Krankschreibung wegen dieser Erkrankung erfolgte.

Beispiele

Sonja arbeitet als Bedienung in einer Gastwirtschaft an drei Tagen jeweils vier Stunden. Sie
wird wegen eines Bandscheibenvorfalls fiir vier Wochen krankgeschrieben. Danach arbeitet
sie weitere zwei Monate, da es zu einer Verschlimmerung der Riickenschmerzen kommt, muss
sie erneut vier Wochen krankgeschrieben werden. Sie erhalt jetzt keine Lohnfortzahlung mehr.
Da sie nicht als Arbeitnehmerin krankenversichert ist (siehe 2.4 in diesem Kapitel), erhalt Sonja
in dieser Zeit auch kein Krankengeld.

Ruben arbeitet 20,5 Stunden in der Woche als Pflegehelfer. Er wird wegen einer Krebserkran-
kung fir vier Monate krankgeschrieben. Die ersten sechs Wochen wird sein Lohn fortbezahilt.
Wahrend der weiteren Zeit der Arbeitsunfahigkeit erhalt er Krankengeld, weil er wegen des
Umfangs der Beschaftigung als Arbeitnehmer krankenversichert ist. AnschlieBend arbeitet er
wieder sechs Monate und muss sich dann wegen derselben Krebserkrankung erneut fiir zwei
Monate krankschreiben lassen. Ruben erhilt erneut sechs Wochen Lohnfortzahlung und
anschlieRend Krankengeld.

Lohnfortzahlung wegen einer kurzfristigen Verhinderung: Arbeitgebende sind verpflichtet, ihre
Mitarbeiter*innen bei einer kurzfristigen Verhinderung von der Arbeit freizustellen und den Lohn
fortzuzahlen (§ 616 BGB). Wann eine Verhinderung jedoch fiir ,eine verhaltnisméaRig nicht erheb-
liche Zeit” besteht, dariiber bestehen unterschiedliche Auffassungen unter Jurist*innen. Es wird
jedenfalls auf eine konkrete Einzelfallbetrachtung unter Beriicksichtigung der Dauer des Arbeitsver-
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haltnisses und des Verhinderungsgrundes abgestellt (St6R/Putzer, NJW 2020, 1465, 1467 f.). In der
Regel kdnnen jedoch allenfalls wenige Tage unter diese Regelung fallen. Angesichts der Corona-
Pandemie sind sicher einzelne stundenweise Ausfélle in Hinblick auf den Wegfall der Kinderbetreu-
ung hinzunehmen, nicht aber ein mehrwéchiger Ausfall, weil hierzu auf § 56 Abs. 1a IfSG mit einer
Entschadigung in Hohe von 67 % des Nettoeinkommens flir sechs Wochen verwiesen wird (§ 56
Abs. 2 Satz 2 IfSG).

Da, wo Tarifvertrage gelten, sind meist auch Freistellungsanspriiche bei besonderen familiaren Er-
eignissen geregelt. Z. B. gilt im 6ffentlichen Dienst und dem Geltungsbereich des TVGD eine Arbeits-
befreiung bei Geburt eines Kindes, Umzug, Tod eines nahen Angehdérigen (§ 29 TV6D) u. a., weitere
Befreiungen sind bis zu drei Tagen moglich (§ 29 Abs. 3 TVGD).

Arbeitsfreistellungen:

Krankheit des Kindes: Bei einer Erkrankung eines Kindes im Haushalt, welches selbst gesetzlich ver-
sichert (Familienversicherung, egal bei welchem Elternteil) und unter zwolf Jahre alt ist, wird ein
Elternteil von der Arbeit freigestellt, wenn die Betreuungsbeddrftigkeit arztlich bescheinigt ist. Die
Freistellung betragt 10 Tage pro Jahr, Kind und Elternteil, bei Alleinerziehenden 20 Tage. Bei mehre-
ren Kindern ist die Freistellung auf 25 Tage bzw. bei Alleinerziehenden auf 50 Tage pro Jahr be-
schrankt (§ 45 Abs. 3 SGB V). Eine Lohnfortzahlung ist gesetzlich nicht verpflichtend, es gibt verein-
zelt Tarifvertrage, in denen sie vorgesehen ist. Im Ubrigen wird in der Ausfallzeit Krankengeld gezahlt,
vorausgesetzt, der Elternteil ist als Arbeitnehmer*in gesetzlich krankenversichert. Die studentische
Pflichtversicherung sieht kein Krankengeld vor (Sonnhoff in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 2019,
§ 45 Rn. 30). Privatversicherungen zahlen in aller Regel ebenfalls kein Krankengeld.

Das bedeutet, dass Studierende nur dann ein Kinderkrankengeld erhalten, wenn sie mehr als
20 Stunden in der Woche arbeiten.

In Hinblick auf die Corona-Pandemie wird zunachst nur fiir das Jahr 2020 das Kinderkrankengeld
um flinf Tage pro Elternteil, bzw. zehn Tage fir Alleinerziehende aufgestockt (§ 45 Abs. 2a SGB V).

Pflegezeit: Nach § 2 Pflegezeitgesetz besteht ein Anspruch auf Arbeitsfreistellung von zehn Tagen,
wenn fir einen nahen Angehorigen (Ehegatten, Eltern, Schwiegereltern, Kinder, Enkel, GroReltern,
Geschwister) bei einem akut auftretenden Pflegebedarf die bedarfsgerechte Pflege und Versorgung
organisiert werden muss. Ein Anspruch auf Lohnfortzahlung besteht nicht. Pflegeunterstiitzungs-
geld wird nach § 44a Abs. 3 SGB Xl gezahlt, wenn die pflegebediirftige Person Leistungsanspriiche
aus der Pflegeversicherung hat, unabhangig davon, ob eine eigene Pflegeversicherung besteht bzw.
sich daraus Leistungsanspriiche ergeben (B6hm 2015, § 2 Rn. 22).

Nach § 3 Pflegezeitgesetz besteht auch ein Anspruch auf vollstandige oder teilweise Arbeitsfreistel-
lung zur Pflege eines nahen Angehdérigen, allerdings nur, wenn der Arbeitgebende mehr als 15 Mit-
arbeiter*innen beschéftigt. Der Freistellungsanspruch besteht unabhingig von der GroRe der
Arbeitgebenden immer fir die Pflege von minderjahrigen Kindern (§ 3 Abs. 5 PflegeZG) und von An-
gehorigen in der Sterbephase (§ 3 Abs. 6 PflegeZG). Es bestehen keine Anspriiche auf Lohnfortzah-
lung, die Pflegeversicherung des Angehdorigen zahlt jedoch Zuschiisse zur Kranken- und Pflegever-
sicherung (§ 44a Abs. 1 SGB XI) und Beitrage in die Rentenversicherung (§ 44 SGB XI).

Freistellung aus wichtigen personlichen Griinden: Unabhangig von der Verpflichtung zur Lohnfort-
zahlung nach § 616 BGB besteht ein Anspruch auf unbezahlte Arbeitsfreistellung aus wichtigen per-
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sonlichen Griinden, insbesondere wenn die Kinderbetreuung wegen des Ausfalls einer Betreuungs-
person oder der SchlieBung von Kita oder Schule nicht mehr gewahrleistet ist (LArbG Mainz vom
31.7.2019 — 2 Sa 299/18). Dieses Recht ergibt sich auch aus Art. 7 der EU-Richtlinie 2019/1158 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehdérige (siehe ausfihrlich:
Stoye/Thoma, ZESAR 2020, 10-18).

Urlaubsanspruch:

Nach dem Bundesurlaubsgesetz (BurlG) haben alle Arbeitnehmer*innen (auch Minijobber, siehe
oben) einen Anspruch auf einen Jahresurlaub von mindestens 24 Werktagen bei einer Sechs-Tage-
Woche (§ 3 BurlG). Bei einer Regelarbeitszeit von fiinf Wochentagen betragt der gesetzliche Min-
desturlaub also 20 Tage im Jahr. Bei Teilzeitarbeitsverhaltnissen wird der Anspruch entsprechend
umgerechnet.

Beispiel

24 Werktage Jahresurlaub = 2 Werktage pro Monat = 2/6 der vereinbarten Arbeitszeit pro
Monat. Beispiel: Janis arbeitet an zwei Abenden jeweils sechs Stunden in einem Restaurant,
d. h. zwolf Stunden pro Woche. Sein monatlicher Urlaubsanspruch betragt 2,8 Stunden.

Es besteht eine Wartezeit von sechs Monaten ab Beginn des Arbeitsverhaltnisses, bevor der Urlaub
erstmals genommen werden darf (§ 4 BUrlG). Endet das Arbeitsverhaltnis, bevor der Urlaubsan-
spruch eingeldst wurde, besteht ein Anspruch auf Auszahlung des entsprechenden Arbeitsentgeltes
(§ 5 Abs. 1 BUrIG). Zu viel gewahrter Urlaub braucht nicht zuriickgezahlt werden (§ 5 Abs. 3 BUrIG).
Vom Mindesturlaub darf nicht durch den Arbeitsvertrag oder einen Tarifvertrag abgewichen wer-
den. Viele Tarifvertrage, u. a. der TVOD, enthalten einen Urlaubsanspruch von 30 Tagen im Jahr,
manche Tarifvertrage staffeln den Urlaubsanspruch auch nach der Dauer der Betriebszugehorigkeit.

Beschaftigungspflicht:

Es klingt zunichst etwas seltsam, dass Arbeitnehmer*innen einen Rechtsanspruch auf Beschafti-
gung haben. Bedeutsam ist aber der Anspruch auf die Beschaftigung im vertraglich festgelegten
Umfang. Arbeitgebende diirfen also die Arbeitszeit nicht einfach reduzieren, sondern sie schulden
den vereinbarten Umfang. Mehrarbeit ist nur freiwillig moglich, es sei denn, im Vertrag ist etwas
anderes vereinbart.

Ebenso wichtig ist der Anspruch darauf, in der Weise und auf dem Niveau beschaftigt zu werden, die
im Vertrag festgelegt wurden. Das Direktionsrecht der Arbeitgebenden erméglich also keine Anwei-
sung etwa zur Verrichtung von Hilfstatigkeiten, wenn eine qualifizierte Arbeit vereinbart war.

Rechte in der sog. Leiharbeit

Zahlreiche internationale Studierende werden von Firmen eingestellt, die sie wiederum an andere
Firmen ausleihen. Der Arbeitsvertrag besteht mit der verleihenden Firma, das Direktionsrecht wird
aber von dem Einsatzbetrieb ausgelibt. Es handelt sich dabei um das Konzept der Arbeitnehmer-
Uberlassung, flr das bestimmte Schutzrechte gelten, die im Gesetz zur Regelung der Arbeitnehmer-
iberlassung (AUG) geregelt sind. Die wichtigsten Elemente sind:

= Der Einsatz bei einem Arbeitgebenden ist auf 18 Monate begrenzt. Anschliefend kommt
automatisch ein Arbeitsverhaltnis mit dem Einsatzbetrieb bzw. der Dienststelle zustande.
Von der Hochstdauer kann durch einen Tarifvertrag oder Bezugnahme auf einen Tarifvertrag
abgewichen werden.
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= Unzul3ssig sind Arbeitsvertrage, die bei einer Beendigung eines Arbeitseinsatzes automa-
tisch enden. Zulassig sind aber befristete Vertrage, die dann der Grenze von zwei Jahren bei
maximal drei Verlangerungen unterliegen (§ 14 TzBfG). Werden Arbeitsverhaltnisse nur flr
sehr kurze Zeitraume (einen oder mehrere Tage) geschlossen, ist besonders darauf zu ach-
ten, dass der Vertrag mit der vierten Verlangerung automatisch in ein unbefristetes Arbeits-
verhaltnis umgewandelt wird. Kompliziert wird es, wenn zwischen den Arbeitseinsatzen Pau-
sen liegen. Hier kommt es darauf an, ob es sich um einen Umgehungsvertrag handelt. Dazu
sollte die Rechtsberatung im Einzelfall durch eine*n Arbeitsrechtsanwélt*in oder die Gewerk-
schaft eingeholt werden (siehe auch 2.8).

= Es gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz mit den Stammbeschaftigten, auch hinsichtlich der
Entlohnung. Allerdings darf von diesem Grundsatz in den ersten neun Monaten des Einsat-
zes durch tarifvertragliche Vereinbarungen abgewichen werden (§ 8 AUG).

= Es besteht eine umfassende Informationspflicht (iber die Rechte in der Leiharbeit bei Ab-
schluss des Arbeitsvertrages (§ 11 AUG).

= Leiharbeit im Baugewerbe ist von wenigen Ausnahmen abgesehen untersagt (§ 1b AUG); fir
die Fleischindustrie ist ein Verbot geplant (Arbeitsschutzkontrollgesetz, Bundestags-Druck-
sache 19/21978 vom 31.8.2020).

= Die Leiharbeitsfirma benétigt eine amtliche Erlaubnis, liegt diese nicht vor, entsteht ein
Arbeitsverhaltnis mit dem Entleiher.

Die Schutzrechte sind nach § 1 Abs. 3 Nr. 2b AUG nicht auf Uberlassungen zwischen zwei 6ffentli-
chen Dienststellen anzuwenden, soweit dies im TV6D geregelt wird. Diese Ausnahme wird aller-
dings kritisiert, weil sie kaum mit dem EU-Recht (Leiharbeitsrichtlinie 2008/104/EG) vereinbar ist.

Allgemeine Fiirsorgepflicht:

Wie in jedem Vertragsverhaltnis besteht auch im Arbeitsverhaltnis die Verpflichtung zur gegenseiti-
gen Ricksichtnahme, die Pflichten der Arbeitgebenden werden als Flirsorgepflicht bezeichnet, die
der Arbeitnehmer®innen als Treuepflichten. Arbeitgebende sind verpflichtet, mit den privaten
Gegenstanden der Beschaftigten sorgfaltig umzugehen (z. B. abschlieRbare Spinde), ihre Gesund-
heit zu schiitzen, ihre personlichen Daten vor fremdem Zugriff zu bewahren sowie bei der Urlaubs-
planung und sonstigen betrieblichen Angelegenheiten die privaten Interessen zu bericksichtigen.
Allerdings besteht die Flirsorgepflicht nur, soweit der Schutz mit der Natur des Betriebs vereinbar
ist (§ 618 BGB). Im Gegenzug dirfen Beschaftigte dem Unternehmen nicht schaden, u. a. keine
Dienstgeheimnisse verraten. Soweit es allerdings um strafbares Verhalten geht, hat das Informati-
onsinteresse der Offentlichkeit Vorrang (Whistleblower, so Europaischer Gerichtshof fiir Menschen-
rechte vom 21.7.2011 —28274/08; die EU-Richtlinie 2019/1937 zum Schutz von Personen, die Ver-
stoRe gegen das Unionsrecht melden). Die rechtliche Bewertung ist in Deutschland jedoch noch
nicht geklart (Schmolke, NZG 2020, S. 5-12).

Besondere Flirsorgepflichten ergeben sich aus dem Verbot der Belastigung nach AGG:
Verbot des Mobbings (§ 3 Abs. 3 AGG)

Eine Belastigung liegt vor, wenn unerwiinschte Verhaltensweisen, die im Zusammenhang mit einem
Diskriminierungsmerkmal stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Wiirde der betreffenden Per-
son verletzt wird. Zusatzliche Voraussetzung ist, dass dadurch ein von Einschiichterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwiirdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen
wird (BAG vom 22.6.2011 — 8 AZR 48/10 — Rn. 43). Das bedeutet auch, dass in der Regel ein einma-
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liger Vorgang nicht ausreicht, deshalb ist eine Gesamtbewertung aller Vorgange erforderlich, selbst
wenn einzelne Verhaltensweisen fiir sich ggnommen noch keine Belastigung darstellen (BAG vom
18.5.2017 — 8 AZR 74/16).

Rassistische Beleidigungen am Arbeitsplatz, die wiederholt vorkommen, sollten unbedingt den
Arbeitgebenden und, soweit vorhanden, vorab dem Betriebsrat angezeigt werden. Die Arbeitge-
benden sind verpflichtet, derartige Benachteiligungen am Arbeitsplatz abzustellen, auch durch eine
Kiundigung des beleidigenden und belastigenden Mitarbeiters (LAG Baden-Wiirttemberg vom 19.12.
2019 - 3 Sa 30/19).

Gleichzeitig wird die Schwelle fiir einen ,schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine Personlich-
keitsrecht” von den Gerichten immer noch recht hoch angesetzt und erfordert eine sehr genaue
und umfassende Darlegung. Soweit vorhanden, sollten der Betriebs- oder Personalrat, die Behin-
dertenvertretung oder die Gleichstellungsbeauftragte informiert werden. Zudem muss jeder Betrieb
eine Beschwerdestelle nach § 13 AGG einrichten. Unterstlitzung bieten die Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes und weitere regionale Beratungsstellen (Suchmaske unter: https://www.antidis-
kriminierungsstelle.de, Beratung - Beratungsstellensuche).

Verbot der sexuellen Beldstigung (§ 3 Abs. 4 AGG)

Eine sexuelle Beldstigung i. S.v. § 3 Abs. 4 AGG liegt vor, wenn ein unerwiinschtes, sexuell bestimm-
tes Verhalten, etwa sexuell bestimmte korperliche Beriihrungen oder Bemerkungen sexuellen
Inhalts, bezweckt oder bewirkt, dass die Wiirde der betreffenden Person verletzt wird. Anders als
bei der Beldstigung nach § 3 Abs. 3 AGG reicht bereits eine einmalige sexuell bestimmte Verhaltens-
weise (BAG vom 29.6.2017 — 2 AZR 302/16; BAG vom 20.11.2014 — 2 AZR 651/13). Ob eine Hand-
lung sexuell bestimmt ist, hangt nicht allein von der subjektiven Zielrichtung der Handelnden ab.
Das bedeutet vor allem, dass ein ,,das war nicht so gemeint” nicht ausreicht, um den Vorwurf der
sexuellen Beldstigung zu entkraften (BAG vom 29.6.2017 — 2 AZR 302/16; Arendt in Schaub/Linck
ArbR-HdB, 2019, § 36 Rn. 47). Eine sexuelle Beldstigung am Arbeitsplatz ist nicht immer von sexuellem
Begehren bestimmt, sondern kann auch Ausdruck von Hierarchien und Machtausiibung sein (Koéhler/
Koops BB 2015, 2807, 2809). Auch hier wird empfohlen, sich umgehend an den Betriebs- oder
Personalrat, die Gleichstellungsstelle oder die Beschwerdestelle nach § 13 AGG zu wenden. Unter-
stitzung bietet die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (siehe oben). Auch das bundesweite
Hilfetelefon , Gewalt gegen Frauen” steht rund um die Uhr zur Verfiigung: 08000 116 016.

Rechtsschutz:

Im Arbeitsrecht gibt es eine Klagefrist von drei Wochen, zustdandig sind die Arbeitsgerichte. Die Frist
beginnt bei Ansprichen aus einem laufenden Arbeitsverhaltnis erst mit dem Ende des Arbeitsver-
haltnisses. Allerdings kann es hiervon abweichende Regelungen im Arbeitsvertrag oder in den Tarif-
vertragen geben. Klagen kdnnen auch von den Betroffenen selbst bei der Rechtsantragsstelle des
Arbeitsgerichts eingereicht werden. Ein Kostenrisiko besteht dann nicht, weil in Verfahren vor den
Arbeitsgerichten (nur 1. Instanz) keine Gerichtskosten erhoben werden und jede Partei ihre Kosten
selbst tragt.

Gewerkschaftsmitglieder werden von Jurist*innen ihrer Gewerkschaft beraten und vertreten. Be-
ratung flr internationale Studierende bieten auch die Beratungsstellen des DGB-Projekts ,Faire
Mobilitit“, die Arbeitnehmerkammern und die Offentliche Rechtsauskunft Hamburg. Die meisten
internationalen Studierenden kénnen in Hinblick auf ihr niedriges Einkommen einen Beratungs-
schein fiir die anwaltliche Erstberatung beim Amtsgericht beantragen.
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Zusammenfassend lasst sich sagen, dass die Anspriiche auf Lohnfortzahlung, auf Urlaub und auf
eine diskriminierungsfreie Gestaltung des Arbeitsverhaltnisses unabdingbar gelten. Fiir Arbeits-
zeiten, Art und Weise der Tatigkeit und Rechtsmittelfristen sollten immer der Arbeitsvertrag und
der Tarifvertrag eingesehen werden, wenn fiir den Betrieb oder die Dienststelle ein solcher gilt.

2.8 Wann besteht ein Kiindigungsschutz?

Grundsatzlich muss bei jeder ordentlichen Kiindigung die Kiindigungsfrist nach § 622 BGB eingehal-
ten werden. Wahrend einer Probezeit, langstens in den ersten sechs Monaten, betragt die Kiindi-
gungsfrist 14 Tage. Im Ubrigen betrigt sie vier Wochen zum 15. oder zum Monatsende. Ab einer
Betriebszugehorigkeit von zwei Jahren verlangern sich diese Fristen (siehe § 622 Abs. 2 BGB).

Der Schutz vor Kiindigung ist im Kiindigungsschutzgesetz (KSchG) geregelt. Grundsatzlich ist dieses
Gesetz nur auf Arbeitsverhaltnisse anzuwenden, wenn der Betrieb mehr als zehn Beschiftigte hat
(§ 23 KSchG, Ausnahmen sind fir internationale Studierende unbedeutend) und das Arbeitsver-
haltnis langer als sechs Monate besteht und die Kiindigung sozial ungerechtfertigt ist.

Soweit kein Kiindigungsschutz besteht, muss eine Kiindigung nicht begriindet werden.
Besteht Kiindigungsschutz, so wird nach drei Arten von Kiindigungen unterschieden:

= Die verhaltensbedingte Kiindigung: Hier muss eine Vertragsverletzung der*des Beschéftig-
ten zugrunde liegen. Klassischerweise sind dies hdufige Verspatungen, Arbeitsverweigerun-
gen, betriebsschadigende Verhaltensweisen, Diebstahl, Betrug etc. Handelt es sich um leich-
tere Verletzungen der Vertragspflichten, so muss die Verhaltensweise zuvor abgemahnt
werden. Bei gravierenden Verletzungen ist dies nicht erforderlich, es kann dann — und nur
dann —auch fristlos geklindigt werden.

= Die personenbedingte Kiindigung: Hier liegt ein Grund in der Person der*des Beschiftigten,
ohne dass dieser Grund vorwerfbar ist. Insbesondere erfolgt diese Kiindigung, wenn eine
Erkrankung besteht, die perspektivisch zu weiteren Ausfallen am Arbeitsplatz fiihren wird,
die flir den Betrieb nicht verkraftbar sind. Moéglich sind auch Kiindigungen wegen einer
Behinderung, die mit den betrieblichen Anforderungen unvereinbar ist, allerdings nur mit
der Zustimmung des Integrationsamtes und nach genauer Priifung von alternativen Beschaf-
tigungsmoglichkeiten.

= Die betriebsbedingte Kiindigung: Hier liegt der Grund in den betrieblichen Abldufen selbst;
entweder fallt der Arbeitsplatz wegen RationalisierungsmafRnahmen oder Umstrukturierun-
gen vollstandig weg oder es kommt zu einer Reduzierung der Beschaftigten wegen des Riick-
gangs der Auftrage oder Wegfall von Arbeit aus sonstigen Griinden. In diesen Fallen sind die
Arbeitgebenden verpflichtet, eine soziale Auswahl zu treffen, die die Dauer der Betriebszu-
gehorigkeit, das Lebensalter, die Unterhaltspflichten und die Schwerbehinderung der Arbeit-
nehmer*innen bericksichtigt (§ 1 Abs. 3 KSchG). Ein Arbeitsausfall wegen der Corona-Krise
reicht allein nicht als Kiindigungsgrund, zuséatzlich muss trotz der Moglichkeiten des Kurzar-
beitergeldes und weiterer staatlicher Hilfen eine Existenzgefahrdung fiir den Betrieb beste-
hen.

Fallt eine Kiindigung unter den Kiindigungsschutz und bestehen Zweifel an der Berechtigung oder
der korrekten Auswahl der Gekiindigten, empfiehlt sich eine Beratung. Wer Gewerkschaftsmitglied
ist, erhalt hier Beratung und auch Vertretung in einem arbeitsgerichtlichen Verfahren. Wer nur tber
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ein geringes Einkommen (Anhaltspunkt: SGB 11/SGB Xll-Bedarfe) verfiigt, kann sich beim Amtsge-
richt einen Beratungsschein (Ein Antragsvordruck findet sich auf der Homepage des Bundesminis-
teriums flr Justiz und Verbraucherschutz, https://www.bmjv.de, Service - Formulare, Muster, Vor-
drucke - Beratungshilfe) fuir eine Beratung bei einer*m Rechtsanwalt*in ausstellen lassen (Zuzahlung
15 €). Im Bereich des Arbeitsrechts gibt es sonst kaum kostenlose Beratung.

Besondere Regelungen gelten auch fiir befristete Arbeitsverhaltnisse:

Befristungen ohne Grund sind zulassig, allerdings nur flr eine Gesamtdauer von bis zu zwei Jahren,
wobei der Vertrag héchstens dreimal verlangert werden darf. Wird die Gesamtzeit oder die Dauer
der Verldangerung Uberschritten, so wandelt sich das Arbeitsverhéltnis in ein unbefristetes Arbeits-
verhdltnis (§ 14 Abs. 2 TzBfG). Eine grundlose Befristung ist generell unzulassig, wenn zuvor schon
ein Arbeitsverhaltnis mit demselben Arbeitgebenden bestand. Das Arbeitsverhaltnis gilt dann von
Anfang an als unbefristet. Ausgenommen sind aber Vorbeschaftigungen, die mehr als drei Jahre
zurtickliegen (BVerfG vom 6.6.2018 — 1 BvL 7/14).

Von dieser Regelung gibt es drei Ausnahmen:

= Abweichende Vereinbarungen sind in einem Tarifvertrag festgelegt.

= Nach Neugriindung eines Unternehmens wird die Frist auf vier Jahre verlangert.

= Fiir Personen ab 52 Jahre, die bei Einstellung seit mindestens vier Monaten arbeitslos
waren, gilt eine Frist von funf Jahren.

Befristungen mit Grund sind zuldssig, insbesondere fiir zeitlich befristete Projekte, bei befristeten
Haushaltsmitteln, bei voriibergehendem Arbeitsanfall, im Anschluss an eine Ausbildung oder ein
Studium (Praktika), als Vertretungskraft (Elternurlaub) oder zur Erprobung (§ 14 Abs. 1 TzBfG). Auch
Verlangerungen sind ohne zeitliche Befristung zuldssig, solange weiterhin nur ein befristeter Bedarf
besteht. Der Bedarf ist aber nicht mehr zeitlich befristet, wenn es sich um Daueraufgaben des Be-
triebs oder der Dienststelle handelt, selbst wenn sie jeweils durch Fordermittel finanziert werden
(BAG vom 21.8.2020 — 7 AZR 572/17). Gerade im Bereich von Wissenschaft und Forschung kdnnen
sich dabei schwierige Abgrenzungsfragen ergeben, die eine genau rechtliche Einzelfallprifung er-
fordern.

Die Kiindigung eines befristeten Vertrags ist nur zulassig, wenn sie ausdricklich vertraglich verein-
bart wurde oder wenn es sich um eine fristlose verhaltensbedingte Kiindigung handelt.

Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses besteht immer Anspruch auf ein Zeugnis (§ 109 GewO
oder Tarifvertrag, z. B. § 35 TVAD). Dieser Anspruch kann auch vor dem Arbeitsgericht geltend ge-
macht werden. Die kurze Frist fir Klagen bei Kiindigung gelten hier nicht, es muss jedoch auf Klage-
fristen geachtet werden, die in Tarifvertragen geregelt sind.

2.9 Welche Schutzanspriiche gelten bei Schwangerschaft und Geburt?

Eine Schwangerschaft muss bei Einstellung nicht angegeben werden (siehe 2.5).

Werdende und stillende Miitter dirfen nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr arbeiten, auch nicht in
Rufbereitschaft (§ 5 MuSchG), ebenso wenig an Sonn- und Feiertagen. Auch Uberstunden sind un-
tersagt, die tagliche Arbeitszeit von 8,5 Stunden darf nicht Uberschritten werden (§ 4 MuSchG).
Teilzeitbeschiftigte diirfen keine Uberstunden leisten, die die vereinbarte Wochenarbeitszeit im
Durchschnitt des Monats Ubersteigen (§ 4 Abs. 1 Satz 4 MuSchG).
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Der Arbeitsplatz muss den Bedingungen der Schwangerschaft angepasst werden, Arbeitgebende
missen ein personliches Gesprach anbieten (§ 10 Abs. 2 MuSchG) und in Zweifelsfallen die Auf-
sichtsbehorde (Gewerbeaufsichtsamt u. a.) einschalten.

Wahrend einer Schwangerschaft kommt es haufig zu einem Beschaftigungsverbot, welches Arbeit-
gebende aussprechen miissen, wenn der Arbeitsplatz nicht geeignet ist und auch nicht auf einen
Ersatzarbeitsplatz ausgewichen werden kann. In der Regel erfolgt das Beschaftigungsverbot in den
Gesundheitsberufen, aber auch bei Erzieher*innen oder Berufen mit stindigen Dienstreisen. Auch
Arzt*innen kénnen ein entsprechendes Beschiftigungsverbot im Einzelfall aussprechen. Wihrend
eines Beschaftigungsverbots wird das Gehalt weitergezahlt (§ 18 MuSchG), die Arbeitgebenden be-
kommen die Kosten erstattet.

Der Mutterschutz beginnt sechs Wochen vor der Entbindung, bis zur Geburt gibt es aber kein
Arbeitsverbot (§ 3 Abs. 1 MuSchG). Nach der Entbindung besteht fiir acht Wochen ein absolutes
Beschaftigungsverbot (§ 3 Abs. 2 MuSchG). Bei Zwillingen dauert der Mutterschutz nach der Geburt
zwolf Wochen (§ 3 Abs. 2 MuSchG), ebenso wenn das Kind bei der Geburt weniger als 2.500 Gramm
wiegt, mit einer Behinderung geboren wird oder zu frih auf die Welt kommt und deshalb mehr
Pflege braucht. Bei einer Frithgeburt verlangert sich die Schutzfrist um den Zeitraum, der vor der
Geburt nicht in Anspruch genommen werden konnte.

Wahrend des Mutterschutzes erhalten versicherte Arbeitnehmerinnen Mutterschaftsgeld von der
gesetzlichen Krankenkasse (§ 19 MuSchG) und einen Zuschuss von den Arbeitgebenden, die bis zum
Nettogehalt aufstocken (§ 20 MuSchG). Fiir nicht Versicherte siehe auch 3.8 in diesem Kapitel.

Urlaubsanspriiche wahrend eines Beschaftigungsverbots oder des Mutterschutzes verfallen nicht,
sie kénnen sogar noch nach der Elternzeit genommen werden (§ 24 Satz 2 MuSchG).

Wahrend der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung besteht
Kiindigungsschutz, auch in Kleinbetrieben und wahrend der Probezeit (§ 17 MuSchG). Das gilt auch
flir Fehlgeburten nach der 12. Schwangerschaftswoche (§ 17 Abs. 1 Nr. 2 MuSchG). Voraussetzung
ist die Kenntnis der Arbeitgebenden von der Schwangerschaft, die Mitteilung kann aber noch bis zu
zwei Wochen nach der Kiindigung erfolgen. Die Schwangerschaft muss aber schon zum Zeitpunkt
der Kiindigung bestanden haben.

Es gibt Ausnahmen vom Kiindigungsverbot, wenn ein Grund vorliegt, der nichts mit der Schwanger-
schaft zu tun hat. Dazu gehoéren die Insolvenz der Arbeitgebenden, Stilllegung des Betriebes oder
eines Betriebsteiles und Vertragsverletzungen der Arbeitnehmerin. In jedem Fall ist eine Genehmi-
gung der fir den Arbeitsschutz zustdndigen Behoérde (nach Bundeslandern: https://www.bmfsfj.de/
bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/aufsichtsbehoerden-fuer-mutterschutz-und-kuendi-
gungsschutz--informationen-der-laender/73648) erforderlich (§ 17 Abs. 2 MuSchG).

Nach der Zeit des Mutterschutzes besteht ein Anspruch auf Elternzeit, das gilt auch fiir Minijob-
berinnen und unabhangig von der Fortsetzung des Studiums. Der Anspruch auf Elternzeit besteht
fr bis zu drei Jahre und endet in der Regel mit dem dritten Geburtstag des Kindes (§ 15 Abs. 2
BEEG). Innerhalb der ersten drei Lebensjahre des Kindes kann die Elternzeit frei gewahlt werden. Sie
muss den Arbeitgebenden spatestens sieben Wochen vor Beginn mitgeteilt werden. Auf Verlangen
muss auch mitgeteilt werden, fiir welche Zeiten sie innerhalb der folgenden zwei Jahre erfolgen soll
(§ 16 Abs. 1 BEEG). Eine Anderung oder eine Verlangerung der Elternzeit innerhalb der zwei Jahre
ist nur noch mit Zustimmung der Arbeitgebenden maglich (§ 16 Abs. 3 BEEG). Das gilt auch fiir eine
Verteilung der Elternzeit auf mehr als zwei Zeitabschnitte (§ 16 Abs. 1 Satz 5 BEEG). Ein Teil der
Elternzeit von bis zu 24 Monaten kann auf einen Zeitraum zwischen dem dritten und achten
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Geburtstag des Kindes libertragen werden. Die Inanspruchnahme muss 13 Wochen zuvor angekiin-
digt werden. Den Anspruch auf Elternzeit hat jeder Elternteil eigenstandig, die Zeiten von bis zu drei
Jahren kdénnen auch von beiden Eltern gleichzeitig genommen werden (§ 15 Abs. 3 BEEG).

Uber einen Antrag auf reduzierte Arbeitszeiten wahrend der Elternzeit miissen die Arbeitgebenden
immer mit der*dem Beschéftigten verhandeln (§ 15 Abs. 5 BEEG). Ein Anspruch auf Teilzeitbeschif-
tigung wahrend der Elternzeit besteht, wenn

= Arbeitgebende mehr als 15 Arbeitnehmer*innen beschiftigen,

= das Arbeitsverhaltnis seit mehr als sechs Monaten besteht,

= die Reduzierung der Arbeitszeit fir mindestens zwei Monate auf wochentliche Zeiten von
15 bis 30 Stunden erfolgen soll,

» keine dringenden betrieblichen Griinde entgegenstehen (werden nur selten anerkannt!)
und

= der Anspruch mindestens sieben Wochen (ab dem dritten Geburtstag des Kindes 13
Wochen) vorher schriftlich angemeldet wurde (§ 15 Abs. 7 BEEG).

Fur pflichtversicherte Arbeitnehmer*innen in der GKV wird das Versicherungsverhiltnis in der
Elternzeit beitragsfrei fortgefiihrt, wenn kein sozialversicherungspflichtiges Erwerbseinkommen
mehr besteht. Das gilt jedoch nicht fir studentisch Pflichtversicherte (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V) und
freiwillig Versicherte in der GKV. Sie missen die Beitrdge selbst Gbernehmen (BSG vom 30.11.2016
—B 12 KR 6/15 R). Auch privatversicherte Arbeitnehmer*innen erhalten keine Arbeitgeberzuschiisse
in dieser Zeit.

Urlaubsanspriiche wahrend der Elternzeit konnen von den Arbeitgebenden ganz oder teilweise ge-
klrzt werden; dies muss jedoch ausdricklich erklart werden. Die Erklarung kann noch bis zum Ende
der Elternzeit erfolgen (BAG vom 19.5.2015 — Az. 9 AZR 725/13).

Nach dem Ende der Elternzeit gibt es das Recht, die Arbeitszeit zu verringern (§ 8 TzBfG). Arbeit-
gebende dirfen nur aus dringenden betrieblichen Griinden ablehnen. In groReren Betrieben und
unter bestimmten Voraussetzungen kann auch eine zeitlich befristete Reduzierung der Arbeitszeit
verlangt werden (§ 9a TzBfG).

Die Anspriche auf Elterngeld (siehe 3.7 in diesem Kapitel) bestehen nicht wahrend der gesam-
ten Dauer der Elternzeit. Finanzielle Liicken miissen von Studierenden mit einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 16b AufenthG aus eigenen Mitteln ausgeglichen werden.

2.10 Welche Rechte und Pflichten gelten bei einer selbststandigen Tatigkeit (Honorar-
vertrage, freiberufliche Tatigkeiten)?

Internationale Studierende miissen sich die meisten selbststdandigen Tatigkeiten ausdricklich von
der Auslanderbehdérde genehmigen lassen (siehe 2.2 in diesem Kapitel).

Die Arbeitsschutzrechte gelten im Bereich der selbststandigen Tatigkeit nicht. Zunachst bedarf es
jedoch einer Abgrenzung, weil immer noch viele Beschéftigungsverhiltnisse als Honorartatigkeiten
ausgestaltet sind, obwohl sie das rechtlich nicht sind. Es gibt keine Wabhlfreiheit. Honorarvertrage
dirfen nur geschlossen werden, wenn die Beschaftigung nicht dem Direktionsrecht der Arbeitge-
benden in den Rdumen und mit den Mitteln der Arbeitgebenden unterliegt. Kennzeichnend fiir zu-
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lassige Honorarvereinbarungen sind Verpflichtungen, die nicht nach der Arbeitszeit, sondern nach
einer bestimmten Dienstleistung oder Werkerstellung bezahlt werden. Typisch hierfir sind einzelne
Vortrage, die Leitung von Workshops, Trainingseinheiten, die Organisation von Tagungen u. a., liber-
schaubare Projektauftrage, Handwerksleistungen fir einzelne Auftraggeber*innen, Einzelbetreuun-
gen in der Jugendhilfe, IT-Dienstleistungen fiir verschiedene Kunden, Ubersetzungen, Expertisen,
einzelne Recherchen oder wissenschaftliche Beitrage. Auch Crowdworker, die gegeniliber einem
Plattformbetreiber nicht zur Ubernahme von Auftragen verpflichtet sind, arbeiten als Selbststindige
(LArbG Minchen vom 4.12.2019 -8 Sa 146/19). Keine selbststdndigen Tatigkeiten sind dagegen
Reinigungsarbeiten in einem Haushalt oder Betrieb, Nachtwachen im Krankenhaus, Hilfstatigkeiten
fiir einzelne Professor*innen, persénliche Assistenz fiir Menschen mit Behinderung, Service-Leis-
tungen auf Messen.

Selbststandige Beschiftigte sind nicht sozialversichert und miissen ihre Einnahmen selbst ver-
steuern.

Ein Beitritt zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung ist nur moglich, wenn vorher schon
eine Versicherungspflicht bestand, z. B. in der studentischen Pflichtversicherung (§5 Abs. 1 Nr.9
SGB V) oder als Beschiftigte*r mit mehr als 20 Wochenstunden (§§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V).

Eine Ausnahme besteht fiir Kiinstler*innen und Publizist*innen (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 SGB V). Sie sind in
der Kiinstlersozialversicherung unter privilegierten Bedingungen versichert, weil sie nur die Halfte
der Sozialversicherungsbeitrage selbst zu tragen haben (§ 10 Kiinstlersozialversicherungsgesetz).
Voraussetzung ist die langerfristige und hauptberufliche Ausiibung einer kiinstlerischen oder publi-
zistischen Tatigkeit.

Der Unfallversicherung konnen Selbststandige freiwillig beitreten (§ 6 SGB VII). Ob sich das in Hin-
blick auf das Risiko und die konkreten Beitrage lohnt, sollte mit der jeweils zustdandigen Berufsge-
nossenschaft geklart werden.

Selbststandige Tatigkeiten werden entweder als Gewerbe oder als freiberufliche Tatigkeiten durch-
geflhrt, die Abgrenzung ist in § 6 Gewerbeordnung (GewQ) enthalten. Anzeigepflichtig bei der Ge-
werbeaufsicht (kommunal) sind nur Gewerbeformen, die mit gewerblichen Raumen bzw. Verkaufs-
tatigkeiten in der Offentlichkeit (Markte, Messen, Reisegewerbe) verbunden sind oder die der
Gewerbeaufsicht (erlaubnispflichtig, siehe §§ 30 ff. GewO) unterliegen. Wenn keine Gewerbean-
meldung erfolgt, muss beim Finanzamt eine Steuernummer beantragt werden.

Selbststandige sind auch umsatzsteuerpflichtig, d. h., sie missen Umsatzsteuer an das Finanzamt
abfiihren, kdnnen dafiir aber auch die im Rahmen ihrer Tatigkeit gezahlte Umsatzsteuer absetzen.
Keine Umsatzsteuer brauchen Freiberufler*innen und Kleingewerbetreibende zahlen, deren Ein-
nahmen jahrlich unter 17.500 € liegen. Die Freistellung lohnt sich immer dann, wenn bei der Tatig-
keit nur wenig eigene Ausgaben anfallen. Bei Gewerbetreibenden fallt ab einem Gewinn von 24.500
€ jahrlich auch Gewerbesteuer an.

Die selbststandige Erwerbstatigkeit 16st grundsatzlich die Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteu-
ererklarung aus. Es gibt allerdings einen steuerfreien Grundbetrag von 9.696 € jahrlich (fir 2021),
d. h., Studierende mit einem Einkommen (Gewinn) unter diesem Freibetrag sind nicht verpflichtet,
eine Steuererklarung abzugeben, wenn sie sonst keine weiteren Einnahmen (etwa aus Stipendien
oder Arbeitnehmertatigkeiten) haben. Die Steuererklarung muss bis zum 31.7. des Folgejahres liber
das elektronische Portal ELSTER der Finanzverwaltungen von Bund und Landern abgegeben wer-
den. Wer die erforderliche Steueridentifikationsnummer nicht hat, fordert diese beim Bundesamt
flir Steuern an (info@identifikationsmerkmal.de).
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Haben Studierende ihren gewdhnlichen Aufenthalt im Ausland, besteht eventuell auch die Moglich-
keit, das hiesige Einkommen im Ausland zu versteuern, es muss jedoch stets zunachst beim deut-
schen Finanzamt angegeben werden. Beratungen (iber Doppelbesteuerungsabkommen bieten die
niedergelassenen Steuerberater®innen (gegen Honorar).

2.11 Welche Rechte und Pflichten gelten fiir eine ehrenamtliche Tatigkeit?

Ehrenamtliche Tatigkeiten begleiten oft ein Studium, weil sie Moglichkeiten schaffen, berufsahn-
liche Erfahrungen zu sammeln, sich sozial und politisch zu engagieren, Netzwerke zu knlipfen, die
sprachlichen Fahigkeiten zu verbessern, Sozialkontakte aufzubauen und auch den eigenen Lebens-
lauf zu bereichern.

In vielen Stadten gibt es sog. Freiwilligenagenturen, die verschiedenste Tatigkeiten vermitteln.

Ehrenamtliche Tatigkeiten sind keine Erwerbstatigkeit und bedirfen daher auch keiner auslander-
rechtlichen Genehmigung. Gemeinnitzige oder Trager zahlen gelegentlich eine kleine Pauschale fir
Aufwendungen und Auslagen (Fahrtkosten, Telekommunikation etc.). Die Pauschale bleibt bis zu
720 € im Jahr steuerfrei (§ 3 Nr. 26a EStG).

Die Regelungen des Arbeitsrechts gelten flir ehrenamtliche Tatigkeiten nicht, diese kdnnen daher
auch jederzeit von beiden Seiten beendet werden. Vertragliche Verpflichtungen zu einer bestimm-
ten Arbeitszeit oder Dauer der Tatigkeit sprechen fiir ein Arbeitsverhaltnis und kdnnten Lohnan-
spriiche ausldsen.

Wiahrend einer ehrenamtlichen Tatigkeit besteht Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallver-
sicherung (siehe 3.3 in diesem Kapitel).

Flir manche Erwerbstatigkeiten flir gemeinnutzige oder offentliche Trager, etwa fir Studenten- und
Studierendenwerke, Hochschulen, Sozialverbande, aber auch im Bereich des Sports und der Kunst,
diirfen Einkiinfte bis 2.400 € jihrlich als ,Ubungsleiterpauschale” deklariert werden. Sie bleiben in
Hohe dieses Betrags steuerfrei (§ 3 Nr. 26 EStG) und werden auch bei eventuellen Sozialleistungen
nicht angerechnet.
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3 Welche Sozialleistungen kénnen internationale Studierende wahrend
ihres Aufenthalts in Anspruch nehmen?

3.1 In welcher Weise konnen sich Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 16b AufenthG gegen Krankheit versichern?

In Deutschland gibt es eine staatlich organisierte Gesundheitsversorgung, die es nicht den einzelnen
Birger*innen lberlasst, ob sie sich fiir das Lebensrisiko Krankheit absichern wollen, es handelt sich
um die gesetzliche Krankenversicherung (GKV). Mitgliedschaft, Leistungen und Beitrage sind im
SGB V geregelt. Aber die Absicherung fiir den Krankheitsfall ist nur zum Teil staatlich organisiert; die
Aufteilung in den Bereich der GKV und den der Privatversicherung verkompliziert das System.

Die Beitrage in der GKV hangen vom Einkommen oder vom Status (Studierende) ab, nicht vom Kos-
tenrisiko. Familienangehorige sind kostenlos mitversichert. Es gibt aber nicht nur eine Krankenkasse
(KK), sondern insgesamt (iber 100 KK. Pflichtversicherte kdnnen sich entscheiden, welche KK die
gesetzlich vorgesehene Pflichtmitgliedschaft umsetzt, indem sie die Beitrdge einzieht, die Gesund-
heitskarte ausstellt und Leistungen bewilligt. Dadurch entsteht der Eindruck, einen Versicherungs-
vertrag abzuschlieRen. Tatsachlich ist die Pflichtversicherung jedoch automatisch eingetreten.

Die privaten Krankenversicherungen (als Vollversicherung) sind fiir die Personen vorgesehen, die
nicht pflichtversichert oder freiwillig in der GKV versichert sind oder sich von der Pflichtmitglied-
schaft befreien lassen kdnnen. Die Beitrage richten sich nach dem Kostenrisiko, also dem Alter und
den Vorerkrankungen; es gibt keine kostenlose Familienversicherung und auch die Leistungen wer-
den in den verschiedenen Versicherungsvertragen unterschiedlich festgelegt.

Studierende sind mit Beginn des Fachstudiums pflichtversichert (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V). Sie kdnnen
sich jedoch von dieser Versicherung befreien lassen (§ 8 Abs. 1 Nr. 5 SGB V), wenn Sie eine Privatver-
sicherung nachweisen, deren Leistungen den Anforderungen der Versicherungspflicht nach § 193
Abs. 3 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) entsprechen (§ 8 Abs. 2 Satz 4 SGB V).

Wer sich jedoch fiir eine Privatversicherung entschieden hat, fiir den gilt das Prinzip: Einmal pri-
vat, immer privat (§ 8 Abs. 2 Satz 3 SGB V). Das gilt zumindest so lange, bis eine Unterbrechung
(zwischen dem offiziellen Semesterende und dem Beginn des nachsten Studienabschnitts muss
mindestens ein Monat liegen, das gilt auch fir den Wechsel vom Bachelor zum Masterstudiengang)
des Studiums eintritt und dann erneut eine Befreiung erforderlich wird (BSG vom 25.5.2011 —
B 12 KR 9/09 R; LSG Berlin-Brandenburg vom 27.2.2013 — L 1 KR 10/13 B ER).

Beispiel

Selim hat in Erfurt ein Bachelorstudium im Fach Informatik absolviert und am 30.6.2020 seine
letzte Prifung abgelegt. Er hatte sich zu Beginn des Studiums von der GKV befreien lassen. Zum
Wintersemester 2020/2021 moéchte er mit einem Masterstudium fortfahren. Selim kann nicht
zuriick in die GKV, weil seine Befreiung von der GKV bis zum Ende des Semesters am 31.8.2020
gilt und das Masterstudium am 1.9.2020 beginnt, also keine Unterbrechung entsteht. Dass der
Lehrbetrieb spater beginnt, spielt dabei keine Rolle.

Es gibt aber Hochschulen, bei denen der Beginn des Wintersemesters auf den 1.10. eines Jahres
festgelegt ist (weil das Sommersemester erst am 30.9. endet). Erfolgt der Wechsel zu einer
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solchen Hochschule, tritt eine Unterbrechung ein und damit auch die studentische Pflichtversi-
cherung, soweit die Altersgrenze (in der Regel der 30. Geburtstag) noch nicht
erreicht wurde.

Die gesetzliche Pflichtversicherung gilt jedoch nicht fiir Auslander®innen mit einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 16b AufenthG in der Zeit der Studienvorbereitung oder Studienbewerbung (§ 5
Abs. 11 SGB V), auch nicht, wenn eine Einschreibung fiir ein Studienkolleg besteht (Plagemann in
Minchner Anwaltshandbuch Sozialrecht, 2018, Rn. 69).

Ein freiwilliger Beitritt zu einer gesetzlichen Versicherung ist nur moglich, wenn dies im Anschluss an
eine andere Pflichtmitgliedschaft erfolgt (§ 188 Abs. 4 SGB V) oder in den letzten flinf Jahren min-
destens zwei Jahre lang eine Pflichtmitgliedschaft in Deutschland oder in einem anderen EU-Staat
bestanden hatte (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 SGB V).

Allerdings gewahren einige KK fiir Studienkollegiaten eine freiwillige Mitgliedschaft zum Schiiler-
tarif (siehe auch 1.1.3).

Uberwiegend sind internationale Studierende wihrend der Studienvorbereitung nach § 193 Abs. 3
VVG verpflichtet, eine Privatversicherung abzuschlieBen, weil ihnen der Zugang zur GKV verwehrt
bleibt.

Auch wahrend der Einschreibung als Promovenden besteht keine Versicherungspflicht (BSG vom
7.6.2018 — B 12 KR 15/16 R; LSG Berlin-Brandenburg vom 7.12.2016 — L 9 KR 4/16; LSG Baden-Wiirt-
temberg vom 24.4.2015 - L 4 KR 2691/14; kritisch zu dieser Rechtsprechung: Reinert, NZS 2015, 609
ff.). Wer allerdings zuvor als Studierende’r pflichtversichert war, kann sich weiter freiwillig in der
GKV versichern. Ebenso fiihrt jede Nebentatigkeit mit einem Einkommen von mehr als 450 € zur
Pflichtversicherung als Arbeitnehmer*in, weil Promovierende nicht mehr unter das Werkstudenten-
privileg fallen.

Haufig werden von Studierenden Privatversicherungen abgeschlossen, die Gesundheitsrisiken
nur unvollstandig abdecken. Insbesondere werden die Behandlungskosten fir Vorerkrankungen
nicht lbernommen, meist keine Psychotherapien und Reha-Leistungen, haufig noch nicht
einmal die Kosten bei Schwangerschaft und Geburt. Deshalb wird dringend geraten, sich bei
Beginn des Fachstudiums nicht von der gesetzlichen Versicherungspflicht zugunsten einer
unzuldnglichen Privatversicherung befreien zu lassen.

Internationalen Studierenden gelingt die Studienmigration oft erst in einem héheren Lebensalter,
deshalb kommt der regelhaften und der absoluten Altersgrenze fiir die Pflichtversicherung beson-
dere Bedeutung zu. Regelhaft endet die Versicherungspflicht mit dem 30. Geburtstag. Dieses Alter
wird herausgeschoben, wenn bestimmte familidre oder personliche Griinde die Aufnahme oder
den Abschluss des Studiums behindern, hierzu gehort insbesondere der spate Erwerb der Zugangs-
berechtigung, z. B. aufgrund der Feststellungsprifung am Studienkolleg oder der Teilnahme an
einem studienvorbereitenden Sprachkurs. Die Hinderungsgriinde bei der Aufnahme eines Studiums
missen vor dem 30. Geburtstag aufgetreten sein (BSG vom 15.10.2014 — B 12 KR 1/13 R; LSG
Baden-Wirttemberg vom 29.9.2011 — L 11 KR 1015/10; LSG Saarbriicken vom 21.11.2012 — L 2 KR
31/12; Schiafer-Kuczynski, SGb 2015, 696 ff.). Das bedeutet auch, dass die Einreise zum Zweck des
Studiums vor dem 30. Geburtstag erfolgen muss, um Mitglied der studentischen Versicherung nach
§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V zu werden. Das BSG (vom 15.10.2014 — B 12 KR 17/12 R) hat zusatzlich eine
absolute Grenze bestimmt, die mit dem 37. Geburtstag erreicht wird. Hierin wird kein Verstof3

73



74

Il Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zum Zweck des Studiums

gegen das Benachteiligungsverbot des Art. 25 BRK gesehen (Luik, jM 2015, 288 ff.). Die Weiterfiih-
rung der GKV ist dann nur durch die deutlich teurere freiwillige Versicherung (§ 240 Abs. 4, Abs. 4a
SGB V) moglich.

Die freiwillige Mitgliedschaft in der GKV tritt nach dem Ende der studentischen Versicherung auto-
matisch ein, es sei denn, die Versicherten erklaren innerhalb von zwei Wochen nach dem Hinweis
der Krankenkasse Uber die Austrittsmoglichkeiten ihren Austritt und kénnen das Bestehen eines
anderweitigen Anspruchs auf Absicherung im Krankheitsfall nachweisen (§ 188 Abs.4 i.V.m. §9
Abs. 1Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 SGBV; Felix in: jurisPK-SGB V, § 188 Rn. 20 ff.). Bei der freiwilligen Mitglied-
schaft in der GKV bestehen keine Einheitstarife mehr wie in der studentischen Pflichtversicherung.
Werden keine Angaben zum Einkommen gemacht, wird der Hochstbetrag festgesetzt. Eine solche
Festsetzung wird jedoch nachtraglich korrigiert, wenn die Angaben zum Einkommen innerhalb von
12 Monaten nachgeholt werden (§ 240 Abs. 1 Satz 2 SGB V).

Beispiel

Achmad aus Libyen kam im Alter von 24 Jahren nach Deutschland und legte zunachst eine
Feststellungspriifung ab (privat versichert). Nach zwei Jahren begann er ein Bauingenieur-
studium (Wechsel in die studentische GKV) und befindet sich nun mit 32 Jahren im 12. Semester.
Die GKV hatte bei Achmad wegen einer chronischen Asthma-Erkrankung und mehreren
Krankenhausaufenthalten das Ende der Mitgliedschaft um zwei Jahre hinausgeschoben. Mit
dem 33. Geburtstag endet jedoch die Pflichtmitgliedschaft. Achmad kann fiir das weitere
Studium freiwillig in der GKV bleiben, allerdings nicht mehr zum studentischen Tarif.

Voriibergehende Studienaufenthalte von einzelnen Semestern innerhalb eines Studienganges
flihren nur dann zu einer Versicherungspflicht, wenn keine anderweitige Versicherung im Ausland
besteht. Fir ERASMUS- und sonstige Austauschstudierende, die an Hochschulen in anderen EU/
EWR-Staaten oder der Schweiz eingeschrieben sind, gilt in der Regel die Sachleistungsaushilfe (sie-
he hierzu auch 1.1.3 in diesem Kapitel und Kapitel Ill, 2.1) der Versicherung am Ort der Stamm-
Hochschule. Studierende aus Abkommensstaaten kénnen gelegentlich auf eine Versicherung mit
Sachleistungsaushilfe zurickgreifen (siehe 1.1.3 in diesem Kapitel). Ansonsten tritt die gesetzliche
Pflichtversicherung mit der Einschreibung ein oder es erfolgt eine Befreiung durch eine freigewahlte
KK unter Vorlage des Nachweises einer Privatversicherung.

Studierende sind bis zum 25. Geburtstag familienversichert, wenn ein Elternteil in der GKV versi-
chert ist (auch als freiwilliges Mitglied). Eine Ausnahme besteht, wenn der andere Elternteil privat
versichert ist, ein Einkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze hat und mehr verdient als
der Elternteil, der in der GKV versichert ist. Die Familienversicherung kann auch von dem*der Ehe-
partner*in/eingetragenen Lebenspartner®in abgeleitet werden.

Es kommt nicht auf den Aufenthaltsstatus der Eltern oder Ehepartner*innen an und auch nicht auf
einen gemeinsamen Familienhaushalt. Voraussetzung ist aber der gewéhnliche Aufenthalt des
studierenden Familienangehorigen in Deutschland. Es genligt fiir den gewohnlichen Aufenthalt,
dass ein Studium langerfristig in Deutschland durchgefiihrt werden soll. ,Ein ausldanderrechtlich be-
standiger (zukunftsoffener) Aufenthaltsstatus ist fir die Annahme eines gewohnlichen Aufenthalts
i.S. des § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V nicht erforderlich (BSG vom 30.4.1997 — 12 RK 29/96; SG
Aachen vom 12.11.2013 - S 20 SO 13/13 WA, Rn. 35).

Die Familienversicherung tritt von Gesetzes wegen (also automatisch) ein und ist nicht von einer
Wartezeit oder einer Risikoprifung abhangig. Es handelt sich um eine eigene, rechtlich selbststan-
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dige Versicherung des Kindes oder der*des Ehepartner®in (Felix in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V,
§ 10 SGB V, Rn. 7).

Die Familienversicherung fir ein studierendes Kind kann bis zum 25. Geburtstag begriindet werden.
Der Besuch eines Studienkollegs wird bereits als Ausbildung betrachtet, nicht aber Zeiten der Stu-
dienbewerbung, es sei denn, es handelt sich um eine auf vier Monate begrenzte Zeit zwischen
Schulabschluss und Studienaufnahme. Nicht als Auszubildende gelten Promotionsstudierende
(Sachsisches LSG vom 7.3.2012 — L 1 KR 186/11).

Beispiel

Rose aus Guinea, 22 Jahre alt, kommt mit dem Studienvisum nach § 16b AufenthG nach
Deutschland. Ihre Mutter war drei Jahre zuvor nach Deutschland geflohen und hat eine Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 AufenthG als anerkannter Fliichtling erhalten. Sie arbeitet
sozialversicherungspflichtig und ist daher in einer GKV. Rose ist nun als Studentin kostenfrei in
der GKV ihrer Mutter familienversichert.

Als Kinder gelten leibliche und adoptierte Kinder sowie Stiefkinder und Pflegekinder, wenn sie
vom GKV-Mitglied Giberwiegend unterhalten werden. Auch ein verheiratetes Kind kann Gber seine
Eltern familienversichert sein.

Die Kinder von Familienversicherten sind ebenfalls familienversichert (§ 10 Abs. 1 Satz 1 SGB V).
Im Ubrigen kann von der Familienversicherung keine weitere Familienversicherung abgeleitet wer-
den. Studierende kénnen also von dem*der Ehepartner®in keine (kostenfreie) Familienversicherung
ableiten, wenn der Ehegatte selbst (iber seine Eltern familienversichert ist (§ 5 Abs. 7 SGB V). In
diesen Fallen bleibt es bei der studentischen Pflichtversicherung (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V).

Die Familienversicherung endet, wenn von dem*der Studierenden ein Erwerbseinkommen von
mehr als 538,33 € brutto erzielt wird.

Drittstaatsangehorige Studierende kdnnen in wenigen Fallen auch im Herkunftsstaat versichert blei-
ben, wenn es sich um einen Staat handelt, mit dem ein Abkommen iiber Sachleistungsaushilfe im
Krankheitsfall geschlossen wurde. Die Abkommen beinhalten, dass die Mitglieder einer gesetz-
lichen Krankenversicherung gegenseitig einen Anspruch auf Krankenversorgung in den anderen
Staaten haben, soweit nach dem dortigen Recht der Krankenversicherung die Leistung nicht von
dem Versicherungsnehmer bezahlt werden muss (Sachleistung). Weisen Studierende aus den Ab-
kommensstaaten (siehe im Einzelnen 1.1.3 in diesem Kapitel) die Versicherung im Herkunftsstaat
nach, wird ihnen von einer Krankenkasse ihrer Wahl ein Berechtigungsschein oder eine Gesund-
heitskarte ausgestellt, mit der sie Gesundheitsleistungen lberwiegend wie in Deutschland Versi-
cherte in Anspruch nehmen kénnen.

Fiir Studierende aus diesen Staaten lohnt es sich also, zu priifen, ob eine Versicherung — eventuell
auch Uber die Eltern —im Herkunftsland besteht oder abgeschlossen werden kann und dariiber die
teure Privatversicherung und auch die studentische Pflichtversicherung eingespart werden kénnen.
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3.2 Welche Leistungen erbringt die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung?

Die Leistungen der GKV sind gesetzlich im 3. Kapitel des SGB V, §§ 11-68, geregelt. Sie werden fir
alle Versicherungsarten in gleichem Umfang erbracht. Kein Anspruch besteht auf Krankengeld und
Kinderkrankengeld in der studentischen und der Familienversicherung (§ 44 Abs. 2 Nr. 1, § 45 SGB
V). Das wirkt sich bei arbeitenden Studierenden aus, die wegen des ,Werkstudentenprivilegs” bis zu
20 Wochenstunden nicht als Arbeitnehmer*innen versichert sind.

Beispiel

Lyla hat eine dreijahrige Tochter und arbeitet neben ihrem Studium zw®élf Stunden in der Woche
als Pflegehelferin. Wenn ihre Tochter erkrankt und deshalb nicht in die Kita gehen kann, wird sie
flr diese Zeit zwar von ihren Arbeitgebenden freigestellt, sie erhalt aber kein Kinderkrankengeld
von der KK.

Die Satzungen der verschiedenen Krankenversicherungen kdnnen auch besondere Leistungen vor-
sehen (§ 11 Abs. 6 SGB V), Versorgung mit nicht verschreibungspflichtigen Medikamenten, Heil- und
Hilfsmittel sowie Leistungen von nicht zugelassenen Leistungserbringern. Ob und welche Satzungs-
leistungen erstattet werden, muss bei der jeweiligen KK erfragt werden.

Die Leistungen umfassen auch ,,medizinische Rehabilitation”, sie werden eingesetzt, um behinde-
rungsbedingte Nachteile der Versicherten auszugleichen, allerdings nur, soweit sie sich auf die un-
mittelbaren Grundbediirfnisse beziehen (§ 43 Abs. 1 Nr. 1 SGB V). Die Leistungen der GKV sind auf
solche MaRBnahmen begrenzt, die der Heilung dienen und von Arzt*innen ausgefiihrt oder zugewie-
sen werden (Plagemann in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, § 11 SGB V, Rn. 23; SG Halle vom
19.11.2014 — S 24 R 4/10). Zu den Reha-Leistungen gehoren u. a. auch Sehhilfen, Gehhilfen, Mobili-
tatstraining, Horhilfen, Stehhilfen, Inhalationsgerate sowie die Behandlung in Reha-Kliniken nach
groReren Operationen oder schweren Erkrankungen (§ 40 Abs. 3 Satz 1 SGB V). Auch im Bereich
psychischer Behinderungen einschlieB8lich der Suchterkrankungen spielen ambulante oder statio-
nire Komplexleistungen in Rehabilitationseinrichtungen eine erhebliche Rolle (LSG Baden-
Wirttemberg vom 10.10.2017 — L 11 KR 131/16). Leistungen und Kriterien fir die medizinische
Reha finden sich in der Rehabilitations-Richtlinie des gemeinsamen Bundesausschusses (Stand:
12/2019; https://www.g-ba.de/informationen/richtlinien/23/). Diese Leistungen mussen geson-
dert beantragt werden (§ 40 Abs. 3 Satz 1 SGB V).

Fir Medikamente, Heilmittel und Krankenhausbehandlungen werden bestimmte Selbstbeteiligun-
gen fallig. Diese sind aber auf 2 % des Einkommens, bei chronisch Kranken auf 1 % beschrankt. Zur
Berechnung missen internationale Studierende ihre tatsachlichen Einkommensverhéltnisse nach-
weisen, mindestens wird der BAf6G-Satz zugrunde gelegt. Im Jahr 2021 ergibt sich eine Jahreszu-
zahlungsgrenze von 102,36 € fiir chronisch Kranke. Zuviel gezahlte Selbstbeteiligungen werden von
der KK zuriickerstattet.

3.3 Wann tritt die gesetzliche Unfallversicherung fiir Studierende ein?

Mit der Immatrikulation sind auch internationale Studierende automatisch liber die Unfallversiche-
rung der Hochschule versichert. Die Leistungen der Unfallversicherung (GUV) setzen ein, wenn Stu-
dierende bei der Durchfiihrung des Studiums einschlieflich der Anfahrtswege zur Hochschule einen
Unfall erleiden (§ 2 Abs. 1 Nr. 8¢ SGB VII). Die GUV kann auch bei Berufskrankheiten zustdndig sein;
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derartige Erkrankungen sind bei Studierenden selten, kdnnen aber beim Umgang mit geféhrlichen
Stoffen in Laboren, bei Tropenkrankheiten im Zusammenhang mit Exkursionen oder bei Einwirkung
von schadigenden Stoffen oder Belastungen wahrend eines Praxiseinsatzes auftreten. Bei der
Durchflihrung des Studiums ist danach zu differenzieren, ob ein Unfall im Zusammenhang mit einer
Studienaktivitat erfolgte oder lediglich bei der Gelegenheit des Studiums. Es bedarf immer auch
eines rdumlichen und organisatorischen Zusammenhangs zur Hochschule. Hausliche Studien, auch
wenn sie in der Anfertigung von Prifungsleistungen bestehen, gehdren nicht dazu (SG Detmold
vom 10.3.2015-514 U 162/12; Bieresborn in: Schlegel/Voelzke, Stand 05/2020, § 2 SGB VII, Rn. 193
ff.).

Wer auf dem Weg von einem Seminar nach Hause mit dem Fahrrad stiirzt und sich die Schulter
bricht, ist von der Unfallversicherung geschitzt. Nicht mehr geschiitzt ist der Weg zur oder von der
Hochschule, wenn er um mehr als zwei Stunden fiir private Verrichtungen unterbrochen wird (BSG
vom 27.10.2009 — B 2 U 23/08 R; Bayrisches LSG vom 11.9.2018 — L 3 U 365/17). Wer auf dem Weg
vom Seminar zum Fitness-Studio verungliickt, ist nicht geschiitzt, weil die sportliche Betatigung
keine Studientatigkeit ist. Anders wird dies bewertet, wenn es sich um Hochschulsport oder ein
Hochschulturnier handelt (BSG vom 27.11.2018 — B 2 U 15/17 R; LSG NRW vom 30.4.2019 -
L 15 U 609/17). Auch wahrend eines selbstorganisierten Praktikums sind Studierende nicht Gber
die Hochschule (sondern Giber den Betrieb) versichert, auch wenn es sich um ein Pflichtpraktikum
handelt (LSG Thiringen vom 22.12.2016 —L 1 U 319/16).

Die Leistungen der Unfallversicherung werden voéllig unabhangig vom aufenthaltsrechtlichen Sta-
tus der Studierenden erbracht. Sie gehen den Leistungsanspriichen gegeniber der GKV vor und sind
oft umfangreicher als diese, weil sie sich auch auf Fahrtkosten, nicht verschreibungspflichtige Medi-
kamente etc. erstrecken und keine Zuzahlungen verlangt werden.

3.4 Unter welchen Voraussetzungen kénnen internationale Studierende BAf6G-
Anspriiche haben?

Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Studiums nach § 16b AufenthG sind
grundsatzlich von Leistungen nach dem BAfOG ausgeschlossen (§ 8 Abs. 2 BAf6G).

Es gibt hiervon eine Ausnahme fiir Studierende mit eigenem oder familidrem Voraufenthalt (§ 8
Abs. 3 BAf6G):

= Die Studierenden selbst hatten vor BAfoG-Antragstellung fiinf Jahre ihren gewdhnlichen und
rechtmaRigen Aufenthalt in Deutschland und waren fiinf Jahre lang in Deutschland erwerbs-
tatig.

= Zumindest ein Elternteil war wahrend der letzten sechs Jahre insgesamt drei Jahre in Deutsch-

land bei rechtmaRigem Aufenthalt erwerbstatig. Bei unverschuldeter Arbeitslosigkeit reicht
eine Erwerbstatigkeit von sechs Monaten.

Besteht ein Leistungsanspruch, so kann der Lebensunterhalt durch diesen Anspruch gesichert wer-
den (siehe 1.1.2 in diesem Kapitel). Der Bezug von BAfoG-Leistungen kann das Aufenthaltsrecht
nicht gefahrden (§ 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 AufenthG).

77



78

Il Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zum Zweck des Studiums

Exkurs: Turkische Staatsangehorige

Tiirkischen Studierenden stehen Leistungen nach BAf6G unter folgenden Voraussetzungen zu:

= Mindestens ein Elternteil muss in Deutschland eine Beschéftigung haben oder aber be-
schaftigt gewesen sein und

= {iber ein Aufenthaltsrecht verfiigen, welches nicht ausschlieBlich dazu dient, ein aufent-
haltsrechtliches Verfahren zu betreiben, und

= das Kind (im Sinne von Abkdmmling) muss erlaubterweise bei diesem Elternteil wohnen.
Dafir ist es nicht erforderlich, dass das Studium vom Elternhaus aus betrieben wird. Es
genligt, dass das Kind zu irgendeinem Zeitpunkt dem Haushalt der Eltern angehort hat.

3.5 Wann kdnnen internationale Studierende ausnahmsweise Leistungen des
Jobcenters nach SGB Il oder des Sozialamts beziehen?

Zunachst sind alle Vollzeitstudierenden unabhangig von Staatsangehdrigkeit und Aufenthaltsstatus
grundsatzlich vom ALG-II-Bezug ausgeschlossen (§ 7 Abs. 5 SGB Il). Dieser Ausschluss gilt auch fir
internationale Studierende, die keinen Anspruch auf BAf6G haben (BSG vom 6.9.2007 — B 7b AS
28/06 R; LSG Berlin-Brandenburg vom 5.7.2006 — L 10 AS 545/06; LSG Hamburg vom 24.11.2005 -
L 5B 256/05 ER AS).

Von diesem Grundsatz gibt es aber eine Reihe von Ausnahmen:

= Wahrend eines Urlaubssemesters bestehen Leistungsanspriiche. Voraussetzung ist, dass
keine Studienleistungen erbracht und keine Priifungen abgelegt werden (BSG vom
22.3.2012 - B 4 AS 102/11 R; Sachsisches LSG vom 21.12.2017 — L 7 AS 160/15).

= Kinder von Studierenden haben Anspriiche auf Sozialgeld und die Ubernahme der Kosten
ihres Mietanteils (Kopfteilungsprinzip) nach §§ 7 Abs. 2, 19 SGB Il.

= Schwangere und Alleinerziehende haben Anspriiche auf Mehrbedarf nach § 27 Abs. 2 SGB II.

= Studierende konnen Leistungen als Darlehen in Hartefallen erhalten (§ 27 Abs. 3 SGB 11).

Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken sind von diesen Ausnahmeleis-
tungen nicht ausgeschlossen, wenn sie ihren gewdhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben (also
nicht nur fir ein oder zwei Semester eingeschrieben sind). Sie gelten als erwerbsfahig im Sinne des
§ 8 Abs. 2 SGB Il, weil sie eine Beschéftigung in begrenztem Umfang aufnehmen diirfen (Sachsisches
LSG vom 31.3.2015 — L 3 AS 148/15 B ER). Auch Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 16b AufenthG kdonnen daher Leistungen wahrend eines Urlaubssemesters, fiir ihre Kinder oder in
Hartefallen auf Darlehensbasis beanspruchen.

Der Bezug von Leistungen zum Lebensunterhalt (u. a. nach SGB 1) gefdhrdet aber den Aufenthalt,
weil dann eine Grundvoraussetzung (Sicherung des Lebensunterhalts) fur die Aufenthaltserlaubnis
nach § 16b AufenthG nicht mehr erfillt ist (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG).

Von aufenthaltsbeendenden Malinahmen kann jedoch abgesehen werden, wenn der Leistungsbe-
zug in Hinblick auf eine besondere Ausnahmesituation erfolgt und deshalb ein Abweichen von der
regelmaRigen Anforderung (,Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass
1. der Lebensunterhalt gesichert ist...“, § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG) gerechtfertigt ist.

Die Anforderung wird meist restriktiv gehandhabt; Ausnahmen diirfen nur einer kurzfristigen Uber-
briickung dienen. Bedeutsam sind fiir Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Auf-
enthG dabei die folgenden Konstellationen:
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= Studierende Eltern eines in Deutschland geborenen Kindes, dem eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 33 AufenthG erteilt wurde oder wird, kénnen fiir einen begrenzten Zeitraum auf
finanzielle Hilfen angewiesen sein, um die Kinderversorgung und den Abschluss des Studi-
ums zu bewaltigen. Es kann dabei um die Finanzierung eines Urlaubssemesters wahrend der
Schwangerschaft oder nach der Geburt gehen, um Leistungen fiir das Kind und um den
Mehrbedarf. In Betracht kommen aber auch Leistungen als Darlehen fiir den Lebensunter-
halt der Eltern. In der VwV Aufenthaltsgesetz heiRt es dazu: , Die in Artikel 6 GG vorgenom-
menen Wertungen wie auch der Verhdltnismdfigkeitsgrundsatz sind bei Anwendung von § 2
Absatz 3 zu beriicksichtigen. Dem entsprechend ist die Inanspruchnahme einzelner Hilfen
nach dem SGB Il oder Xll in seltenen Ausnahmefillen unschdédlich, etwa bei Studierenden auf-
grund einer Schwangerschaft” (VwV 2.3.1.1).

= Bei einer unerwartet auftretenden Erkrankung, der plotzlichen Verschlimmerung einer
bereits vorhandenen Krankheit oder einem Unfall kdnnen Studierende voriibergehend auf
finanzielle Hilfen (insbesondere Urlaubssemester, aber auch Darlehen fiir den Lebensunter-
halt) angewiesen sein, um ihr Studium abschliefen zu kénnen. Leistungen des Jobcenters
kommen nur in Betracht, wenn die Erkrankung voraussichtlich nicht zu einer Erwerbsun-
fahigkeit von mehr als sechs Monaten fiihrt (§ 8 Abs. 1 SGB Il, § 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI).
Gleichzeitig muss es sich um einen absehbaren Zeitraum handeln, fir den dieser Hilfebedarf
besteht, insbesondere muss der Studienabschluss noch in einer angemessenen Zeit (unter
Beriicksichtigung der Erkrankung) erwartet werden kénnen. Handelt es sich hingegen um
eine Erkrankung, die ein Studium auf unabsehbare Zeit nicht mehr moglich macht, sollte ge-
prift werden, ob ein Abschiebehindernis vorliegt (siehe auch 1.9.4 in diesem Kapitel).

= Ergibt sich flir Studierende eine plotzliche unerwartete Mittellosigkeit, wie sie durch die
BetriebsschlieBungen wahrend der Corona-Pandemie verursacht sein kann, so muss von
einer Situation ausgegangen werden, der als Hartefall fiir die darlehensweise Gewahrung
von Leistungen zu werten ist. Auch hier liegt eine Ausnahme von der Regelanforderung des
gesicherten Lebensunterhalts nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG vor. Entsprechend hatte das
Bundesministerium des Innern mit Schreiben vom 9.4.2020 (Az. M3-51000/2#5) die Aus-
landerbehoérde bundesweit darauf hingewiesen, dass ,,auf den Nachweis der Lebensunter-
haltssicherung voriibergehend dann verzichtet werden [sollte], wenn dieser in der Vergan-
genheit durch eigene Erwerbstatigkeit gesichert wurde und Covid-19-bedingt derzeit keine
Erwerbstatigkeit ausgelibt werden kann.”

Haben Studierende die Sicherung des Lebensunterhalts durch eine Verpflichtungserklarung
eines Dritten, meist Verwandten in Deutschland, nach § 68 AufenthG nachgewiesen, so wird das
Jobcenter diese Person in Rickgriff nehmen und die gezahlten Betrage zurtickverlangen.

Vor einem Antrag ans Jobcenter sollte immer ein Gesprach mit der Auslanderbehorde gefiihrt
werden, um sicherzustellen, dass und unter welchen Voraussetzungen auf aufenthaltsbeenden-
de MalBnahmen verzichtet wird.

Auch fir die Zeit der Arbeitssuche mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 20 Abs. 3 AufenthG muss
der Lebensunterhalt gesichert sein. Anspriiche auf Leistungen nach SGB Il sind durch § 7 Abs. 1
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Satz 2 Nr. 2b SGB Il ausgeschlossen, da sich das Aufenthaltsrecht ausschlieBlich aus dem Zweck der
Arbeitssuche ergibt. Der gleiche Leistungsausschluss gilt auch nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII.

Dieser Leistungsausschluss gilt jedoch nicht mehr, wenn sich der*die Studienabsolvent®in bereits
seit fiinf Jahren rechtmiRig in Deutschland aufhilt (§ 7 Abs. 1 Satz 4 SGB II; SG Dresden vom
28.10.2019 — S 29 AS 3154/19 ER, Rn. 28). Nach Abschluss des Studiums werden sich die meisten
internationalen Studierenden bereits fiinf Jahre in Deutschland aufhalten, sodass bei unerwartet
auftretenden Notlagen das Jobcenter zur Leistung verpflichtet ist, solange eine Erwerbsunfahigkeit
nicht nach § 44a SGB |l von der Arbeitsagentur festgestellt wurde (SG Dresden vom 28.10.2019 -
S 29 AS 3154/19 ER, Rn. 31).

Bei einem Aufenthalt von bis zu finf Jahren besteht in Notfallen ein Anspruch auf Hilfe nach § 23
Abs. 3 Satz 3 SGB XII. Es handelt sich um Uberbriickungsleistungen fiir einen Zeitraum von einem
Monat, die lediglich die Sicherung des physischen Existenzminimums abdecken. Zeit und Umfang
missen erweitert werden, wenn die Riickreise aus medizinischen Griinden nicht moglich ist (siehe
auch Nichtannahmebeschluss des BVerfG vom 4.12.2019 — 1 BvL 4/16 mit Hinweis auf die Recht-
sprechung des BSG vom 9.8.2018 — B 14 AS 32/17 R zu Unionsbiirger*innen). Die Antrige sind beim
Sozialamt zu stellen.

Wird die Aufenthaltserlaubnis nicht verlangert oder nachtréglich befristet, weil der Lebensunter-
halt nicht mehr gesichert ist, so wird die Person ausreisepflichtig und damit leistungsberechtigt
nach § 1 AsylbLG bis zur Ausreise. Zunachst muss die Auslanderbehdrde eine Duldung (Aussetzung
der Abschiebung) ausstellen. Dann werden ab dem 19. Aufenthaltsmonat (die Zeiten des bisherigen
Studiums rechnen mit) Leistungen analog zum SGB XII erbracht. Allerdings erhalten die Betroffenen
eine Wohnsitzauflage (§ 61 Abs. 1d AufenthG) und kénnen nur am Ort dieser Wohnsitzauflage (in
der Regel der bisherige Wohnort, § 61 Abs. 1d Satz 2 AufenthG) Leistungen beziehen (§ 11 Abs. 2
AsylbLG). Die Antrage sind beim Sozialamt zu stellen.

3.6 Unter welchen Voraussetzungen haben internationale Studierende Anspriiche
auf Kindergeld?

Die Anspriiche auf Kindergeld fiir Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG
wurden zum 1.3.2020 neu geregelt (Gesetz zur Forderung der Elektromobilitat, BGBI. 2019, Teil |
Nr. 48, S. 2451):

Fir studierende Eltern mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG bestehen Anspriiche
auf Kindergeld, wenn

= sie erwerbstatig sind,

= in Elternzeit sind (Beschaftigungsverhaltnis besteht fort, es gilt die Definition nach
§ 15 BEEG) oder

» ALG | beziehen (fir vollzeitstudierende Studierende selten).

Der Begriff der Erwerbstatigkeit wird vom Gesetz nicht ndher bestimmt und ist von der Rechtspre-
chung noch nicht geklart. Allerdings geht die Neuregelung auf die Richtlinie 2011/98/EU vom
13.12.2011 uUber ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis fiir Dritt-
staatsangehorige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie
Uber ein gemeinsames Blindel von Rechten fiir Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmaRig in ei-
nem Mitgliedstaat aufhalten zuriick, nach der Erwerbstatigen, unabhangig von der Art des Aufent-
haltstitels, auch Familienleistungen zu gewahren sind (Art. 12). Deshalb kann nur der europarecht-
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liche Begriff der Erwerbstatigkeit zugrunde gelegt werden (siehe auch Kapitel Ill, 3.2). Es reicht
demnach eine Tatigkeit, die nicht vollig unbedeutend ist und dem deutschen Arbeitsrecht unterliegt
(EuGH vom 21.2.2013 — C-46/12). Ausgenommen sind damit Pflichtpraktika wahrend des Studiums
und sonstige Praktika, auf die die Vorschriften Gber den Mindestlohn (§ 22 MiLOG) und auch andere
Arbeitsrechte nicht anzuwenden sind. Im Ubrigen reichen aber zumindest Erwerbstitigkeiten mit
einem wochentlichen Umfang von etwa flnf Stunden (siehe auch Kapitel Ill, 3.2). Es muss sich nicht
um eine sozialversicherungspflichtige Beschaftigung handeln. Die Neuregelung ist noch nicht in den
Dienstanweisungen des Bundeszentralamts flr Steuern umgesetzt worden.

Deshalb ist es besonders wichtig, dass studierende Eltern mit kleinen Nebeneinkommen die
Antrage auf Kindergeld stellen, da eine riickwirkende Zahlung nur noch fiir sechs Monate méglich
ist.

Antrage auf Kindergeld sind bei der Familienkasse (angegliedert an die Arbeitsagenturen) zu stel-
len. Wichtig ist die Vorlage der Steueridentifikationsnummern (§ 139b AO) der*des Antragsteller®in
und des Kindes, welche automatisch bei Anmeldung und Geburt zugesandt werden. Die Geburts-
urkunde oder ein Auszug aus dem Geburtsregister werden gelegentlich gesondert abgefragt.

Tirkische Studierende haben Anspruch auf Kindergeld,
= wenn sie in Deutschland in der GKV versichert sind, entweder als Pflichtmitglied oder
freiwillig,
= wenn sie erwerbstatig sind oder
= wenn sie sich seit mehr als sechs Monaten in Deutschland aufhalten.

Flr Kinder in der Tiirkei konnen sie Abkommenskindergeld in Anspruch nehmen, allerdings
wird nur ein stark herabgesetzter Betrag gezahlt:

= fur das erste Kind 5,11 €/Monat,

= flr das zweite 12,78 €/Monat,

= fur das dritte 30,68 €/Monat sowie

= flr jedes weitere Kind 35,79 €/Monat.

Angehorige der Staaten: Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Montenegro, Serbien

haben als Nachfolgestaaten des Sozialversicherungsabkommens mit Jugoslawien nur dann
einen Anspruch auf Kindergeld, wenn sie sozialversicherungspflichtig beschaftigt sind oder
Arbeitslosengeld beziehen oder sich in Elternzeit befinden. Allerdings flihrt die Neuregelung der
Familienleistungen dazu, dass kaum noch zuséatzliche Anwendungsfalle denkbar sind, es sei
denn nach einer Exmatrikulation.

Angehorige Marokkos, Tunesiens und Algeriens

haben auf der Grundlage der Mittelmeerabkommen mit der EG als Studierende Anspriiche auf
Kindergeld, wenn sie entweder erwerbstatig oder Mitglied in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung sind.

Wer fiir ein Kind in 2020 mindestens fiir einen Monat Kindergeld erhalt, dem wird auch der
"Kinderbonus" (eine spezielle Ausgleichszahlung fiir die Belastungen durch die Pandemie) in
Hohe von 300 € von der Kindergeldkasse gezahlt. Das gilt auch dann, wenn der Kindergeldan-
spruch z.B. erst im Dezember 2020 erstmals entsteht. Empfanger*innen des Abkommenskinder-
geldes fiir Kinder in der Tirkei haben keinen Anspruch.
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3.7 Welche weiteren Familienleistungen kdonnen internationale Studierende
beziehen?

Mit dem Gesetz zur Férderung der Elektromobilitat, BGBI. 2019, Teil | Nr. 48, S. 2451 wurden zum
1.3.2020 auch die tbrigen Familienleistungen fir Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 16b AufenthG in gleicher Weise von einer Erwerbstatigkeit, Elternzeit (Beschaftigungsverhaltnis
besteht fort, es gilt die Definition nach § 15 BEEG) oder dem Bezug von ALG | abhdngig gemacht.

Elterngeld (§ 1 Abs. 7 Nr. 2b BEEG): Es gibt verschiedene Varianten des Elterngeldes. In der Grund-
form wird das Elterngeld fiir beide Eltern zusammen oder fiir Alleinerziehende fiir 14 Monate
erbracht (§ 4 Abs. 1 BEEG), abzlglich der Leistungen wahrend des Mutterschutzes. Es gibt einen
Mindestbetrag von 300 € (§ 2 Abs. 4 BEEG), der auch fiir Minijobber gilt, ansonsten werden 67 %
des Nettolohns (es gibt Erhéhungs- und Absenkungsfaktoren) gezahlt (§ 2 Abs. 1 BEEG). Das Eltern-
geld ist sehr variantenreich geregelt, es empfiehlt sich eine Beratung im Einzelfall, auch hinsichtlich
des steuerlich glinstigsten Modells, bei einer Schwangerschaftsberatungsstelle, die sich mit der
Suchmaschine ,,Familienplanung” finden lasst: https://www.familienplanung.de/, Beratung - Bera-
tungsstelle finden.

Kinderzuschlag (§ 6a Abs. 1 Nr. 1 BKGG): Der Kinderzuschlag ist eine wichtige ergénzende Leistung
fir Kinder und stockt das Kindergeld auf, wenn die Eltern nicht Gber das erforderliche Einkommen
verfligen, um den Bedarf an Lebensunterhalt fir die Kinder zu decken. Die wichtigste Hirde ist je-
doch ein Mindesteinkommen von 600 € fur Alleinerziehende und 900 € fiir Partner*innen. Erst
wenn dieses Einkommen erreicht wird, und zusatzlich auch ein Antrag auf Wohngeld gestellt wird,
kann der Kinderzuschlag beantragt werden. Er betrdagt maximal 185 € pro Monat und wird mit einer
komplizierten Methode berechnet, die im Internet durchgefiihrt werden kann: https://www.arbeits-
agentur.de/familie-und-kinder/kiz-lotse. Der Antrag wird wie beim Kindergeld bei der Familienkasse
gestellt.

Unterhaltsvorschuss: Es handelt sich um eine Leistung, die sich ausschlielRlich an die Kinder von
Alleinerziehenden richtet. Voraussetzung ist, dass der andere Elternteil keinen oder keinen ausrei-
chenden Unterhalt zahlt. Die Griinde fiir die Nichtzahlung spielen keine Rolle, sie werden erst rele-
vant, wenn die Unterhaltsvorschusskasse versucht, die Unterhaltspflichtigen in Regress zu nehmen.
Der Unterhaltsvorschuss betragt:

= fir Kinder bis zu flinf Jahren: 165 € monatlich,
= fiir Kinder von sechs bis elf Jahren: 220 € monatlich,
= fur Kinder von zwolf bis 17 Jahren: 293 € monatlich.

Die Unterhaltsvorschusskasse ist in der Regel beim ortlichen Jugendamt angesiedelt. Die Antrags-
formulare missen beim jeweiligen Jugendamt oder der Ortsverwaltung abgefragt werden.

Sozialrechtliches Kindergeld: Statt des steuerrechtlichen Kindergeldes fir alle in Deutschland ein-
kommensteuerpflichtigen (generell, nicht in Hinblick auf das Einkommen) Eltern (siehe 3.6) gibt es
ein sozialrechtliches Kindergeld fiir alleinstehende junge Menschen bis zum 25. Lebensjahr wih-
rend eines Studiums, wenn sie keinen Kontakt mehr zu ihren Eltern (im Ausland) herstellen kénnen.
Diese Leistung kann im Einzelfall fir Studierende nach § 16b AufenthG interessant sein, wenn die
Eltern verstorben sind, ihr Aufenthalt durch Kriegs- oder Birgerkriegssituationen nicht mehr zu
ermitteln ist oder es aus anderen Griinden zu einer vollstandigen Trennung von der Familie gekom-
men ist. Das Kindergeld wird in gleicher H6he wie das steuerrechtliche Kindergeld (ab 1.1.2021:
219 € monatlich) gezahlt.
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3.8 Welche Anspriiche bestehen bei Schwangerschaft und Geburt?

Der Mutterschutz im Arbeitsverhaltnis besteht ohne jede Einschrankung (siehe 2.9 in diesem Kapi-
tel). Seit 2018 gilt der Mutterschutz auch fiir Studentinnen, die in einem Arbeitsverhaltnis stehen
(§ 1 Abs. 2 Nr. 8 MuSchG).

Das Mutterschaftsgeld von bis zu 13 € pro Tag wird nur dann gezahlt, wenn eine Mitgliedschaft in
der studentischen Pflichtversicherung oder eine freiwillige Mitgliedschaft in der GKV besteht.

Bei Familienversicherung, Privatversicherung oder einer Versicherung in einem anderen EU-Staat
(ERASMUS-Studierende) werden insgesamt 210 € Mutterschaftsgeld durch das Bundesversiche-
rungsamt gezahlt. In beiden Féllen zahlen die Arbeitgebenden die Differenz zwischen 13 € und dem
Lohn.

Auch pflicht- oder freiwillig versicherte Studentinnen, die nicht in einem Arbeitsverhaltnis stehen,
auch wenn sie Honorartatigkeiten ausiiben, erhalten nur die 210 € Mutterschaftsgeld.

Beispiel

Sonja ist privat versichert. Sie arbeitet halbtags = 40 € pro Arbeitstag = 200 € in der Woche =
28,60 pro Kalendertag. Die Arbeitgebenden zahlen 14 Wochen lang 15,60 € pro Kalendertag,
das Bundesversicherungsamt einmalig 210 €.

Fiir schwangere Studierende ist die Unterstlitzung durch die Bundesstiftung Mutter und Kind be-
sonders wichtig. Auf diese Leistungen besteht kein Anspruch, sie sind in der Hohe nicht festgelegt,
sondern werden aus einem Fonds nach jahrlich neu festzulegenden Kriterien gezahlt. Fiir Frauen
mit geringem Einkommen werden aber fast immer einige 100 € gezahlt, sodass sich der Antrag auf
jeden Fall lohnt. Die Gelder werden ausschlieRlich Gber die Schwangerschaftsberatungsstellen
vergeben, die sich leicht tber die Suchmaschine ,,Familienplanung” finden lassen: https://www.fami-
lienplanung.de/beratung/beratungsstelle-finden.

Internationalen Studierenden stehen Leistungen zur Betreuung des Kindes nach §§ 22 ff. SGB VIII
bei einer Tagesmutter oder in einer Kindertageseinrichtung zu. An den Kosten miissen sich die Mut-
ter bzw. der Vater nur beteiligen, soweit dies ihrer Leistungsfahigkeit entspricht (§ 90 SGB VIlII). Die
Betreuungsplatze werden von den oértlichen Jugendamtern vermittelt.

In besonderen Fallen, z. B. bei psychischen Erkrankungen eines Elternteils, kdnnen auch internatio-
nale Studierende mit Kind Erziehungshilfen fiir ihr Kind in Anspruch nehmen. Es handelt sich um
sozialpddagogische Familienhelfer*innen, eine Fachkraft als Erziehungsbeistand, sozialpddago-
gische Tagesbetreuung, Aufnahme in einer Pflegefamilie oder in einer padagogischen Wohnein-
richtung. Die Leistungen werden von den Jugenddamtern erbracht. Wer den direkten Kontakt zum
Jugendamt scheut, kann sich zunachst auch an den Kinderschutzbund oder an eine Erziehungsbera-
tungsstelle wenden, die beide der Schweigepflicht unterliegen, solange das Kindeswohl nicht akut
bedroht ist.

Nach § 6 SGB VIII stehen diese Leistungen allen Kindern zur Verfligung, die sich rechtmaRig oder
geduldet im Bundesgebiet aufhalten.

Kinderbetreuung oder Erziehungshilfen sind keine Sozialleistung zur Sicherung des Lebensunter-
halts; die Inanspruchnahme kann den Aufenthalt der Eltern nicht gefdhrden. Auslanderbehorden
dirfen keine Anforderungen an die Sicherung des Lebensunterhalts stellen, die mehr umfasst als
ein Einkommen in Hohe des BAf6G-Satzes und der Bedarfssatze nach SGB 11/SGB XII fiir das Kind.
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Jugendamter unterliegen dem Sozialdatenschutz, Mitteilungen an die Auslanderbehdrde sind nach
§ 65 SGB VIII nur zuldssig, wenn auch ein anvertrautes Geheimnis offenbart werden dirfte.

Das Jugendamt bietet auch internationalen Studierenden Unterstiitzung bei der Feststellung
der Vaterschaft und der Durchsetzung von Unterhaltsanspriichen fiir das Kind. Alleinerziehende
kdnnen eine Beistandschaft beantragen.

3.9 Unter welchen Voraussetzungen kénnen internationale Studierende Wohngeld
beziehen?

Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG sind nicht von Leistungen nach
dem Wohngeldgesetz ausgeschlossen (§§ 3, 7 WoGG), vorausgesetzt, sie beziehen keine Leistungen
nach § 27 SGB Il als Zuschuss (§ 7 Abs. 1 Nr. 2 WoGG) und es steht ihnen auch kein BAf6G zu (§ 20
Abs. 2 Nr. 1 WoGG). Leben sie in einem Haushalt mit Personen, die keine Leistungen beziehen, so
wird Wohngeld gewadhrt, wobei von den als Zuschuss erbrachten BAf6G-Leistungen 50 % als Ein-
kommen angerechnet werden; der Kinderbetreuungszuschlag bleibt unberticksichtigt. Wohngeld
wird nur dann bewilligt, wenn ein Einkommen vorhanden ist, welches den Existenzbedarf mit
Ausnahme der Wohnkosten deckt.

Die Inanspruchnahme kann der Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis entgegenstehen, da es
sich um eine 6ffentliche Leistung handelt, die nicht auf einer Beitragsleistung beruht und die der
Sicherung des Lebensunterhalts dient (§ 2 Abs. 3 AufenthG; 2.3.1.3 VwV AufenthG).

Der Wohngeldbezug ist aber immer dann unschadlich, wenn er nicht erforderlich ist, um eine Liicke
bei der Sicherung des Lebensunterhalts zu schlieBen, also wenn ein Einkommen aus sonstigen
Quellen von mindestens 861 € nachgewiesen werden kann (BVerwG vom 29.11.2012 — 10 C 4/12,
Rn. 29). Angesichts der hohen Mieten in vielen GroR3stddten bietet das Wohngeld fiir viele Studie-
rende, die zwar Uber ein Einkommen von mindestens 861 € verfligen, davon aber ihren Lebensun-
terhalt nicht bestreiten kénnen, einen wertvollen Zuschuss.

Beispiel

Sascha verdient 450 € monatlich mit einem Nebenjob und erhalt von seinen Eltern 420 €
monatlich. Sein Lebensunterhalt ist also fiir die Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis gedeckt.
Er studiert jedoch in Frankfurt am Main und muss fiir sein Appartement monatlich 500 €
aufbringen. Er hat Anspruch auf ca. 160—180 € Wohngeld (genaue Angaben hdngen u. a. von
den Mietnebenkosten und den Werbungskosten ab).

3.10 Konnen internationale Studierende einen Wohnberechtigungsschein erhalten?

Studierende kénnen grundsatzlich auch die Ausstellung eines Wohnberechtigungsscheines zur An-
mietung einer Sozialwohnung (§ 5 WoBindG) beantragen. Aufenthaltsrechtlich ist das unproblema-
tisch, da dadurch keine 6ffentlichen Mittel zur Sicherung des Lebensunterhalts in Anspruch genom-
men werden.
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Der Anspruch hangt aber davon ab, ob sich Studierende nur voriibergehend in Deutschland aufhal-
ten (§ 5 WoBindG auf § 27 Abs. 2 Wohnraumférderungsgesetz). Manche Wohnungsamter verlan-
gen zum Nachweis eine Aufenthaltserlaubnis, die noch mindestens ein Jahr giiltig ist. Die Aufent-
haltsprognose kann jedoch nicht von dem aktuell ausgestellten Aufenthaltstitel abhangig gemacht
werden (VG Berlin vom 17.7.2017 — VG 8 K 193.17), sondern nur von dem Aufenthaltszweck. Han-
delt es sich also um eine Aufenthaltserlaubnis, die fiir einen gesamten Studiengang vorgesehen ist,
so besteht auch ein Anspruch auf den Wohnberechtigungsschein. Im Zweifel sollte die Auslander-
behérde um eine entsprechende Bescheinigung gebeten werden.

3.11 Konnen internationale Studierende besondere Leistungen zum Ausgleich einer
Behinderung beziehen?

Zum 1.1.2018 wurde der Begriff der ,Teilhabe an Bildung” neu in § 75 SGB IX eingefiihrt und umfasst
nun ausdricklich auch Hilfen zur Hochschulausbildung und -weiterbildung. Hinzu kommt die ,Soziale
Teilhabe” nach § 76 SGB IX fiir den Bereich der personlichen Lebensgestaltung (Wohnen, Freizeit
etc.).

Fir internationale Studierende (volljahrig), die mit einer Behinderung einreisen, kommt fir diese
Leistungen nur der Trager der Eingliederungshilfe nach §§ 90 ff. SGB IX in Betracht. Die Eingliede-
rungshilfetrager bestimmen sich nach Landesrecht. Gegenliber allen Leistungstragern besteht ein
Rechtsanspruch auf Beratung. Wichtige Erstanlaufstellen fiir Studierende bei sozialrechtlichen Fra-
gen im Zusammenhang mit einer Behinderung sind die Sozialberatungsstellen der Studenten- und
Studierendenwerke (www.studentenwerke.de/de/ansprechpersonen-sozialberatung), die Informa-
tions- und Beratungsstelle Studium und Behinderung (IBS) des Deutschen Studentenwerks (studi-
um-behinderung@studentenwerke.de oder 030 297727-64) und auch die Beratungsstellen fir
erganzende unabhéngige Teilhabeberatung (EUTB): https://www.teilhabeberatung.de/de-Is/bera-
tung/beratungsangebote-der-eutb.

Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG haben nach § 100 Abs. 1 SGB IX
nur einen Ermessensanspruch, weil ihr Aufenthalt nicht auf Dauer angelegt ist (Coseriu in
Knickrehm/Kreikebohm/Waltermann 2017, §23 SGB Xll, Rn.5). Die Leistungen werden nur
erbracht, ,,soweit dies im Einzelfall gerechtfertigt ist.“ Damit enthalt das Gesetz eine besondere Zu-
gangshirde; es sind nicht einfach die individuellen gegen die offentlichen Interessen abzuwagen
(Austibung des Ermessens), sondern es muss eine besondere Rechtfertigung fiir die Leistungen vor-
liegen. Die Nichtleistung wird damit zum Regelfall und die Leistung zum Ausnahmefall. Der Bedarf
alleine reicht nicht, entscheidend kommt es darauf an, ob dieser Bedarf fiir die Betroffenen vorher-
sehbar war und ob die Nichtleistung flir die Betroffenen mit gravierenden Konsequenzen verbun-
den ist, die sie weder abschatzen konnten noch auf andere Weise abfangen kénnen (siehe auch
Coseriu in Schlegel/Voelzke, jurisPK SGB XII, Stand 08/2018, Rn. 25).

Das bedeutet, dass Leistungen an internationale Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 16b AufenthG in der Regel nicht erbracht werden, wenn die Bedarfe bei der Einreise nach
Deutschland bekannt waren und damit der Eigenverantwortung fiir die Durchfiihrung des Studi-
ums zugeordnet werden.

Eine besondere Rechtfertigung der Leistung im Einzelfall kann dagegen bestehen, wenn

= die Behinderung erst wahrend des Studiums auftritt und bereits ein erheblicher Teil des
Studiums erfolgreich absolviert wurde; die Betroffenen ohne die Leistung gezwungen
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waren, das Studium abzubrechen, und langjahrige erbrachte Bildungsinvestitionen fiir die
Betroffenen, aber auch fir die Gesellschaft vergeudet wéren;

die Betroffenen ohne die Leistung auf eine soziale, aber auch berufliche Teilhabe verzichten
missten, etwa, weil ohne einen Studienabschluss keine berufliche Perspektive erreicht
werden kann. Auch hier ist jedoch erforderlich, dass diese Konsequenz bei Aufnahme des
Studiums noch nicht absehbar war;

durch einen kurzfristigen Einsatz einer Leistung die gesundheitliche Situation stabilisiert
werden kann und dadurch die Fortsetzung des Studiums ermaoglicht wird;

die Nichtleistung zu einem Abbruch des Studiums fiihren wiirde und dadurch Familien-
angehorige unvorhergesehen mitbetroffen wiirden, insbesondere die Belange von Kindern
beeintrachtigt wirden.

Die Ermessensanspriiche kdnnen zu Rechtsanspriichen werden, wenn sich dies aus bilateralen
Abkommen ergibt.

Exkurs: Tiirkische Staatsangehorige

Fur Staatangehorige der Tiirkei kommt das Europaische Fiirsorgeabkommen (EFA) in Betracht,
dem die Turkei als einziger Drittstaat beigetreten ist. Art. 1 EFA gewahrt den Angehdorigen der
Mitgliedsstaaten, die sich rechtmaRig in Deutschland aufhalten, einen Anspruch auf Sozialhilfe-
leistungen im selben Umfang, wie er den eigenen Staatsangehorigen zusteht. Die Leistungen zur
Teilhabe an Bildung und zur sozialen Teilhabe sind im Prinzip als Sozialhilfeleistungen ausgestal-
tet und fallen damit unter das Abkommen (siehe auch Coseriu in Schlegel/Voelzke, jurisPK SGB
Xll, Stand 08/2018, Rn. 31 ff.). Tuirkische Staatsangehdérige haben daher mit der Ausstellung der
Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG unabhéangig von einem eventuellen assoziations-
rechtlichen Status (siehe § 4 Abs. 5 AufenthG) einen Anspruch auf alle Leistungen der Teilhabe
zur Bildung und zur Sozialen Teilhabe.

Weitere Details finden sich in der Handreichung ,Internationale Studierende und Studienbewer-
ber*innen mit Behinderungen und chronischen Krankheiten: aufenthaltsrechtliche Bedingungen
und Sozialleistungsanspriiche” der Informations- und Beratungsstelle Studium und Behinderung
des Deutschen Studentenwerks: https://www.studentenwerke.de/de/content/internationale-stu-
dierende-mit.

3.12 Zuwendungen und Kredite

Da internationale Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG weitgehend von
sozialen Leistungen in Deutschland ausgeschlossen bleiben, sind sie besonders auf Stipendien,
Zuwendungen und Kredite angewiesen. Aktuell muss oftmals auch noch ein pandemiebedingter
Wegfall von Nebeneinkiinften verkraftet werden, auch der zu erwartende Anstieg der Arbeitslosen-
zahlen wird die Finanzierung des Studiums erschweren.

Uber den Zugang zu Stipendien informiert die Plattform des Bundesministeriums fiir Bildung und
Forschung www.stipendienlotse.de. Es gibt leider viele Stipendien, die an die grundsatzliche An-
spruchsberechtigung nach dem BAfoG anknilpfen. Es gibt aber auch ortsgebundene Stipendien,
Uber die die Studierendenwerke und die International Offices der Hochschulen informieren.
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Mit der Wiederaufnahme der BMBF-Uberbriickungshilfe ab 20.11.2020 bis 31.3.2021, kdnnen
auch internationale Studierende in pandemiebedingter Notlage Hilfen bei den zustdandigen
Studenten- und Studierendenwerken beantragen. Informationen finden sich auf folgender
Internetseite: https://www.ulberbrickungshilfe-studierende.de

Besonders wichtig ist zudem die zeitlich befristete Offnung des KfW-Studienkredits. Die Aus-
weitung auf alle internationalen Studierenden mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b
AufenthG ist befristet bis zum 31.3.2021 und der Kredit zur Finanzierung des Studiums betragt
bis zu 650 € monatlich. Voraussetzung ist ein Wohnsitz in Deutschland und eine Einschreibung
maximal im zehnten Semester. Beantragt werden die Studienkredite bei den Studenten- und
Studierendenwerken oder einer Bank. Diese Kredite werden bis zum 31.12.2021 zinsfrei ver-
geben und missen erst nach dem Abschluss des Studiums zurlickgezahlt werden. Einzelheiten
finden sich unter: https://www.kfw.de/, Inlandsférderung - Privatpersonen - Studieren, Quali-
fizieren - KfW-Studienkredit.

Stipendien, Zuwendungen und Kredite konnen wahrend eines Studienaufenthalts in Deutsch-
land gefahrlos genutzt werden. Sie gelten nicht als 6ffentliche Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts und kdnnen daher das Aufenthaltsrecht auch nicht beeintrachtigen.

3.13 Konnen internationale Studierende von den Rundfunkbeitrdgen befreit werden?

Das BVerwG hat am 30.10.2019 (Az. 6 C 10.18) entschieden, dass auch Studierende, die keine Bei-
hilfen beziehen, als Hartefall von den Beitragen zu befreien sind, wenn ihr Einkommen das Existenz-
minimum (Bedarfssitze nach SGB II/XII) nicht Gibersteigt. Bei der Berechnung wird der Regelbedarf
(Alleinstehende 439 € im Jahr 2021) zuziglich Warmmiete und Kosten fiir Kranken- und Pflegever-
sicherung zu Grunde gelegt. Von einem Erwerbseinkommen werden auch noch die Freibetrage
nach § 11b SGB Il abgezogen.

Beispiel

Soraya erhalt monatlich 300 € von ihren Eltern und verdient durchschnittlich 600 € monatlich
durch eine Nebenbeschaftigung. Von dem Erwerbseinkommen werden 200 € als Freibetrag
abgezogen (siehe § 11b Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 SGB Il). Zugrundgelegt wird also ein
Gesamteinkommen von 700 €. Soraya zahlt eine Warmmiete von 300 € und 60 € fiir eine private
Krankenversicherung. Damit entsteht folgender Gesamtbedarf:

439 € Regelbedarf + 300 € fur Unterkunft und Heizung + 60 € Versicherung = 799 €.
Soraya hat einen Anspruch auf Befreiung von den Rundfunkbeitragen.
Damit kénnen jetzt alle internationalen Studierenden unter Vorlage ihrer Einkommensnachweise

die Befreiung von den Rundfunkbeitragen beantragen. Auch Riickzahlungen bis zu drei Jahren sind
moglich, allerdings muss das Einkommen flir den gesamten Zeitraum nachgewiesen werden.
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Der Online-Befreiungsantrag ist bis jetzt nicht auf die gedanderte Rechtslage umgestellt worden, so-
dass er fir Studierende mit niedrigem Einkommen nicht genutzt werden kann. Solange dieses Ver-
sdumnis nicht nachgeholt wurde, ist ein formloser schriftlicher Antrag erforderlich.
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lIl Studierende aus den Staaten der
Europaischen Union, Island, Lichtenstein,
Norwegen oder der Schweiz

Die EU-Rechtsnormen zur Freizligigkeit und zum Aufenthaltsrecht beziehen sich Giberwiegend nicht
nur auf die Mitgliedstaaten der EU (Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland,
Frankreich, Griechenland, [GroRRbritannien], Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg,
Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern), sondern auch auf die librigen Staaten des Euro-
paischen Wirtschaftsraums, EWR (Lichtenstein, Norwegen, Island), und auf die Schweiz. Wenn im
Folgenden von Unionsbiirger*innen gesprochen wird, sind die Staatsangehorigen dieser Staaten
einbezogen. Die aufenthaltsrechtliche Situation von Studierenden aus der EU/EWR/Schweiz ist
bestimmt durch den Vertrag tber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV), der die grund-
legenden Freiziigigkeitsrechte und Gleichbehandlungsgebote enthalt, durch die Unionsbiirgerricht-
linie 2004/38/EG, die durch das FreiziigG/EU in nationales Recht umgesetzt wurde, und die Euro-
péische Grundrechtecharta (GRC), welche die Grundrechte aller Biirger*innen der Mitgliedstaaten
bei der Anwendung von EU-Recht bestimmt.
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Das Arbeitsrecht ist dagegen auch fiir Unionsbiirger*innen weitgehend durch nationale Regelungen
bestimmt. Da, wo das EU-Recht erhebliche Einfliisse hat (Antidiskriminierungsrecht, Leiharbeit etc.)
handelt es sich um Vorgaben, die sich auf alle Arbeitnehmer*innen, unabhéngig von der Staatsan-
gehorigkeit, beziehen. Das EU-Recht bestimmt aber ganz wesentlich die Ausgestaltung des Entsen-
derechts, also der Regelungen fiir den Bereich des grenziiberschreitenden Einsatzes von Arbeits-
kraften in der EU.

Das Sozialrecht ist innerhalb der EU/EWR/Schweiz nicht vereinheitlicht und es gibt keine Kompe-
tenz der EU, Regelungen zu den Sozialleistungssystemen der Mitgliedstaaten zu schaffen. Die Koordi-
nierung der verschiedenen Regelungen der Sozialleistungssysteme fiir alle grenziiberschreitenden
Situationen ist hingegen genau und rechtsverbindlich in der Verordnung liber die Koordination der
Systeme der sozialen Sicherheit VO 883/2004 sowie durch die hierzu ergangene Durchfiihrungsver-
ordnung 987/2009 geregelt. Die EWR-Staaten wurden durch Anhang VI zum EWR-Abkommen in
diese Regelungen einbezogen, die Schweiz durch Anhang Il des Abkommens zwischen der Europai-
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft andererseits Uber die Freizligigkeit. In diese Regelungen werden auch Drittstaatsangehorige
einbezogen, wenn sie innerhalb der EU/EWR/Schweiz weiterwandern (VO 1231/2010). Bedeutsam
ist das vor allem fir ERASMUS-Studierende, die den Krankenversicherungsschutz eines EU-Staates
in einen anderen EU-Staat mitnehmen kénnen.

Ein weiteres wichtiges Gesetz ist die Arbeitnehmerverordnung 492/2011, die fir alle Studierenden
gilt, die in einem Beschaftigungsverhaltnis stehen oder standen, sowie fir diejenigen, die Leistun-
gen der Arbeitsmarktintegration bendtigen.

1 Diirfen sich Biirgerinnen der EU/EWR/Schweiz ohne Genehmigung in
Deutschland aufhalten?

Unionsbirger*innen kénnen ohne besondere Genehmigung und ohne einen besonderen Grund
nach Deutschland einreisen und sich hier bis zu drei Monate aufhalten; einzige Voraussetzung ist
ein Pass oder Personalausweis (§ 2 Abs. 5 FreizligG/EU). Selbst wenn die Grenzen voriibergehend
geschlossen sind (Corona-Pandemie), halten sich zuwandernde Unionsbiirger®innen nicht illegal in
Deutschland auf, sie begehen aber eine Ordnungswidrigkeit, wenn sie die Grenzkontrollen umge-
hen. Es gibt keine Aufenthaltstitel fiir Unionsbiirger*innen, wohl aber fiir ihre Familienangehérigen
(siehe 1.2 in diesem Kapitel) und flr Schweizer Staatsangehorige. Sie erhalten eine Aufenthalts-
erlaubnis-Schweiz. Diese Aufenthaltserlaubnis hat lediglich deklaratorische Wirkung, die Freizlgig-
keit ergibt sich aus dem EU-Recht und wird nicht durch die Auslanderbehoérde zugesprochen.

Eine Meldepflicht besteht wahrend eines voriibergehenden Aufenthalts von bis zu drei Monaten
nicht (§ 27 Abs. 2 BMG), sie entsteht jedoch innerhalb von zwei Wochen, sobald Wohnraum bezo-
gen wird (§ 17 BMG), oder nach Ablauf von drei Monaten in einem Hostel/Hotel/Jugendherberge
o.A. (§29 Abs.1 BMG). Ein VerstoR gegen die Meldepflicht kann als Ordnungswidrigkeit (meist
20-50 € BuRgeld) geahndet werden.



Durfen sich Biirger‘innen der EU/EWR/Schweiz ohne Genehmigung in Deutschland aufhalten?

1.1 Wann gelten Studierende als freiziigigkeitsberechtigt?

Unionsbirger*innen, die zum Zweck des Studiums nach Deutschland einreisen und sich hier langer
als drei Monate aufhalten, sind freizligigkeitsberechtigt, wenn

= ihr Lebensunterhalt gesichert ist und
= ein ausreichender Krankenversicherungsschutz besteht (§ 4 Satz 1 FreiziigG/EU).

Die Einkommenssituation wird nicht Gberprift, solange keine Sozialleistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts beantragt werden.

Die Auslanderbehorde hat die Moglichkeit, in den ersten finf Jahren des Aufenthalts den Wegfall
der Freizligigkeit durch einen Bescheid festzustellen (§ 5 Abs. 4 FreiziigG/EU), wenn Sozialhilfeleis-
tungen oder Grundsicherungsleistungen ,unangemessen” in Anspruch genommen werden. Dabei
ist auch zu bericksichtigen, mit welcher Leistungsdauer voraussichtlich zu rechnen ist (EuGH vom
19.9.2013 — C-140/12, ,Brey”). Allerdings kann die Freizligigkeit nur dann entfallen, wenn steuer-
finanzierte Leistungen zum Lebensunterhalt nach SGB II/SGB XII tatsachlich in Anspruch genommen
werden, was fir Studierende in Hinblick auf die Leistungsausschliisse im SGB 11/SGB Xl nur selten
vorkommen wird.

Beispiel

Marie, lettische Staatsangehorige, reist zum Zweck des Studiums nach Deutschland. Sie ist
schwer gehbehindert und bewegungsbeeintrachtigt und kann ihr Studium nicht durch eigene
Erwerbseinkiinfte finanzieren. Solange es Marie gelingt, das Studium aus eigenen Mitteln oder
durch Unterstlitzung Dritter durchzufiihren, kann ihr Aufenthalt in Deutschland nicht beendet
werden. Die Inanspruchnahme von Leistungen zum Lebensunterhalt (verfligbar waren nur
Uberbriickungsleistungen nach § 23 Abs. 3 SGB XII) fiihrt aber zum Wegfall des
Aufenthaltsrechts.

Die Freizligigkeitsberechtigung kann sich auch aus anderen Griinden ergeben, sodass es auf die
Sicherung des Lebensunterhalts nicht mehr ankommt:

= aus der eigenen Erwerbstatigkeit: Studierende mit einer Nebenerwerbstatigkeit von
mindestens fiinf Wochenstunden (LSG Bayern vom 6.2.2017 — L 11 AS 887/16 B ER; LSG
Berlin-Brandenburg vom 27.2.2017 — 18 AS 2884/16; BSG vom 12.9.2018 — B 14 AS 18/17 R)
gelten als Erwerbstatige im Sinne des EU-Rechts und genielRen eine sozialrechtliche Gleich-
behandlung mit Deutschen (siehe hierzu auch 3.2 in diesem Kapitel);

= fir die Kinder und Stiefkinder freiziigigkeitsberechtigter Unionsbiirger*innen bis zum
21. Lebensjahr und dariiber hinaus, wenn sie bereits vor dem 21. Lebensjahr das Freizligig-
keitsrecht von ihren Eltern ableiten konnten;

= fir Ehepartner®innen von erwerbstitigen oder daueraufenthaltsberechtigten Unions-
biirger*innen;

= fiir Ehepartner*innen von Deutschen.

In diesen Fallen besteht auch zugleich ein Leistungsanspruch nach BAfoG.
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Beispiel

Valentina aus Bulgarien (20 Jahre) erhalt eine Zulassung zum Soziologiestudium an der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin. Sie begibt sich mit ihrer Mutter nach Berlin, wo sie voriibergehend
bei einem Bekannten unterkommen. Die Mutter findet nach wenigen Tagen eine Beschaftigung
im Umfang von acht Wochenstunden in einem Privathaushalt. Valentina ist auch ohne Siche-
rung ihres Lebensunterhalts freizligigkeitsberechtigt, weil sie als Kind einer Arbeitnehmerin gilt
(und sie hat zugleich einen Anspruch auf BAf6G, siehe 3.2 in diesem Kapitel).

Studierende aus Staaten der EU/EWR/Schweiz erhalten ein Daueraufenthaltsrecht, wenn sie seit
fiinf Jahren in Deutschland ihren Wohnsitz haben und in dieser Zeit krankenversichert waren (egal
ob gesetzlich, privat oder durch eine Versicherung im Ausland) und keine Leistungen nach SGB II/
SGB Xll in Anspruch genommen haben. Aufstockende Leistungen zu einem eigenen Erwerbseinkom-
men sind unschadlich. Sie kdnnen sich lGber das Recht zum Daueraufenthalt von der Auslanderbe-
hérde eine Bescheinigung ausstellen lassen (§ 5 Abs. 5 FreiztigG/EU). Der Vorteil liegt darin, dass fir
alle Sozialleistungsbehorden klargestellt wird, dass es bei der Leistungsgewahrung keine Unter-
scheidung mehr gibt zu deutschen Staatsangehdrigen.

Fiir die Staatsangehdrigen GroRbritanniens gelten im Zusammenhang mit dem Brexit Uber-
gangsregelungen. Bis Ende 2020 bleiben sie freizligigkeitsberechtigt und benétigen keinen
Aufenthaltstitel. Im Anschluss soll die Umwandlung in einen Aufenthaltstitel nach dem
AufenthG moglichst ohne Rechtsverlust erfolgen. Die gesetzlichen Regelungen hierzu sind
noch nicht verabschiedet, Studierende aus GroBbritannien werden jedoch voraussichtlich eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG erhalten, es sei denn, sie kdnnen einen besseren
Status von einem Familienangehdrigen ableiten. Wenn sie sich bereits seit fiinf Jahren in
Deutschland aufhalten, wird ihnen eine Niederlassungserlaubnis erteilt.

1.2 Wann gelten die Familienangehérigen von Biirger*innen der EU/EWR/Schweiz
als freiziigigkeitsberechtigt?

Die Familienangehdrigen von Unionsbiirger*innen werden in das Recht auf Freiziigigkeit einbezo-
gen, wenn die*der Unionsbuirger®in in Deutschland freiziigigkeitsberechtigt ist. Studierende missen
dafiir entweder den Lebensunterhalt und den Krankenversicherungsschutz fir sich selbst und ihre
Familienangehorigen sicherstellen oder neben dem Studium auch den Status als Erwerbstatige
haben.

Familienangehorige, die Angehdrige eines Staates der EU/EWR/Schweiz sind, benotigen keinerlei
Aufenthaltsgenehmigung.

Familienangehorige mit der Staatsangehorigkeit eines Drittstaates benoétigen eine Aufenthalts-
karte. Sie wird ihnen von der Auslanderbehdérde — innerhalb einer Frist von sechs Monaten — fiir die
Dauer von funf Jahren ausgestellt (§ 5 Abs. 1 FreizigG/EU). Es spielt dabei keine Rolle, wie lange das
Studium der*des stammberechtigten Unionsbiirger*in noch andauern wird.

Die Familienangehdrigen von Schweizer Staatsangehorigen erhalten ebenfalls eine Aufenthalts-
erlaubnis-Schweiz.



Durfen sich Biirger‘innen der EU/EWR/Schweiz ohne Genehmigung in Deutschland aufhalten?

Nicht erwerbstatige Studierende kbnnen das Freizligigkeitsrecht nur an folgende Familienange-
horige weitergeben:

= Ehepartner®innen und eingetragene Lebenspartner®innen,
= eigene Kinder, soweit ihnen Unterhalt gewahrt wird (§ 4 Satz 2 FreizigG/EU).

Es dirfen keine ergdnzenden Sozialleistungen zur Existenzsicherung (SGB 11/SGB Xll) bezogen wer-
den und ein Krankenversicherungsschutz muss auch fiir die Angehérigen nachgewiesen werden.

Beispiel

Kupsu aus Finnland studiert an der Goethe-Universitat in Frankfurt am Main. Sie erhélt ein
Stipendium. Wahrend des Studiums heiratet sie Ali, einen Gefllichteten aus dem Irak, der nur
Uber eine Duldung verfiigt. Ein Freizligigkeitsrecht kann Ali als Familienangehériger von Kupsu
dann ableiten, wenn sein Lebensunterhalt und seine Krankenversicherung gesichert sind.

Ali kdnnte also eine sozialversicherungspflichtige Beschaftigung aufnehmen, die fiir seinen
Lebensunterhalt reicht. Die Eltern von Kupsu kdnnten aber auch mehr Unterhalt zahlen und Ali
konnte sich tiber die studentische Versicherung von Kupsu familienversichern. Er erhdlt dann
eine Aufenthaltskarte, wobei die unerlaubte Einreise keinen Hinderungsgrund darstellt.

Von Studierenden mit dem Status als Erwerbstétige konnen folgende weitere Familienangehdérige
das Aufenthaltsrecht ableiten:

= die Kinder der*des Ehepartnerin oder Lebenspartnerin,
= eigene Angehorige oder die der*des Partner®in in gerader Linie, soweit ihnen Unterhalt
gezahlt wird.

In diesen Féllen diirfen ergdnzende Leistungen nach SGB II/SGB Xl in Anspruch genommen werden
und auch die Krankenversicherung muss nicht selbst sichergestellt werden.

Beispiel

Jurek aus Tschechien studiert an der Friedrich-Schiller-Universitat Jena und arbeitet als studen-
tische Hilfskraft im Umfang von zehn Wochenstunden. Er ist verheiratet mit Swetlana, einer
russischen Staatsangehdrigen, die sich zusammen mit ihrer zehnjahrigen Tochter aus erster Ehe
mit einem Besuchsvisum in Deutschland aufhalt. Beiden Personen steht ein Freiziigigkeitsrecht
in Deutschland zu, sie benotigen kein erneutes Visum zum Familiennachzug und kdnnen Leis-
tungen des Jobcenters in Anspruch nehmen.

Eine Trennung der Ehepartner*innen spielt im EU-Recht keine Rolle, solange noch kein Scheidungs-
antrag gestellt wurde und beide Ehepartner*innen in Deutschland leben. Bei einer Scheidung bleibt
das Aufenthaltsrecht der*des Ehepartner®in erhalten, wenn die Ehe entweder drei Jahre — davon
eines in Deutschland — bestanden hat, das Sorgerecht fiir ein gemeinsames Kind {ibertragen wurde
oder ein Hartefall vorliegt, insbesondere, weil das Festhalten an der Ehe wegen Gewalt oder sons-
tiger schwerer Beeintrachtigung der individuellen Rechte nicht zumutbar ist (§ 3 Abs. 5 FreizligG/
EV).

Das Aufenthaltsrecht der Kinder und der*des sorgeberechtigten Ehepartner®in bleibt auch nach
Tod oder Wegzug der*des Unionsbiirger®in solange erhalten, wie das Kind eine Bildungseinrichtung
(ob auch die Kita davon erfasst ist, ist noch nicht gerichtlich geklart) besucht (§ 3 Abs. 4 FreiziigG/
EU).
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Den Familienangehérigen steht ein Recht zum Daueraufenthalt zu, wenn sie seit flinf Jahren zusam-
men mit der*dem Stammberechtigten in Deutschland leben (§ 4a Abs. 5 FreiziigG/EU). Sie erhalten
eine Daueraufenthaltskarte (§ 5 Abs. 5 Satz 2 FreizligG/EU). Weitere Sonderfille des Daueraufent-
halts sind in § 4a Abs. 3 und 4 FreiziigG/EU geregelt.

2 Kénnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz in Deutschland jeder
Art der Erwerbstatigkeit nachgehen?

Ja, das Recht besteht auch unabhangig von einem Wohnsitz in Deutschland. Auch die Familienan-
gehorigen mit einer Aufenthaltskarte haben freien Zugang zu allen Formen der Erwerbstatigkeit.

2.1 Wie sind studierende Unionsbiirger*innen wahrend einer Erwerbstatigkeit
versichert?

Grundsatzlich gelten die Regeln Uber die Sozialversicherungspflicht wahrend eines Beschaftigungs-
verhiltnisses fir alle Arbeitnehmer*innen gleichermaRen, unabhingig von ihrer Staatsangehorig-
keit. Auch kniipft die Sozialversicherungspflicht nicht am Wohnsitz an, sondern am Ort der Beschéf-
tigung.

Eine Ausnahme bildet die Entsendung, bei der die Arbeitnehmer*innen eines auslandischen Unter-
nehmens in Deutschland eingesetzt werden, dabei aber der Sozialversicherungspflicht am Ort des
Unternehmenssitzes unterliegen. Erfolgt die Entsendung innerhalb der EU, gelten die Regelungen
der Entsende-Richtlinie (EU) 2018/957 und der Sozialrechtskoordinierung (Art. 12 VO 883/2004).
Maoglich ist etwa, dass Studierende aus der EU zugleich als entsandte Arbeitnehmer®innen tatig
sind. Werden Studierende aus Polen von einem polnischen Pflegedienst in Deutschland eingesetzt,
entweder direkt in einem Privathaushalt oder in einem Pflegeheim (Leiharbeit), so richten sich die
Kranken-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung nach polnischem Recht. Nachgewiesen werden
muss dies durch die A1l-Bescheinigung der polnischen Versicherung, die zwingend in Deutschland
vorzulegen oder mitzufiihren ist.

Auch Selbststidndige unterliegen dem Sozialversicherungsrecht am Ort der Ausibung (Art. 11 Abs. 3
a) VO 883/2004). In Deutschland besteht die gesetzliche Verpflichtung, eine Kranken- und Pflegever-
sicherung abzuschlieRen, wenn keine gesetzliche Versicherung besteht (§ 193 Abs. 3 VVG).

Wer jedoch vor der Aufnahme einer selbststiandigen Tatigkeit in Deutschland in einem anderen
Staat der EU/EWR/Schweiz gesetzlich versichert war, kann innerhalb von drei Monaten als frei-
williges Mitglied in eine deutsche KK wechseln. Interessant ist dies vor allem fiir Studierende, die
nicht der Versicherungspflicht in der studentischen Versicherung unterliegen.

Beispiel

Ellen aus Estland kommt im Alter von 32 Jahren nach Dresden, um an der Hochschule fiir Musik
Saxophon zu studieren. Aufgrund ihres Alters fallt sie nicht in die studentische Pflichtversiche-
rung (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V). Sie wird jedoch als freiberufliche Saxophonlehrerin in Dresden
tatig und kann sich unter Bezug auf ihre bisherige Pflichtversicherung in Estland in Deutschland
bei einer freigewdhlten KK freiwillig versichern.



Kénnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz in Deutschland jeder Art der Erwerbstétigkeit nachgehen?

Wird die Frist von drei Monaten verpasst, so fiihrt eine bisherige Pflichtversicherung in einem ande-
ren EU-Staat dazu, dass die Auffangversicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 13 SGB V zu einer gesetzlichen
Pflichtversicherung fiihrt. Diese Versicherungspflicht ist von einer freigewahlten KK festzustellen
und einzulésen. Wichtig sind dabei der Nachweis der bisherigen Mitgliedschaft in einer gesetzlichen
Versicherung oder in einem allgemeinen Versorgungssystem sowie ein Beleg liber die gegenwartige
selbststandige Tatigkeit. Nicht klar geregelt ist der Mindestumfang dieser Tatigkeit; dhnlich wie bei
einer Beschaftigung sollte sie mindestens vier bis flinf Wochenstunden umfassen, um nicht mehr als
vollig unbedeutend (Rechtsprechung des EuGH vom 20.12.2017 — C-442/16) angesehen werden zu
kénnen.

Schwierig wird die Situation, wenn Studierende in einem anderen Staat der EU/EWR/Schweiz ver-
sichert sind und in Deutschland eine Beschaftigung aufnehmen, die nicht der Kranken- und Pflege-
versicherungspflicht unterliegt (Minijob, Werkstudentenprivileg).

Sie sind dann sowohl Studierende als auch Erwerbstatige (EUGH vom 21.2.2013 — C46/12, ,Styrelsen®).

Die Deutsche Verbindungsstelle (DVKA) geht davon aus, dass die Zustandigkeit des deutschen Ver-
sicherungssystems entsteht, sobald eine Nebentéatigkeit oder ein bezahltes Praktikum aufgenom-
men wird, d. h., Studierende werden entweder Pflichtmitglied der studentischen GKV oder missen
sich freiwillig oder privat versichern, etwa bei Altersiiberschreitung, Promotion oder Teilnahme an
einem Studienkolleg.

Problematisch ist dies insbesondere dann, wenn die Studierenden als Familienangehdrige oder
allein aufgrund ihres Wohnsitzes in einem anderen Mitgliedstaat dort beitragsfrei versichert sind
(siehe hierzu ausfiihrlich 3.1 in diesem Kapitel). Zumal auch deutsche Studierende mit einem
geringfligigen Einkommen weiter familienversichert in der GKV bleiben.

Unmittelbar ist diese Frage vom EuGH bislang nicht entschieden worden. Allerdings enthalt die Ent-
scheidung des EuGH vom 23.4.2015 (Az. C-382/13, ,,C. E. Franzen, H. D. Giesen, F. van den Berg ge-
gen Raad van bestuur van de Sociale verzekeringsbank”), die sich auf nicht versicherte geringfiigig
Beschaftigte in Deutschland bezog, grundlegende Klarstellungen zur Abgrenzung der Zustandigkeit
des Tragers am Ort der Erwerbstatigkeit und des Tragers am Wohnort. Wenn das Versicherungssys-
tem am Ort der Beschaftigung zustandig ist, dieses aber keinen Versicherungsschutz (in dem vom
EuGH entschiedenen Fall ging es um die Rentenversicherung) wegen der Beschaftigung gewahrt,
kommt es darauf an, ob nach den Rechtsvorschriften des Wohnortstaates trotz der (geringflgigen)
Erwerbstéatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat Leistungen zu erbringen sind oder ein Versiche-
rungsschutz zu gewahren ist, solange es dadurch nicht zu einem Doppelanspruch kommt (EuGH
a.a. 0, Rn. 64 ff.). Diese Uberlegungen hat der EuGH (vom 19.9.2019 — C-95/18 und C-96/18,
,Franzen 11“; Anmerkung Becker, ZESAR 2020, 170 ff.) nunmehr fortgefiihrt; er bestatigt, dass der
Staat, in dem die — wenn auch geringflige — Erwerbstatigkeit ausgetbt wird, grundsatzlich fiir die
Sozialversicherung zustandig ist. Soweit der Wohnsitzstaat (Familienwohnort) jedoch Versiche-
rungsleistungen allein aufgrund des Wohnsitzes ohne Beitragszahlungen erbringt, diirfen diese
nicht wegen einer anderweitigen Beschaftigung, mit der keine Versicherungsleistung verbunden ist,
ausgeschlossen werden.
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Praktisch bleibt die Handhabung schwierig:
= Die Studierenden missen jede Erwerbstatigkeit entweder ihrer Versicherung bzw. dem
Gesundheitsdienst oder der aushelfenden Krankenkasse in Deutschland anzeigen.
= Der zustandige Trager im Herkunftsstaat kann die EHIC (siehe 3.1 in diesem Kapitel) nun
widerrufen.
= Tut er dies nicht, muss sie in Deutschland weiter akzeptiert werden.
= Die DVKA hat die Moglichkeit, ein Vermittlungsverfahren einzuleiten.

Eine Vorlage zum EuGH ist anzustreben, weil erst durch die Entscheidung des EuGH Rechtssicher-
heit geschaffen werden kann.

2.2 Gelten besondere Regelungen fiir Unionsbiirger*innen im Arbeitsverhaltnis?

Nein. Es gibt zwar zahlreiche arbeitsrechtliche Schutznormen, die vom EU-Recht vorgegeben sind
(Equal Pay im Leiharbeitsverhaltnis, Arbeitszeitregelungen, Diskriminierungsverbote etc.), diese gel-
ten aber fir alle Arbeitnehmer*innen, véllig unabhingig von der Staatsangehdrigkeit. Die wichtigs-
ten Regelungen des Arbeitsrechts finden sich im Kapitel II, 2.4-2.11.

2.3 Welche Besonderheiten gelten, wenn studierende Unionsbiirger*innen (auch)
im Herkunftsland erwerbstatig sind?

Viele Studierende aus der EU/EWR/Schweiz behalten ihren Lebensmittelpunkt in einem angrenzen-
den Staat. Gehen sie in Deutschland einer Erwerbstétigkeit nach, so gelten sie als Grenzginger®in-
nen im Sinne des Art. 1 Buchstabe f VO 883/2004. Die Versicherungspflicht richtet sich nach deut-
schem Recht, gleichzeitig bestehen bestimmte Sonderrechte nach der VO 883/2004. Insbesondere
kénnen sich Grenzginger*innen, wenn sie in Deutschland als Arbeithehmer*innen oder Selbststin-
dige gesetzlich oder freiwillig in der GKV versichert sind, auch von dem Versicherungstrager ihres
Wohnstaates eine Versicherungskarte ausstellen lassen, um sich auch an ihrem Wohnort medizi-
nisch behandeln zu lassen (Art. 17 VO 883/2004).

Das gilt umgekehrt auch fiir Studierende, die in Deutschland wohnen und studieren, aber in einem
Nachbarstaat einer Erwerbstatigkeit nachgehen. Sie kommen sogar haufiger in den Genuss von
Gesundheitsleistungen in beiden Staaten, weil die meisten anderen Staaten Studierende nicht von
der Krankenversicherung als Erwerbstatige ausschlieRRen.

Beispiel

Laurent, franzdsischer Staatsangehoriger, 33 Jahre alt, studiert in Freiburg Maschinenbau und
wohnt dort mit seiner Freundin. In StraBburg betreibt er zusammen mit einem Freund ein
Unternehmen fiir Wandertourismus in den Vogesen. In die deutsche studentische Pflichtversi-
cherung fallt er aufgrund seines Alters nicht mehr, er ist allerdings aufgrund seiner selbststandi-
gen Erwerbstatigkeit in Frankreich Mitglied der gesetzlichen Sozialversicherung, entrichtet dort
seine Versicherungsbeitrage und erhalt eine Krankenversicherungskarte (Carte vital). Auf der
Grundlage dieser Versicherung kann sich Laurent in Deutschland von einer KK seiner Wahl eine
Gesundheitskarte (EHIC) ausstellen lassen, mit der er alle Versicherungsleistungen, die tiber die
Karte abgerechnet werden, in Anspruch nehmen kann.


https://2.4�2.11

Welche Sozialleistungen konnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz wahrend ihres Aufenthalts in Deutschland in Anspruch nehmen?

Kompliziert wird es, wenn Studierende in zwei verschiedenen EU-Staaten einer Erwerbstatigkeit
nachgehen. Hier richtet sich die Versicherungspflicht nach dem Wohnsitzstaat, es sei denn, die dort
ausgelibte Tatigkeit bildet nur einen unwesentlichen Teil der gesamten Erwerbstatigkeit (Art. 13 VO
883/2004). Die Durchfiihrungsverordnung enthélt in Art. 14 Abs. 8 UAbs. 3 VO 987/2009 dazu eine
Vermutungsregelung, nach der die Auslibung eines wesentlichen Teils der Beschaftigung dann an-
zunehmen ist, wenn mindestens 25 % der Arbeitszeit oder des Arbeitseinkommens auf die Tatigkeit
im Wohnsitzstaat entfallen.

Beispiel

Im vorstehenden Fall verdient Laurent mit seinem Unternehmen in StraBburg ca. 12.000 € im
Jahr und muss dafiir durchschnittlich 15 Wochenstunden Arbeitszeit aufwenden. Nun nimmt er
in Freiburg zusatzlich eine studentische Hilfstatigkeit im Umfang von drei Wochenstunden auf
und erhalt hierfir ein Jahreseinkommen von 1.400 € jahrlich. Laurent bleibt in der franzosi-
schen Sozialversicherung.

Anders verhalt es sich jedoch, wenn Laurent im Rahmen eines Forschungsprojekts in Freiburg
mit acht Wochenstunden angestellt wird und dabei ca. 4.000 € im Jahr verdient. Nun bildet
seine Tatigkeit am Wohnort einen wesentlichen Teil seiner Erwerbstatigkeit und damit ist er in
Frankreich nicht mehr versicherungspflichtig. Problematisch ist allerdings, dass seine Beschafti-
gung in Deutschland keine Versicherungspflicht auslost (Werkstudentenprivileg). Laurent kann
sich allerdings unter Bezugnahme auf die friihere gesetzliche Versicherung in Frankreich in
Deutschland freiwillig versichern.

Steuerrechtlich kommt es auf die Abkommen an, die zwischen den verschiedenen Staaten getroffen
wurden. Grundsatzlich bleiben Personen mit einem Wohnsitz in Deutschland hier einkommens-
steuerpflichtig, auch wenn ihr Einkommen im Ausland erzielt wird (§ 1 Abs. 1 EStG). Es kann zu einer
Steuerpflicht in beiden Staaten kommen, die Einzelheiten hdangen von den Doppelbesteuerungs-
abkommen ab, die zwischen den jeweiligen Staaten geschlossen wurden. Ein einheitliches EU-Recht
gibt es in diesem Bereich nicht. Einen Uberblick bietet die Internetseite des Bundesfinanzministe-
riums zum internationalen Steuerrecht (https://www.bundesfinanzministerium.de, Themen - Steu-
ern - Internationales Steuerrecht - Staatenbezogene Informationen). Fiir Details ist eine (kosten-
pflichtige) Beratung durch Steuerberater®innen erforderlich.

3 Welche Sozialleistungen kdnnen Studierende aus der EU/EWR/
Schweiz wahrend ihres Aufenthalts in Deutschland in Anspruch
nehmen?

Nach dem Primarrecht der EU gilt fir alle Angehorigen der Mitgliedstaaten eine Unionsbiirgerschaft
(Art. 20 AEUV), ein Freizligigkeitsrecht (Art.21 Abs. 1 AEUV) und ein allgemeines Gleichbehand-
lungsgebot (Art. 18 AEUV), welches jedoch unter dem Vorbehalt anderweitiger Regelungen im
Sekundarrecht steht.
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3.1 Welches Krankenversicherungssystem ist fiir Studierende aus der EU/EWR/
Schweiz zustandig?

Fur Unionsbirger*innen, Studierende aus dem EWR und aus der Schweiz gilt:

Die Versicherungspflicht in der studentischen GKV (§5 Abs.1 Nr.9 SGB V) hingt davon ab, ob
Deutschland auf Grund des Wohnortes zum zustdndigen Mitgliedstaat geworden ist oder ob durch
die Bindung an die elterliche Familie der Wohnort im Ausland weiterhin den Lebensmittelpunkt
bildet (Art. 11 VO 883/2004). Wichtig ist dabei auch, ob die Einkommensquelle am Ort des Studi-
ums, also in Deutschland, liegt oder ob die Eltern Unterhalt leisten (Art. 11 VO 987/2009).

Besteht ein Versicherungsschutz im Herkunftsland und liegt dort der Lebensmittelpunkt, so hat die-
se Versicherung Vorrang vor der studentischen Pflichtversicherung (siehe § 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V).
Das gilt ebenso, wenn die Studierenden Uber ihre Eltern familienversichert sind.

Erforderlich ist eine Europdische Gesundheitskarte (European Health Insurance Card, EHIC) oder
eine provisorische Ersatzbescheinigung (PEB). Oft sind die KK in Deutschland auch bereit, in Hinblick
auf die Dauer des Aufenthalts eine Gesundheitskarte auszustellen.

Fir die Problematik der Versicherung im Herkunftsstaat bei Aufnahme einer Nebenbeschaftigung in
Deutschland siehe 2.1 in diesem Kapitel.

Auf der Grundlage der EHIC oder einer Gesundheitskarte werden die Gesundheitsleistungen als
Sachleistungsaushilfe erbracht.

Grundsatze der Sachleistungsaushilfe:

Es geht ausschlielllich um die Leistungen, die von der GKV in Deutschland nicht als eine Geldleis-
tung (= Sachleistung) an die Versicherten erbracht werden, also ambulante und stationdre Behand-
lung, Medikamente, Therapien etc.

Die Leistungen werden auf dem Niveau der GKV erbracht.

Der Leistungsumfang misst sich an der Dauer des geplanten Aufenthalts. Bei Studierenden, die nicht
nur flr ein oder zwei Semester, sondern fir das gesamte Studium nach Deutschland kommen, sind
faktisch alle Leistungen erfasst, die auch liber die Gesundheitskarte abgerechnet werden kénnen.

Uber die Karte erfolgt die Abrechnung, wobei die KK die Kosten iiber die deutsche Verbindungsstel-
le mit dem Versicherungstrager des anderen Mitgliedstaates abrechnet.

Erfasst werden auch Pflegesachleistungen.
Nicht erfasst sind alle Geldleistungen wie das

= Pflegegeld,
= das Krankengeld oder
= das Mutterschaftsgeld.
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3.2 Unter welchen Voraussetzungen haben Studierende aus der EU/EWR/Schweiz
Anspriiche auf BAfoG-Leistungen?

Studierende, die erstmalig zum Zweck des Studiums nach Deutschland kommen, erwerben durch
Aufnahme des Studiums keinen Anspruch auf BAfoG.

Sobald sie aber durch Arbeitsaufnahme den Status als Arbeitnehmer*in oder durch freiberufliche
Tatigkeit den Status als Selbststandige erhalten, sind sie in vollem Umfang leistungsberechtigt,
wenn sie alle librigen Voraussetzungen erfiillen. Insbesondere wird bei der Berechnung auch das
Elterneinkommen im Herkunftsstaat angerechnet.

Grundsatz

Arbeitnehmer*innen genieRen im EU-Recht ein uneingeschrinktes Aufenthaltsrecht fiir sich und
ihre Familienangehorigen und eine uneingeschrankte Teilhabe an Sozialleistungen (Art. 45
AEUV, Art. 7 Abs. 2 VO 492/2011). Das Freizigigkeitsrecht und ein grundsatzliches Gleichbe-
handlungsgebot gilt auch fur selbststdndig Erwerbstatige (Art. 49 AEUV, Art. 24 RL 2004/38/EG).

Arbeitnehmer*innen:
Es miissen zwei Anforderungen erfiillt sein:

= Die Beschaftigung muss dem Arbeitsrecht unterliegen. Ausgenommen werden damit Prakti-
ka, die nicht unter das MiLoG fallen, BeschaftigungsmaBnahmen etc.; Minijobs aber unter-
liegen dem Arbeitsrecht in vollem Umfang (siehe Kapitel II, 2.7).

= Es darf sich nicht um eine vollig untergeordnete Tatigkeit handeln. Damit werden vor allem
Tatigkeiten ausgeschlossen, die nur bei einem gelegentlichen Bedarf ausgeiibt werden (Baby-
sitting) oder die nur vorgeschoben sind, um einen Leistungsanspruch zu begriinden. Es muss
sich aber nicht um eine sozialversicherungspflichtige Tatigkeit handeln. In der letzten Zeit
haben Sozialgerichte die Arbeitnehmereigenschaft angenommen, wenn ein Stundenumfang
von etwa fiinf Wochenstunden oder 20-25 Stunden im Monat erreicht wurde (BSG vom
12.9.2018 — B 14 AS 18/17 R: erst 100 €, dann 250 € im Monat; LSG Bayern vom 6.2.2017 —
L 11 AS 887/16 B ER: 5 WoStd./187 € mtl.; LSG Berlin-Brandenburg vom 27.2.2017 — 18 AS
2884716: 5 WoStd./180 € monatlich).

Die Verwaltungsvorschriften zum BAf6G bieten dagegen wenig Prazision. Sie stellen richtig darauf
ab, es misse sich ,jedenfalls um eine tatséichliche und echte Tétigkeit von wirtschaftlichem Wert
handeln, die keinen derartig geringen Umfang hat, dass sie sich als véllig untergeordnet und margi-
nal darstellt.” Es folgt dann aber der Hinweis: , Ein Beschdftigungsverhdltnis im Sinne des Absatzes 1
Nummer 4 kann ansonsten in der Regel ohne Weiteres bejaht werden, wenn das Arbeitsverhdiltnis
mindestens sechs Monate andauert.” Daraus darf nicht der falsche Schluss gezogen werden, ein An-
spruch auf BAf6G beginne erst, wenn das Arbeitsverhaltnis bereits sechs Monate angedauert habe.
Die Arbeitnehmereigenschaft entsteht mit dem ersten Tag der Arbeitsaufnahme.

Weitere Leistungsberechtigte nach § 8 BAfoG sind:

= Studierende mit deutscher*m Ehepartner®in,

= Studierende, deren Ehepartner®in daueraufenthaltsberechtigt oder erwerbstitig ist bzw.
diesen Status hat,

= Studierende, auch wenn sie selbst schon lber 21 Jahre sind, deren Eltern oder Stiefeltern
daueraufenthaltsberechtigt oder erwerbstatig sind bzw. diesen Status haben. Die Studie-
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renden missen vor dem 21. Geburtstag schon freiziigigkeitsberechtigt gewesen sein oder
von ihren Eltern Unterhaltsleistungen erhalten haben.

» Studierende, die ein Recht zum Daueraufenthalt haben,

= Studierende, die zuvor als Arbeitnehmer*innen tatig waren und deren Studium in einem
inhaltlichen Zusammenhang mit der Tatigkeit steht oder die schuldlos arbeitslos geworden
sind.

Beispiele

Salvatore aus Italien, 20 Jahre alt, kommt nach Minchen und lernt zunachst Deutsch. Erst zwei
Jahre spater, mit 22 Jahren, beginnt er ein Studium der Medizin. Sein Vater (die Ehe der Eltern
ist seit 15 Jahren geschieden) lebt in K6ln und arbeitet bei einem Autohersteller. Er ist als Kind
eines Arbeitnehmers freiziigigkeitsberechtigt und kann sich auf den Leistungsanspruch nach
dem BAf6G auch dann noch berufen, wenn er ab dem 21. Geburtstag sein Freizligigkeitsrecht
nicht mehr vom Vater ableiten kann.

Roseline aus Frankreich kommt mit 19 Jahren als Au-pair nach Deutschland, anschlieRend
arbeitet sie zunachst als Aushilfe in einem Bekleidungsgeschaft, spater fertigt sie selbst Taschen,
die sie auf Markten verkauft. Erst mit 24 Jahren entschlieRt sie sich zu studieren. Da sie in den
vergangenen funf Jahren durchgehend krankenversichert war, erst noch in Frankreich, dann als
Arbeitnehmerin und schlielich als freiwilliges Mitglied und keine Leistungen nach SGB Il des
Jobcenters in Anspruch genommen hat, ist sie nunmehr daueraufenthaltsberechtigt und hat
einen Anspruch auf BAfOG, falls das Einkommen der Eltern nicht ausreicht.

Floriana aus Rumanien kommt mit 23 Jahren mit einem Bachelorabschluss in BWL in der
Fachrichtung Tourismus nach Deutschland und arbeitet von Juli 2019 bis Marz 2020 in einem
Reisebiiro in Leipzig. Bedingt durch die Corona-Krise verliert sie ihre Arbeitsstelle (betriebsbe-
dingte Kiindigung). Da sie auf absehbare Zeit keine Chance auf eine neue Anstellung sieht,
beschlielt sie, ein Masterstudium in BWL an der Universitat Leipzig aufzunehmen. lhr steht in
dieser Situation ein Anspruch auf BAf6G zu (§ 8 Abs. 1 Nr. 4 BAf6G).

Unionsbirger*innen kénnen auch von den Corona-Sonderregelungen beim BAf6G profitieren;
arbeiten sie in einer Branche oder einem Bereich, der zur Einddmmung der Pandemie beitragt,
werden diese Einnahmen bis zum Ende der pandemischen Lage in Deutschland nicht auf das
BAfOG angerechnet (§ 21 Abs. 4 Nr. 5 BAfoG).

3.3 Wann konnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz Leistungen des Jobcenters
nach SGB Il beziehen?

Studierende aus den EU/EWR-Staaten und der Schweiz kénnen keine Leistungen nach SGB Il in An-
spruch nehmen, weil ihr Aufenthaltsrecht von der Sicherung des Lebensunterhalts abhangig ist (§ 4
FreizigG/EU). Sind sie auf Leistungen angewiesen, fallen sie unter den Leistungsausschluss nach § 7
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB I, weil ihnen kein Recht zum Aufenthalt mehr zusteht. Das gilt auch dann,
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wenn die Auslanderbehorde kein Verfahren auf Feststellung des Wegfalls der Freiziigigkeit nach § 5
Abs. 4 FreiziigG/EU einleitet.

Dieser Leistungsausschluss erfasst auch die Leistungen nach § 27 SGB Il (Mehrbedarfszuschlage,
Leistungen in Hartefdllen), weil diese Anspriiche voraussetzen, dass eine Person grundsatzlich nach
§ 7 Abs. 1 SGB |l leistungsberechtigt ist und nur in Hinblick auf die Ausbildung (hier also das Studi-
um) von Leistungen ausgeschlossen ist (Sohngen in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB Il, 2020, § 27
Rn. 8).

Wihrend einer Schwangerschaft oder Krankheit stehen Unionsbiirger*innen nur Uberbriickungs-
leistungen nach § 23 Abs. 3 SGB XlI zu. Diese Leistungen sind begrenzt auf einen Monat innerhalb
von zwei Jahren. Sie umfassen lediglich Leistungen fiir Unterkunft, Ernahrung, Hygiene und Kran-
kenbehandlung bei akuten oder schmerzhaften Erkrankungen sowie bei Schwangerschaft und Ge-
burt. Soweit besondere Umstdnde es im Einzelfall erforderlich machen, kdnnen weitere Leistungen
zur Vermeidung einer besonderen Hirte erbracht werden (§ 23 Abs. 3 Satz 6 SGB Xl1). Uberwiegend
wird die verfassungsrechtliche Problematik der Regelung in der Rechtsprechung berticksichtigt. Das
LSG Berlin-Brandenburg (vom 11.7.2019 — L 15 SO 181/18) sieht einen Leistungsanspruch, solange
keine bestandkraftige Verlustfeststellung vorliegt, allerdings nur auf die reduzierten Leistungen. Das
LSG NRW (vom 28.3.2018 — L 7 AS 115/18 B ER) und das LSG Baden-Wirttemberg (vom 28.3.2018
— L 7 AS 430/18 ER-B) sprechen bei schweren Erkrankungen auch Leistungen auf unbefristete Zeit
zu. Das SG Darmstadt (vom 14.1.2020 — S 17 SO 191/19 ER) hat diese Frage dem BVerfG vorgelegt.

Leistungsanspriiche fiir Studierende aus Staaten der EU/EWR/Schweiz nach §7 Abs. 6 SGB Il
(Rickausnahme) und nach § 27 SGB Il (Mehrbedarfe, Hartefélle) sowie die Leistungen fir Kinder
(8§ 7 Abs. 2, 19, 22, 23, 28 SGB II) bestehen aber, wenn:

= eine Erwerbstatigkeit (Beschaftigung oder Honorartatigkeit) von mindestens vier bis funf
Wochenstunden aufgenommen wird (§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II). Bei unfreiwilligem Verlust der
Erwerbstatigkeit (z. B. coronabedingt) bleibt der Erwerbstatigenstatus fir sechs Monate er-
halten; nach einer Tatigkeit von mindestens einem Jahr auch dariiber hinaus, solange die
Arbeitssuche andauert (§ 2 Abs. 3 FreizigG/EU);

» der Wohnsitz in Deutschland bereits seit flinf Jahren besteht (§ 7 Abs. 1 Satz 4 SGB II; § 4a
FreizligG/EVU). Kurzfristige Abwesenheiten oder eine Abwesenheit bis zu einem Jahr aus ei-
nem wichtigen Grund sind unschadlich (siehe § 4a Abs. 6 FreizligG/EU);

= soweit das Aufenthaltsrecht von einem®*r Ehepartner®in oder einem Elternteil abgeleitet
wird oder wenn ein*e in Deutschland freiziigigkeitsberechtigte*r Verwandte®r in gerader
Linie Unterhaltsleistungen erbringt, auch wenn diese nicht den vollen Bedarf abdecken (§ 3
FreiziigG/EU);

= ein Aufenthaltsrecht von einem Kind in Schul- oder Berufsausbildung abgeleitet wird, wenn
ein Elternteil aus der EU/EWR/Schweiz aktuell oder in der Vergangenheit in Deutschland in
einem Arbeitsverhiltnis gestanden hat (Art. 10 VO 492/2011);

= ein Aufenthaltsrecht von einem Kind in Schul- oder Berufsausbildung abgeleitet wird, wenn
ein Elternteil aus der EU/EWR/Schweiz aktuell oder in der Vergangenheit in Deutschland in
einem Arbeitsverhéltnis gestanden hat (Art. 10 VO 492/2011);

= ein Aufenthaltsrecht auch aus Vorschriften des AufenthG abgeleitet werden kdnnte, insbe-
sondere fiir Eltern eines deutschen Kindes, oder wenn ein Abschiebehindernis hinsichtlich
des Herkunftsstaates besteht (§ 11 Abs. 1 Satz 11 FreiztigG/EU).
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Beispiele

Anna aus Litauen kam Anfang 2015 nach Deutschland (Wohnsitzanmeldung 1.2.2015) und
begann im Herbst 2016 mit dem Studium der Sozialen Arbeit. Sie ist schwanger und der Ge-
burtstermin ist fir den 1.9.2020 ausgerechnet. Sie mochte gerne im Wintersemester 2020/2021
ein Urlaubssemester einlegen und in dieser Zeit Leistungen vom Jobcenter beziehen. Da Anna
bereits seit fliinf Jahren in Deutschland lebt und gemeldet ist, fallt sie nicht mehr unter den
Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 Satz 4 SGB Il. Gleichzeitig verfiigt sie auch Uiber ein unions-
rechtliches Recht zum Daueraufenthalt, weil sie fiinf Jahre lang krankenversichert war und keine
Leistungen nach SGB Il in Anspruch genommen hat (§ 4a Abs. 1 Satz 1 FreiziigG/EU).

Fatima aus Spanien ist 2017 zusammen mit ihrer zwolfjahrigen Tochter eingereist und hat zum
Wintersemester 2018/2019 ein Studium der Zahnmedizin aufgenommen. Als Nebenjob arbeitet
sie im Krankenhaus; sie hat einen Arbeitsvertrag liber wéchentlich eine Nachtwache abge-
schlossen. Sie ist zwar als Studentin von Leistungen des Jobcenters nach § 7 Abs. 5 SGB Il aus-
geschlossen, kann aber als Arbeitnehmerin fir ihre Tochter Sozialgeld (§§ 19, 23 SGB 1), die
Halfte der Unterkunftskosten (§ 22 SGB Il) und Leistungen aus dem Bildungspaket (§ 28 SGB 1)
erhalten sowie fiir sich selbst den Mehrbedarfszuschlag fiir Alleinerziehende (§ 27 Abs. 2 SGB
). Fatima muss auch Kindergeld und Unterhaltsvorschuss beantragen, die auf die Leistungen
angerechnet werden.

Igor aus Slowenien studiert seit 2018 in Regensburg. Er ist Vater eines Kindes von sechs Mona-
ten mit deutscher Staatsangehorigkeit, die elterliche Sorge (libt er gemeinsam mit der Mutter
aus. Er mochte sein Studium ein Jahr lang unterbrechen, um Elternzeit zu nehmen, wahrend die
Kindesmutter in den Beruf zurlickkehrt. Gearbeitet hat er bislang nicht, aber seine Ersparnisse
reichen nicht mehr fiir die Elternzeit. Auch Igor kann Leistungen nach SGB Il in Anspruch neh-
men, wenn er nicht mehr wegen des Studiums nach § 7 Abs. 5 SGB von Leistungen ausgeschlos-
sen ist. Er kann sein Aufenthaltsrecht ableiten aus der Rechtsstellung von Drittstaatsangehdrigen,
denen als Eltern eines deutschen Kindes, fiir welches sie die Personensorge tatsachlich aus-
Uben, ein Aufenthaltsrecht zusteht (§ 28 AufenthG). Das ergibt sich aus der Meistbeginsti-
gungsklausel des § 11 Abs. 1 Satz 11 FreizigG/EU.

3.4 Unter welchen Voraussetzungen haben Studierende aus der EU/EWR/Schweiz
Anspriiche auf Kindergeld?

Studierende aus den Staaten der EU/EWR/Schweiz haben in Deutschland Anspriiche auf Kindergeld
fiir ihre Kinder, soweit ihre Anspriiche in § 62 EStG geregelt sind und soweit sich dies aus der Ko-
ordinationsverordnung 883/2004 ergibt.

Seit der Neuregelung des § 62 EStG im Jahr 2019 lassen sich diese beiden Regelungen nicht mehr
vollstandig in Ubereinstimmung bringen.

In den ersten drei Monaten des Aufenthalts wird Kindergeld nur gezahlt, wenn ein Elternteil in
Deutschland erwerbstatig ist (§ 62 Abs. 1a EStG). Diese Regelung ist speziell fiir Studierende euro-
parechtswidrig, da ihnen ein Aufenthaltsrecht zusteht, soweit ihr Lebensunterhalt gesichert ist, und
ein Entzug von Familienleistungen wahrend eines bestehenden Freiziigigkeitsrechts nach der VO
883/2004 unzulissig ist. Die Finanzgerichte hatten bislang noch keine Gelegenheit, tiber diese Frage
zu entscheiden.
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Unstreitig besteht der Anspruch auf Kindergeld fir studierende Eltern mit einem Wohnsitz in
Deutschland ab dem 4. Monat der Wohnsitzmeldung oder Registrierung bei der Auslanderbehdrde
oder dem Finanzamt (§ 62 Abs. 1a Satz 3 EStG). Voraussetzung ist dabei der gesicherte Lebensunter-
halt und der Krankenversicherungsschutz oder ein Erwerbstatigenstatus durch eine Nebentatigkeit.

Anspruchsberechtigt sind Studierende auch, wenn sie frither einmal in Deutschland erwerbstatig
waren, selbst wenn ihr Lebensunterhalt gegenwartig nicht gesichert ist. Es kommt nicht darauf an,
ob sie sich auf einen Erwerbstatigenstatus berufen kdnnen (§ 62 Abs. 1a Satz 3 EStG).

Das Kindergeld wird nur in der Hohe bezahlt, die sich abziiglich einer Kindergeldzahlung in einem
anderen Mitgliedstaat (§ 68 Abs. 2 VO 883/2004) ergibt.

Es spielt keine Rolle, in welchem Mitgliedstaat das Kind lebt (Art. 67 VO 883/2004). Antragsbe-
rechtigt fir das Kindergeld fiir Kinder in einem anderen Mitgliedstaat ist vorrangig der Eltern- oder
Grofelternteil, in dessen Haushalt das Kind lebt. Diese Person kann aber wiederum den in Deutsch-
land lebenden Elternteil bevollmachtigen.

Beispiele

Tessa ist alleinerziehend und zieht zum 1.2.2020 mit ihren beiden Kindern von Salzburg nach
Miinchen um. Ab dem 1.3.2020 sind die Kinder in der Grundschule angemeldet und Tessa in der
Ludwig-Maximilians-Universitat Miinchen eingeschrieben. Der Lebensunterhalt wird durch
Erspartes gedeckt. Tessa ist bis zum 1.5.2020 von der Kindergeldzahlung ausgeschlossen. Ab
dem 1.5.2020 hat sie auch nach § 62 EStG einen Anspruch. Sie und die Kinder sind freiziigig-
keitsberechtigt, weil sie krankenversichert sind (Tessa in der studentischen GKV und die Kinder
familienversichert) und keine Leistungen in Anspruch nehmen. Tessa sollte sich aber Uiberlegen,
das Kindergeld auch fur die ersten drei Monate einzufordern, weil ihr nach Art. 67 VO 883/2004
ein Leistungsanspruch zusteht.

Nimmt Tessa am 1.3.2020 eine Nebentéatigkeit (Supermarkt) auf, weil der Semesteranfang
coronabedingt verschoben wurde, hat sie ab Marz auch einen Anspruch auf Kindergeld. Dieser
Anspruch bleibt erhalten, auch wenn sie die Beschaftigung wieder verliert, selbst wenn sie im
Verlauf des Studiums auf Leistungen der Sozialhilfe fiir sich und die Kinder angewiesen sein
sollte.

Agate aus Polen studiert seit dem Wintersemester 2019/2020 in Berlin und verdient 200 € als
studentische Hilfskraft. Ihr sechsjahriger Sohn lebt bei seinem Vater in Warschau (kein gemein-
samer Haushalt mit Agate). Dieser ist teilzeitbeschaftigt und erhilt 29 € Kindergeld vom polni-
schen Staat. Fiir das Kind besteht auch ein Kindergeldanspruch in Deutschland (§ 62 Abs. 1a
Satz 3 EStG, Art. 68 VO 883/2004). Den Antrag soll nach deutschem Recht der Vater stellen, weil
das Kind in seinem Haushalt lebt (§§ 67, 64 Abs. 2 EStG). Er kann Agate bevollmachtigen. Nach
Art. 60 Abs. 1 Satz 2 VO 987/2009 (DurchfihrungsVO zu VO 883/2004) hat die Kindergeldkasse
aber auch den Antrag von Agate zu beriicksichtigen, wenn der Vater keinen Antrag gestellt hat.
Das deutsche Kindergeld wird um 29 € gemindert, es werden also in 2020 nur 175 € ausgezahlt.

Es muss eine Registrierung des Kindes in Deutschland (Steueridentifikationsnummer) oder in ei-
nem anderen Mitgliedstaat vorgelegt werden (§ 62 Abs. 1 Satz 2 EStG). Die Familienkassen sind aber
verpflichtet, diese selbst im Herkunftsland bei den jeweiligen Behérden einzuholen (Art. 2 Abs. 2 VO
987/2009).
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Die Kindergeldkassen — zentrale Stellen fir Leistungen mit Auslandsbezug — priifen eigenstandig, ob
die Freizligigkeit vorliegt (§ 62 Abs. 1a Satz 4 EStG). Bei einer Ablehnung muss die Auslanderbehér-
de informiert werden (§ 62 Abs. 1a Satz 5 EStG). Die Kindergeldkassen diirfen die Leistungen ohne
einen Bescheid vorldufig einstellen (§ 71 EStG).

3.5 Welche weiteren Familienleistungen kénnen Studierende aus der EU/EWR/
Schweiz beziehen?

Neben dem Kindergeld gibt es noch:

Das sozialrechtliche Kindergeld kommt fiir Studierende in Betracht, die Vollwaisen sind oder keinen
Kontakt zu ihren Eltern mehr herstellen kénnen (§ 1 Abs. 2 BKGG).

Der Kinderzuschlag nach § 6a BKGG ist abhdngig von der Kindergeldzahlung und wird nur dann ge-
zahlt, wenn auch ein Anspruch auf Kindergeld besteht (siehe 3.4).

Der Unterhaltsvorschuss ist ausschlielRlich von der Freizligigkeit des Kindes abhangig. Die Jugend-
amter sind aber nicht berechtigt, die Freiziigigkeit eigensténdig zu priifen, sondern verpflichtet, von
ihr auszugehen (Freizligigkeitsvermutung), solange die Auslanderbehdrde keine gegenteilige Fest-
stellung getroffen hat (VGH Bayern vom 14.5.2020 — 12 CE 20.985). Der Unterhaltsvorschuss fallt
nicht unter die Regelungen der Sozialrechtskoordinierung, sodass Leistungen nur fir Kinder er-
bracht werden, die ihren gewdhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben.

Das Elterngeld ist allein von der Freiziigigkeit des Elternteils abhangig (§ 1 Abs. 7 BEEG). Liegt dem
Elterngeld eine Erwerbstatigkeit zugrunde, so ergibt sich die Freiziigigkeit bereits aus dem Status als
Erwerbstatige™r. Nur bei dem Sockelbetrag von 300 € fiir nicht Erwerbstatige (§ 2 Abs. 4 BEEG) be-
darf es weiterer Feststellungen. Das Bundessozialgericht hat hierzu eindeutig festgestellt, dass die
Vermutung der Freiziigigkeit so lange gilt, wie die Auslanderbehorde keinen diesbeziiglichen Nega-
tivbescheid erlassen hat (BSG vom 27.3.2020 — B 10 EG 5/18 R).

3.6 Welche Anspriiche bestehen bei Schwangerschaft und Geburt?

Fir Studierende aus der EU/EWR/Schweiz, die in der deutschen GKV versichert sind, sei es als Stu-
dierende, als Familienangehorige oder als freiwillig Versicherte, bestehen alle versicherungsrecht-
lichen Leistungsanspriiche (siehe Kapitel I, 3.8).

Bei einer Versicherung in einem anderen EU-Staat werden — ebenso wie bei Familienversicherten
oder privat Versicherten — einmalig 210 € Mutterschaftsgeld durch das Bundesversicherungsamt
gezahlt, nicht aber die 13 € taglich der GKV wie bei studentisch Pflichtversicherten mit einer Neben-
beschaftigung.

Alle sonstigen Leistungen der GKV bei Schwangerschaft und Geburt kénnen auch tber die Sach-
leistungsaushilfe (EHIC oder Gesundheitskarte einer KK) abgerechnet werden. Ausgenommen ist
allerdings die Haushaltshilfe, etwa wahrend des Krankenhausaufenthalts flr Geschwisterkinder, da
es sich dabei um eine Geld- und nicht eine Sachleistung handelt (§ 24h SGB V verweist auf § 38
Abs. 4 SGB V).

Der Fonds der Bundesstiftung Mutter und Kind und die Leistungen der Jugendhilfe (siehe Kapitel I,
3.8) stehen Unionsbirger*innen wie allen Schwangeren und Eltern zur Verfiigung.
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3.7 Unter welchen Voraussetzungen kdnnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz
Wohngeld beziehen?

Unionsbirger*innen kdnnen problemlos Wohngeld beantragen, soweit sie weder BAfoG-Anspriiche
haben (§ 20 Abs. 2 Nr. 1 WoGG) noch Leistungen nach SGB Il als Zuschuss beziehen (§ 7 Abs. 1 Nr. 2
Wo0GG). Auch BAfoG-Bezieher*innen kénnen einen Anspruch haben, wenn sie mit Personen in ei-
nem Haushalt leben, die weder SGB 11/SGB XlI/AsylbLG noch BAf6G-Leistungen beziehen (siehe
auch Kapitel II, 3.9). Wohngeld wird aber nur dann bewilligt, wenn ein Einkommen vorhanden ist,
welches den Existenzbedarf mit Ausnahme der Wohnkosten deckt. Ab einem Einkommen von min-
destens ca. 550 € (Details hangen auch von der Krankenversicherung ab) kénnen fiir alleinstehende
Studierende Wohngeldanspriiche bestehen.

Diese Anspriiche beeintrachtigen das Aufenthaltsrecht nicht, da es sich nicht um Sozialhilfe handelt,
sondern um einen Mietlastenausgleich. Diese Anspriiche sind gerade in den groRen Hochschul-
stadten mit hohen Mieten von erheblicher Bedeutung.

3.8 Konnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz einen Wohnberechtigungsschein
erhalten?

Studierende aus Staaten der EU/EWR/Schweiz konnen grundsatzlich auch die Ausstellung eines
Wohnberechtigungsscheines zur Anmietung einer Sozialwohnung (§ 5 WoBindG) beantragen.

Der Anspruch hangt davon ab, ob sich Studierende nur voriibergehend in Deutschland aufhalten
(8§ 5 WoBindG auf § 27 Abs.2 WoFG). Bei Unionsbirger*innen muss grundsatzlich von einem
gewohnlichen Aufenthalt im Sinne des WoBindG ausgegangen werden, es sei denn, sie studieren
nur flr ein oder zwei Semester im Rahmen eines Austauschprogramms, wie beispielsweise des
ERASMUS-Programmes, in Deutschland.

3.9 Konnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz besondere Leistungen zum
Ausgleich einer Behinderung beziehen?

Leistungen der Teilhabe an Bildung und zur sozialen Teilhabe zum Ausgleich behinderungsbedingter
Nachteile kdénnen fir Studierende sowohl im Bereich des Studiums als auch in der Freizeit und bei
der Ausgestaltung der Wohnsituation sehr bedeutend sein. Es kann dabei um persénliche Studien-
assistenzen, Gebardensprachdolmetscherleistungen, um Hilfsmittel fiir das Studium, um den Um-
bau der Wohnung oder eines KFZ sowie Mobilitatshilfen, Reha-Sport etc. gehen.

Unionsbiirger*innen waren bis Ende 2019 in den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts generell von
Eingliederungshilfen ausgeschlossen, wenn sie keiner Erwerbstatigkeit nachgingen. Dieser Leis-
tungsausschluss ist mit der Neuregelung der Eingliederungshilfe und der Uberleitung ins SGB IX
entfallen (§ 100 Abs. 1 SGB IX).

Leistungen der Eingliederungshilfe werden Personen ohne deutsche Staatsangehorigkeit und ohne
einen auf Dauer ausgelegten Aufenthaltstitel nur nach Ermessen erbracht (§ 100 Abs. 1 SGB IX).
Diese Schlechterstellung gegeniiber deutschen Staatsangehérigen gilt jedoch nicht fur freizigig-
keitsberechtigte Unionsbiirger*innen, weil sie bei Leistungen der Sozialhilfe nicht diskriminiert wer-
den durfen (Art. 24 Abs. 1 UnionsbuirgerRL 2004/38/EG). Darauf verweist auch § 100 Abs. 1 Satz 3
SGB IX.

105



106

IIl Studierende aus den Staaten der Europaischen Union, Island, Lichtenstein, Norwegen oder der Schweiz

Studierende Unionsbiirger*innen und ihre Familienangehérigen haben daher einen Rechtsan-
spruch auf Eingliederungshilfen, wenn sie ihren Lebensunterhalt finanzieren kénnen und kran-
kenversichert sind (§ 4 FreiziigG).

Auch wahrend der Zeit der Arbeitssuche nach dem Studium gilt die Ermessensregelung nur, wenn
Unionsbiirger*innen nicht erwerbstitig sind und sich nicht selbst finanzieren kénnen.

Der Trager der Eingliederungshilfe ist aber nur zustandig, wenn der Lebensmittelpunkt der Studie-
renden aus der EU/EWR/Schweiz in Deutschland liegt. Kehren sie regelmaRig zu ihrer Familie zu-
rick, erhalten von ihr Unterhalt und sind z. B. auch in ihrem Herkunftsland versichert, dann bleibt
der Herkunftsstaat verpflichtet, die Hilfen zum Besuch der Hochschule zu erbringen (EuGH vom
25.7.2018 — C-679/2016; Anmerkungen Oppermann, ZESAR 2019, 136 ff.).

3.10 Unter welchen Voraussetzungen kdonnen Studierende aus der EU/EWR/Schweiz
von den Rundfunkbeitrdgen befreit werden?

Unionsbiirger*innen, die BAf6G oder eine vergleichbare Studienbeihilfe eines anderen EU/EWR-
Staates oder der Schweiz beziehen, kdnnen sich unproblematisch unter Vorlage des Leistungs-
bescheids von den Rundfunkbeitragen befreien lassen. Der Antrag kann online gestellt werden
(https://www.rundfunkbeitrag.de, Birgerinnen und Birger - Formulare - Befreiung oder ErmaRi-
gung beantragen).

Aber auch Studierende aus der EU/EWR/Schweiz, die nur lber ein niedriges Einkommen verfiigen,
kdnnen einen Befreiungsantrag stellen. Das BVerwG hat am 30.10.2019 (Az. 6 C 10.18) entschieden,
dass auch Studierende, die keine Beihilfen beziehen, als Hartefall von den Gebiihren zu befreien
sind, wenn ihr Einkommen das Existenzminimum (Bedarfssatze nach SGB II/XI1) nicht Gibersteigt. Der
Befreiungsantrag muss allerdings unter Vorlage der Einkommensbelege erfolgen, aus denen sich
zumindest plausibel ergibt, dass die Betroffenen von ihren Einkiinften in Deutschland leben kénnen.
Falls ein Antrag auf Wohngeld gestellt wurde, kann auch die dort vorgenommene Berechnung vor-
gelegt werden.

Rickzahlungen sind bis zu drei Jahre moglich, allerdings muss das Einkommen fiir den gesamten
Zeitraum nachgewiesen werden. Der Online-Befreiungsantrag ist bis jetzt nicht auf die gednderte
Rechtslage umgestellt worden, sodass er fiir Studierende mit niedrigem Einkommen nicht genutzt
werden kann. Solange dieses Versaumnis nicht nachgeholt wurde, ist ein formloser schriftlicher An-
trag erforderlich.


https://www.rundfunkbeitrag.de/buergerinnen_und_buerger/formulare/befreiung_oder_ermaessigung_beantragen/index_ger.html

IV Asylsuchende und Geduldete

Menschen aus allen Teilen der Welt suchen in Deutschland Schutz vor Verfolgung, Gewalt und Hun-
ger. Stellen sie einen Antrag auf Anerkennung als Fliichtling nach der Genfer Konvention, so gelten
sie als Asylsuchende und erhalten fiir die Dauer des Verfahrens, welches ausschlieBlich vom Bun-
desamt fiir Migration und Flichtlinge (BAMF) durchgefiihrt wird, eine Aufenthaltsgestattung. Es
handelt sich um einen Aufenthaltsstatus, der keinen rechtmaRigen, aber einen legalen Aufenthalt
vermittelt. Die aufenthaltsrechtlichen Regelungen, die Wohn- und Aufenthaltsverpflichtungen und
der Zugang zum Arbeitsmarkt sind im Asylgesetz (AsylG) geregelt. Die sozialrechtlichen Anspriiche
richten sich nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).
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Auch Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG kénnen einen Asylantrag
stellen. Dadurch wird ihr Aufenthaltsstatus zunachst nicht beeintrachtigt (§ 10 Abs. 2 AufenthG).
Der Antrag kann schriftlich bei der Zentrale des BAMF gestellt werden, es besteht keine Wohnver-
pflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung und keine Residenzpflicht oder Wohnsitzauflage. Manch-
mal werden Asylantrage von Studierenden aber auch gestellt, weil sie ihr Studium nicht mehr finan-
zieren kdnnen. Hier ist grofSte Vorsicht geboten: Wird die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG
nicht verlangert, weil der Lebensunterhalt nicht mehr gesichert ist, erhalten die Betroffenen eine
Aufenthaltsgestattung und Leistungen nach dem AsylbLG. Der Ablauf des Verfahrens kann jetzt mit
verschiedenen Restriktionen verbunden werden, die entscheidenden Gefahren drohen jedoch bei
einem negativen Ausgang des Asylverfahrens. Eine Rickkehr zu einer Aufenthaltserlaubnis, sei es
zum Studium, zur Ausbildung oder zur Erwerbstatigkeit, ist dann nicht mehr méglich und es besteht
eine Ausreisepflicht ins Herkunftsland. Bevor Studierende einen Asylantrag stellen, sollten sie sich
unbedingt rechtlich beraten lassen, sonst kénnen ihnen schwerwiegende Nachteile entstehen.

Die Duldung ist dagegen die , Aussetzung der Abschiebung” (§ 60a AufenthG). Dabei bleibt die Aus-
reisepflicht bestehen. Sie kann unmittelbar nach der Einreise erteilt werden, nach der Beendigung
eines rechtmaligen Aufenthalts oder nach der negativen Beendigung des Asylverfahrens.

Es gibt zwei Kategorien von Duldungen:

» Es liegt ein rechtliches oder tatsdchliches Abschiebehindernis vor (§ 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG). Es kann sich dabei um eine akute Erkrankung, eine fortgeschrittene Schwanger-
schaft oder die familidre Bindung an einen Familienangehorigen mit Bleiberecht in Deutsch-
land handeln. Besonders wichtig ist auch das tatsachliche Abschiebehindernis eines fehlen-
den Passes oder Passersatzpapiers, welches zur Abschiebung erforderlich ist. In diesem Fall
bestehen umfangreiche Mitwirkungspflichten der Betroffenen, sie miissen alles Mogliche
und Zumutbare unternehmen, um Pass- oder Passersatzpapiere zu beschaffen. Erfiillen sie
nicht alle Verpflichtungen, wird ihre Duldung als ,,Duldung fiir Personen mit ungeklarter
Identitdt” nach § 60b AufenthG ausgestellt und sie unterliegen einem Arbeitsverbot und
weiteren Einschrankungen der Bewegungsfreiheit.

= Die Duldung wird aus humanitaren Griinden erteilt (§ 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG). Es kann
sich hierbei um eine kurzzeitige Uberbriickung zur Beendigung eines Schuljahrs, einer MaR-
nahme der Arbeitsagentur, einer laufenden medizinischen Behandlung handeln, um die Si-
cherung des Verbleibs wahrend eines Antrags auf eine Aufenthaltserlaubnis oder eines Peti-
tionsverfahrens. Insbesondere gibt es jedoch die Sonderformen der humanitdren Duldung
zum Zweck der Berufsausbildung nach § 60c AufenthG und der stichtagsgebundenen Be-
schiaftigungsduldung nach § 60d AufenthG, die jedoch fiir Studierende kaum eine Rolle
spielt.

Die Duldung erlischt bei der Ausreise aus Deutschland. Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist in § 32
BeschV und in §§ 60a Abs. 6, 60b AufenthG geregelt. Die Sozialleistungen richten sich nach dem
AsylbLG.



Unter welchen Bedingungen kdnnen Asylsuchende und Geduldete in Deutschland studieren?

1 Unter welchen Bedingungen konnen Asylsuchende und Geduldete
in Deutschland studieren?

1.1 Konnen Asylsuchende oder Geduldete studieren?

Ja. Das Bewerbungsverfahren kann an allen Hochschulen unabhangig vom Aufenthaltsstatus durch-
gefihrt werden. Das heillt aber nicht, dass Asylsuchende und Geduldete ihren Wohnort auch an
den Hochschulort verlegen kdnnen. Zu unterscheiden sind verschiedene Stadien des Verfahrens:

1. Wahrend des Aufenthalts in einer Landesaufnahmeeinrichtung (§ 47 AsylG), z. B. AnkER-
Zentren, Erstaufnahmeeinrichtungen, Zentrale Unterbringungseinrichtungen, ist Asylsu-
chenden (Aufenthaltsgestattung) ein Umzug in eine andere Einrichtung oder eine Zuwei-
sung zu einer bestimmten Kommune kaum moglich, weil die Aufnahme eines Studiums
nicht als zwingender Grund gilt (§ 49 Abs. 2 AsylG). Der Aufenthalt in einer Landesaufnah-
meeinrichtung kann bis zu 18 Monaten dauern, in bestimmten Fallen auch dariber hinaus
(siehe § 47 Abs. 1 Satz 3, Abs. 1a und 1b AsylG). In dieser Zeit darf das Gebiet der Aufent-
haltsbeschrankung nicht verlassen werden; auch fiir einzelne Reisen ist immer eine Geneh-
migung erforderlich.

2. Nach einer Zuweisung in eine Kommune haben Asylsuchende (Aufenthaltsgestattung) die
Moglichkeit, eine Umverteilung sowohl innerhalb des Bundeslandes (§ 50 Abs. 4 AsylG) als
auch landeriibergreifend zu beantragen (§ 51 AsylG). Daflir sind Griinde erforderlich, die
mit der Berlicksichtigung des Rechts auf Zusammenleben mit den engsten Familienange-
horigen vergleichbar sind. Die Aufnahme eines Studiums allein reicht dafir in der Regel
nicht, es missen besondere Griinde hinzutreten, die sich aus der bisherigen Berufsbiogra-
phie, der voraussichtlichen Dauer des Asylverfahrens, einem besonderen wissenschaftli-
chen Interesse der Hochschule etc. ergeben kénnen. Der Ort der Zuweisung kann in dieser
Zeit voribergehend verlassen werden, solange der Wohnsitz beibehalten wird. Es kdnnte
also auch an einem anderen Ort als dem der Zuweisung studiert werden, allerdings ohne
dass am Studienort eine Unterkunft finanziert wiirde (§ 11 Abs. 2 AsylbLG).

3. Personen mit einer Duldung unterliegen einer Wohnsitzauflage, solange sie Leistungen
nach AsylbLG beziehen (§ 61 Abs. 1d AufenthG). Sie kénnen eine Anderung ihrer Wohnsitz-
auflage beantragen, allerdings muss die Auslanderbehérde am Studienort zustimmen.
Damit ist in der Regel nicht zu rechnen, wenn dadurch die Sozialkassen der Kommune
belastet werden. Erfolgversprechend ist dagegen ein Antrag auf Wohnsitzwechsel, wenn
der Lebensunterhalt durch ein Stipendium oder eine Nebentatigkeit (siehe 2.2 in diesem
Kapitel) finanziert werden kann.

1.2 Konnen Geduldete eine Duldung zum Zweck des Studiums erhalten?

Es gibt keinen Anspruch auf eine Duldung zum Zweck des Studiums, die Erteilung ist aber auch nicht
vollig ausgeschlossen.

In § 60c AufenthG wird unter ganz bestimmten Voraussetzungen ein Anspruch auf eine ,Ausbil-
dungsduldung” gewahrt. Hierbei werden ausdriicklich nur betriebliche und schulische Ausbildun-
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IV Asylsuchende und Geduldete

gen erfasst, ein Studium fiihrt nie zu einem Rechtsanspruch auf eine Duldung. Neben der Regelung
besteht jedoch weiterhin die Moéglichkeit, eine humanitare Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG in Fallen zu erteilen, die von § 60c AufenthG nicht erfasst werden. Die Auslanderbehor-
den haben hier einen sehr weiten Ermessensspielraum, die Chancen ein solches Recht einzuklagen,
sind minimal. In der Praxis gibt es gute Chancen, flr eine Duldung zur Beendigung des Studiums,
wenn dieses bereits weit fortgeschritten ist oder ein 6ffentliches Interesse an dem Abschluss oder
begleitenden Forschungstatigkeiten besteht.

Beispiel

Ahmad aus Afghanistan kam 2015 nach Deutschland. Im Januar 2017 wurde sein Asylantrag
vom BAMF abgelehnt. Die gegen den Bescheid erhobene Klage wurde im August 2019 abgewie-
sen. Seither wird Ahmad geduldet, weil er nicht zu der Personengruppe gehort, die nach
Afghanistan abgeschoben wird. Ahmad studiert seit dem Wintersemester 2017/2018 Bioinfor-
matik und wird seinen Bachelorabschluss voraussichtlich Ende 2021 abschlieRBen kénnen. Selbst
wenn fiir Ahmad kein Abschiebestopp nach Afghanistan mehr bestehen wiirde, kdnnte die
Auslanderbehorde ihm eine humanitare Duldung zum Abschluss seines Studiums erteilen. Die
Beendigung des Studiums ist absehbar und es gibt ein wirtschaftlich relevantes Interesse an
Absolvent®innen dieses Studiengangs in Deutschland.

1.3  Wird fiir ein duales Studium eine Ausbildungsduldung erteilt?

Ja, wenn die Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausbildungsduldung vorliegen.

Ein duales Studium umfasst auch eine betriebliche Ausbildung und fiir diese kann die Ausbildungs-
duldung erteilt werden. Es gibt zwei Varianten dieser Duldung nach § 60c AufenthG:

a. Aufnahme der Ausbildung noch wahrend eines laufenden Asylverfahrens
(§ 60c Abs. 1 Nr. 1 AufenthG)

Die Ausbildungsduldung wird unmittelbar nach dem rechtskraftig negativ beendeten Asylverfahren
erteilt, wenn

= ein Pass vorgelegt wird bzw. die Identitat geklart ist,

= die betriebliche Ausbildung auf einen anerkannten Berufsabschluss nach dem Berufs-
bildungsgesetz (mindestens zwei Jahre) zielt,

= die Auszubildenden nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat stammen, wenn sie nach dem
31.8.2015 eingereist sind oder ihren férmlichen Asylantrag gestellt haben,

= keine Sicherheitsbedenken bestehen, keine Verurteilungen (mehr als 50 Tagessatze) und
keine Ausweisungsverfligung vorliegen.

b. Aufnahme der Ausbildung (erst) wahrend eines geduldeten Aufenthalts
(§ 60c Abs. 1 Nr. 2 AufenthG)

Zusatzlich zu den Voraussetzungen unter a. missen folgende Anforderungen erfiillt sein:

= Bereits seit drei Monaten wurde eine Duldung aus anderen Griinden erteilt (§ 60c Abs. 2
Nr. 2 AufenthG).

» Es wurden noch keine aufenthaltsbeendenden MalRnahmen eingeleitet (§ 60c Abs. 2 Nr. 5
AufenthG), d. h.,, es gibt ein Erteilungsverbot, wenn:
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- eine drztliche Untersuchung zur Reisefahigkeit angeordnet wurde,

- ein Antrag auf Rickkehrhilfe gestellt wurde,

- die Ruckreise gebucht wurde,

- vergleichbar konkrete MaRnahmen eingeleitet wurden, es sei denn, die Abschiebung ist
nicht moglich,

- ein Dublin-Verfahren eingeleitet wurde.

Fir die Klarung der Identitat gelten bestimmte Fristen, die bereits beachtet werden missen, wenn
noch gar keine Ausbildung bzw. ein duales Studium aufgenommen oder ins Auge gefasst wurde
(§ 60c Abs. 2 Nr. 3 AufenthG):

= Bei Einreise bis Ende 2016 muss die Identitat geklart sein, wenn der Antrag auf die Ausbil-
dungsduldung gestellt wird,

= bei Einreise in den Jahren 2017 bis 2019 bis spatestens zum 30.6.2020,

= bei Einreise ab 2020 bis sechs Monate nach der Einreise.

Die Fristen laufen auch wahrend eines Asylverfahrens. In dieser Zeit muss aber kein Pass beschafft
werden. Die Ausbildungsduldung kann (nach Ermessen) auch erteilt werden, wenn sich die Identitat
nicht oder nicht in den vorgesehenen Fristen klaren lasst, aber der Nachweis erbracht wurde, dass
alle erforderlichen und zumutbaren MalBnahmen zur Identitatsklarung ergriffen wurden (§ 60c
Abs. 7 AufenthG). Im Rahmen des Ermessens muss auch berlcksichtigt werden, dass viele Botschaf-
ten und Konsulate wegen der Pandemie zum Teil monatelang geschlossen waren bzw. weiterhin nur
eingeschrankt arbeiten und auch die Behorden in den Herkunftsstaaten teilweise unerreichbar sind.

Nach dem Abschluss der Ausbildung wird eine Duldung fiir sechs Monate zur Arbeitsplatzsuche
(§ 60c Abs. 6 Satz 2 AufenthG) und bei Arbeitsaufnahme im erlernten Beruf die Aufenthaltserlaub-
nis nach § 19d AufenthG erteilt.

1.4 Konnen Geduldete in Deutschland eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des
Studiums nach § 16b AufenthG beantragen?

Nein. Es gibt zwar einen Rechtsanspruch auf die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Auf-
enthG, vorausgesetzt wird aber die Einhaltung des Visumsverfahren vom Ausland aus oder aber ein
Voraufenthalt mit einem Aufenthaltstitel (§ 39 Nr. 1 AufenthV). In Zeiten, in denen bedingt durch
die Reisebeschrankungen wegen der Corona-Krise eine Riickreise nicht moglich ist, konnte nach § 5
Abs. 2 Satz 2 AufenthG auf das Visumsverfahren verzichtet werden. Auch das ist jedoch nicht mog-
lich, wenn die Einreise nach Deutschland durch einen unerlaubten Grenzlbertritt erfolgte und da-
mit ein Ausweisungsinteresse begriindet wurde (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG).

1.5 Konnen Geduldete nach dem Abschluss des Studiums eine Aufenthaltserlaubnis
erhalten?

Ill

Ja. In § 19d AufenthG findet sich eine spezielle Vorschrift fir den sog. ,,Spurwechsel“ von einer Dul-
dung in einen rechtmaBigen Aufenthalt. Speziell fiir die Absolvent*innen eines Studiums an einer
deutschen Hochschule regelt § 19d Abs. 1 Nr. 1 AufenthG, dass die Aufenthaltserlaubnis fir die Aus-
Ubung ,einer der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschéftigung” erteilt wird. Es muss
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also ein Arbeitsvertrag vorgelegt werden, der eine Stellenbeschreibung enthalt, die nach dem Ni-
veau und dem Inhalt zum Studienabschluss passt.

Die Aufenthaltserlaubnis wird fiir zwei Jahre erteilt, im Anschluss daran kann in eine Aufenthalts-
erlaubnis zu Erwerbszwecken nach § 18b AufenthG gewechselt werden.

2 Konnen Asylsuchende und Geduldete in Deutschland wahrend eines
Studiums arbeiten?

Der Zugang zum Arbeitsmarkt hangt fiir Asylsuchende und Geduldete von der Dauer ihres Aufent-
halts, der Art der Unterbringung, der Herkunft und der Erflllung der Mitwirkungspflichten ab.

Selbststandige Tatigkeiten sind generell nicht gestattet.

2.1 Wann kann eine Beschaftigungserlaubnis wahrend eines Asylverfahrens erteilt
werden?

Zu unterscheiden ist hier zwischen zwei Phasen des Asylverfahrens:

1. Phase: Aufenthalt in einer Landesaufnahmeeinrichtung (AnkER-Zentren,
Erstaufnahmeeinrichtung, Zentrale Unterbringungseinrichtung)

= In den ersten neun Monaten besteht ein Arbeitsverbot (§ 61 Abs. 1 AsylG).

= Ab dem 10. Monat kann die Ausldanderbehorde eine Beschaftigung erlauben. Hierflir muss
die Arbeitsagentur (AA) zustimmen, wobei aber nur die Beschaftigungsbedingungen geprift
werden. Fir betriebliche Ausbildungen, Praktika, Freiwilligendienste ist keine Zustimmung
der AA erforderlich (§ 61 Abs. 1 Nr. 2 AsylG, § 32 BeschV).

Asylsuchende aus sog. ,,sicheren Herkunftsstaaten“ (alle Balkanstaaten, Ghana und Senegal)
sind von jeder Beschaftigung ausgeschlossen (§ 61 Abs. 1 Nr. 3 AsylG).

Asylsuchende, deren Antrag als ,offensichtlich unbegriindet” oder als ,,unzuldssig” abge-
lehnt wurde, unterliegen ebenfalls einem Arbeitsverbot; es sei denn, das Verwaltungsgericht
hat die aufschiebende Wirkung der Klage wiederhergestellt (§ 61 Abs. 1 Nr. 4 AsylG).

Asylsuchende, die eine Duldung erhalten, weil ihr Antrag zwar abgelehnt wurde, jedoch
noch ein gerichtliches Verfahren anhangig ist, kdnnen nach sechs Monaten — nicht des Auf-
enthalts, sondern der Ausstellung der Duldung — eine Beschaftigungserlaubnis erhalten (§ 61
Abs. 1 Satz 3 AsylG).

2. Phase: Asylsuchende, die von den Kommunen untergebracht werden

= Sie kdnnen bereits nach drei Monaten Aufenthalt in Deutschland eine Beschaftigungser-
laubnis erhalten (§ 61 Abs. 2 AsylG). Relevant ist dies vor allem fiir Asylsuchende mit minder-
jahrigen Kindern, die bereits nach sechs Monaten aus den Landesunterkiinften entlassen
werden muissen (§ 47 Abs. 1 AsylG).
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Welche Sozialleistungen kdnnen Asylsuchende und Geduldete wahrend eines Studiums erhalten?

= Die Arbeitsverbote fiir Menschen aus sog. ,,sicheren Herkunftsstaaten* und fiir Asylsuchen-
de, deren Antrage als ,offensichtlich unbegriindet” oder ,,unzulassig” abgelehnt wurden,
gelten auch bei Unterbringung in der Kommune.

2.2 Wann kdénnen Geduldete eine Beschaftigungserlaubnis erhalten?

Geduldete (auRerhalb des Asylverfahrens) kénnen nach drei Monaten (seit der ersten Registrie-
rung) eine Beschaftigungserlaubnis erhalten. Hierflir muss die Arbeitsagentur (AA) zustimmen, wo-
bei aber nur die Beschaftigungsbedingungen geprift werden. Fir betriebliche Ausbildungen, Prak-
tika, Freiwilligendienste ist keine Zustimmung der AA erforderlich (§ 4a AufenthG, § 32 BeschV).

Nach vier Jahren erhalten sie eine uneingeschrankte Beschaftigungserlaubnis fiir jede Beschafti-
gung (§ 32 Abs. 2 Nr. 5 BeschV).

Ein striktes Arbeitsverbot wird jedoch erteilt:

= allen Geduldeten aus sog. ,sicheren Herkunftsstaaten” (Balkanstaaten, Ghana und Senegal),
die seit dem 1.9.2015 eingereist sind oder einen férmlichen Asylantrag gestellt haben (§ 60a
Abs. 6 Nr. 3 AufenthG),

= Geduldeten, die eingereist sind, um Leistungen nach dem AsylbLG zu beziehen (§ 60a Abs. 6
Nr. 1 AufenthG),

» Geduldeten, die selbstverschuldet nicht abgeschoben werden kénnen (§ 60a Abs. 6 Nr. 2
AufenthG). Damit werden vor allem Personen erfasst, die an der Klarung ihrer ldentitat nicht
ausreichend mitwirken. Ihnen wird zugleich eine ,Duldung fir Personen mit ungeklarter
Identitat” nach § 60b AufenthG erteilt, wodurch der Wechsel in eine Ausbildungsduldung
ausgeschlossen ist (§ 60c Abs. 2 Nr. 1 AufenthG) und auch eine Wohnsitzauflage bestimmt
werden kann, selbst wenn dadurch ein bereits begonnenes Studium unterbrochen werden
muss (§ 60b Abs. 5 AufenthG). Auch die Leistungen nach AsylbLG werden gekiirzt (siehe auch
3.4 in diesem Kapitel).

2.3 Gelten fiir Asylsuchende und Geduldete dieselben Arbeitsrechte wie fiir
deutsche Studierende?

Ja. Da gerade Menschen mit ungesichertem Aufenthalt oft im Arbeitsverhaltnis benachteiligt wer-
den oder ihre Rechte nicht geachtet werden, ist die Kenntnis der Arbeitsschutzrechte, wie in Kapitel
I, 2.4 bis 2.9 beschrieben, besonders wichtig.

3 Welche Sozialleistungen konnen Asylsuchende und Geduldete
wahrend eines Studiums erhalten?

Asylsuchende (Aufenthaltsgestattung) und geduldete Studierende sind in ihren Anspriichen auf So-
zialleistungen erheblich eingeschrankt, weil sie nicht tGber einen rechtmaRigen Aufenthalt verfiigen.
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3.1 Haben Asylsuchende und Geduldete Zugang zur studentischen
Pflichtversicherung?

Ja. Die studentische Pflichtversicherung entsteht unmittelbar mit der Einschreibung fiir einen Stu-
diengang und ist unabhangig vom gewohnlichen oder rechtmaRigen Aufenthalt. Die Kosten fir die
Versicherung miissen von Asylsuchenden und Geduldeten in den ersten 18 Monaten ihres Aufent-
halts jedoch selbst aufgebracht werden oder durch besondere Zuwendungen gedeckt werden, weil
es keine Moglichkeit gibt, sie nach dem AsylbLG zu tibernehmen. Nach dem Ende der studentischen
Pflichtversicherung entsteht die obligatorische freiwillige Versicherung nur, wenn kein Anspruch
mehr auf die Gesundheitsversorgung nach §§ 4, 6 AsylbLG (LSG Rheinland-Pfalz vom 4.7.2019 - L5
KR 311/18; siehe 3.2) besteht.

3.2 Welche Gesundheitsversorgung erhalten Asylsuchende und Geduldete, die
nicht in der studentischen Pflichtversicherung versichert sind?

Asylsuchende und Geduldete, die (noch) nicht fiir ein Fachstudium eingeschrieben sind, erhalten in
den ersten 18 Monaten ihres Aufenthalts lediglich eine eingeschrankte Gesundheitsversorgung
nach dem AsylbLG. Diese umfasst Leistungen bei akuten oder schmerzhaften Erkrankungen (§ 4
AsylbLG) und Leistungen, die zum Erhalt der Gesundheit zwingend notwendig sind (§ 6 AsylbLG). In
einigen Bundeslandern (Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, NRW, Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein, Thiiringen) und dort teilweise nur in einigen Kommunen wurde eine Ge-
sundheitskarte fiir Leistungsberechtigte nach §§ 4,6 AsylbLG eingefiihrt, die es ihnen ermdglicht,
sich unmittelbar ambulant oder stationar behandeln zu lassen (§ 264 Abs. 1 Satz 2 SGB V). In ande-
ren Bundeslandern oder Kommunen benétigen die Betroffenen jeweils einen Berechtigungsschein
des Sozialamts (zustdndiger Leistungstrager flir das AsylbLG).

Nach Ablauf von 18 Monaten (gerechnet ab der ersten Registrierung in Deutschland) erhalten Asyl-
suchende und Geduldete Leistungen analog zu den Leistungen des SGB Xl (Analogleistung). Aus-
genommen von diesem Systemwechsel werden Geduldete, die ihre Aufenthaltsbeendigung durch
selbstverantwortetes Verhalten (Tauschung oder fehlende Mitwirkung) verhindert haben (§2
AsylbLG).

Die Analogleistungen umfassen die Krankenhilfe nach §§ 47 ff. SGB XIlI, die dem Umfang nach den
Leistungen der GKV entspricht. Von einer frei gewahlten Krankenkasse (KK) wird eine Gesundheits-
karte ausgestellt, mit der ambulante und stationare Leistungen unmittelbar in Anspruch genommen
werden konnen (§ 264 Abs. 2 Satz 1 SGB V). Es handelt sich aber nicht um eine Krankenversiche-
rung, sodass auch kein Recht auf eine freiwillige Weiterversicherung entsteht, wenn die Leistungs-
anspriiche nach AsylbLG wegen eigener Einkiinfte entfallen. Genehmigungspflichtige Leistungen
(Reha, Hilfsmittel etc.) mlssen beim Sozialamt, nicht bei der Krankenversicherung, beantragt wer-
den.

Diese Form der Krankenhilfe muss von Studierenden in Anspruch genommen werden, die nicht in
die studentische Pflichtversicherung fallen, also wahrend eines Studienkollegs, eines Promotions-
studiums oder bei Altersiiberschreitung.



Welche Sozialleistungen kdnnen Asylsuchende und Geduldete wahrend eines Studiums erhalten?

3.3 Unter welchen Voraussetzungen kénnen Asylsuchende und Geduldete
BAfoG-Leistungen beziehen?

Asylsuchende sind von Leistungen nach BAf6G ausgeschlossen, es sei denn, sie oder ihre Eltern
waren langjahrig im Bundesgebiet erwerbstatig (siehe hierzu auch Kapitel I, 3.4).

Geduldete haben nach 15 Monaten Aufenthalt Anspruch auf BAf6G (§ 8 Abs. 2a BAf6G). Auch fiir
Geduldete kann dabei die Problematik des ,Zweitstudiums” entstehen, wenn sie im Herkunftsland
schon studiert haben (siehe Kapitel V, 3.2).

3.4 Wann koénnen Asylsuchende und Geduldete Leistungen zum Lebensunterhalt
vom Sozialamt oder vom Jobhcenter beziehen?

Anspriche auf Leistungen des Jobcenters nach SGB Il haben Asylsuchende und Geduldete grund-
satzlich nicht. lhre Anspriiche richten sich immer nur nach dem AsylbLG und miissen beim Sozial-
amt beantragt werden.

In den ersten 18 Monaten des Aufenthalts (gerechnet ab der ersten Registrierung) kénnen Asylsu-
chende (Aufenthaltsgestattung) und Geduldete die Leistungen nach § 3 AsylbLG auch wahrend ei-
nes Studiums weiterbeziehen. Sie sind in dieser Zeit allerdings mit der finanziellen Herausforderung
konfrontiert, den Beitrag zur GKV und die Semestergebiihren entweder aus dem geringen Regel-
bedarf (insgesamt 359 € monatlich in 2021) tragen zu missen oder durch Stipendien bzw. Unter-
stlitzungen Dritter zu finanzieren.

Ab dem 19. Monat und dem Ubergang in sog. Analogleistungen nach § 2 AsylbLG (siehe 3.2) gelten
fiir sie die Regelungen des SGB XII. Allerdings wird der Leistungsausschluss fir Auszubildende nach
§ 22 SGB Xl modifiziert:

Seit dem 1.9.2019 haben auch Studierende einen Anspruch auf Leistungen analog zu SGB XlI;
allerdings entscheidet das Sozialamt nach Ermessen, ob die Leistung als Darlehen oder als Beihilfe
erbracht wird (§ 2 Abs. 1 Satz 3 AsylbLG). Angemessen ware eine Aufteilung der Leistung im Ver-
haltnis von 50/50, um damit fiir die Leistungsberechtigten eine gleiche Belastung zu schaffen wie
fur BAf6G-Empfianger*innen.

Auch Geduldete, die bereits einen Anspruch auf BAf6G haben (nach 15 Monaten Aufenthalt seit
Einreise) konnen ergdnzende Leistungen erhalten, wenn sie bei ihren Eltern wohnen und das BAfoG
zur Existenzsicherung nicht ausreicht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AsylbLG).

Ab dem 19. Monat sind die Beitrage in der studentischen GKV nach § 32 SGB XIl vom Sozialamt zu
iibernehmen.

3.5 Wann haben Asylsuchende und Geduldete Anspriiche auf Kindergeld?

Grundsatzlich sind Asylsuchende und Geduldete von Kindergeldleistungen ausgeschlossen (§ 62
Abs. 2 EStG). Das betrifft sowohl die Anspriiche ihrer Eltern, wenn diese selbst im Bundesgebiet
asylsuchend oder geduldet sind, als auch die Anspriiche fiir eigene Kinder, die in Deutschland leben.

Auch fir Vollwaisen oder Studierende, die nicht in Kontakt zu ihren Eltern treten kdénnen, gilt der
Leistungsausschluss (§ 1 Abs. 3 BKGG).
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Es gibt aber Anspriiche auf Kindergeld fiir einige Sondergruppen:

3.6

= Personen mit einer Beschaftigungsduldung: Seit dem 1.1.2020 werden Personen mit einer

Beschaftigungsduldung, die stets Ehepartner®innen und minderjihrige, unverheiratete Kin-
der einschlieft, auch in die Anspriiche auf Kindergeldzahlungen einbezogen (§ 62 Abs. 2 Nr. 5
EStG, § 1 Abs. 3 Nr. 5 BKGG). Es handelt sich nur um einen sehr kleinen Personenkreis, da die
Beschaftigungsduldung nur Personen erteilt werden kann, die vor dem 1.8.2018 eingereist
sind und schon mindestens 18 Monate in Deutschland arbeiten. Studierende kénnen diese
Leistungsanspriiche nur von ihren Eltern ableiten, weil die Aufnahme eines Studiums neben
einer Vollzeitbeschaftigung kaum denkbar ist.

= Tirkische Staatsangehorige: Der Kindergeldanspruch ergibt sich hier aus lberstaatlichem

Recht:

- Entweder besteht ein Anspruch, wenn Studierende mit tirkischer Staatsangehorigkeit als
Studierende oder freiwillig in der GKV versichert sind oder eine — auch geringfiigige — Be-
schiftigung ausiiben, weil sie dann als Arbeitnehmer*innen im Sinne des Beschlusses
Nr. 3/80 des Assoziationsrates EU/Turkei vom 19.9.1980 gelten, oder

- ihnen steht der Anspruch aus Art. 1 Abs. 1 d des Vorldufigen Europdischen Abkommens
(Gesetz vom 7.5.1956, BGBI. 11 1956, 507) nach einem sechsmonatlichen Aufenthalt zu
(BFH vom 17.6.2010 — lll R 42/09).

Mittelmeerabkommen: Algerien, Marokko, Tunesien: Kindergeldanspriiche bestehen nach
den sog. Mittelmeerabkommen zwischen der EU und den Maghreb-Staaten (Algerien 2005,
ABI. L 265 vom 10.10.2005; Marokko 1996, ABI. 2000 L 70, 2; Tunesien 1995, ABI. 1998 L 97,
2). Die Anspriiche setzen eine Mitgliedschaft in einem deutschen Sozialversicherungszweig
(studentische oder freiwillige Versicherung in der GKV) voraus oder eine Beschaftigung, El-
ternzeit, ALG I-Bezug.

Abkommen mit den Nachfolgestaaten Jugoslawiens: Hier profitieren nur noch Bosnien-Her-
zegowina, Kosovo, Montenegro und Serbien von den alten Sozialversicherungsabkommen
mit Jugoslawien; die Abkommen mit Nordmazedonien und Kroatien (irrelevant, weil EU-Mit-
gliedstaat) sind erloschen. Die Kindergeldzahlungen sind hier aber abhangig von einer sozial-
versicherungspflichtigen Beschaftigung. Minijobs zdahlen nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs nicht als sozialversicherungspflichtige Beschaftigung (BFH vom 21.2.2008 — Il R 79/03);
diese Einschatzung konnte jedoch durch die Rentenversicherungspflicht der Minijobs zu
revidieren sein.

Welche weiteren Familienleistungen kénnen Asylsuchende und Geduldete
beziehen?

Asylsuchende und Geduldete sind ebenso von Leistungen des Kinderzuschlags, des Elterngeldes
und des Unterhaltsvorschusses ausgeschlossen.

Der Kinderzuschlag (§ 6a BKGG) wird jedoch immer dann gezahlt, wenn auch Kindergeld geleistet
wird, sodass die Kindergeldberechtigten aus den Abkommensstaaten auch einen Anspruch auf Kin-
derzuschlag haben.



Welche Sozialleistungen kdnnen Asylsuchende und Geduldete wahrend eines Studiums erhalten?

Hinsichtlich des Elterngeldes und des Unterhaltsvorschusses gelten folgende Sonderregelungen:

= Beschaftigungsduldung: Seit dem 1.1.2020 werden Personen mit einer Beschaftigungs-
duldung, die stets Ehepartner®innen und minderjihrige, unverheiratete Kinder einschlieRt,
auch in die Anspriiche auf Elterngeld und auf Unterhaltsvorschuss einbezogen.

= Tirkische Staatsangehérige: Turkischen Arbeitnehmer®innen und ihren Familienangehdri-
gen stehen nach Art. 3 Abs. 1 ARB Nr. 3/80 Familienleistungen unabhangig vom Aufenthalts-
status zu. Das gilt jedoch nicht fiir den Unterhaltsvorschuss, der nicht in die Koordinierung
der sozialen Sicherheit einbezogen wurde. Voraussetzung fiir den Bezug von Elterngeld ist
aber einerseits, dass sie zumindest Mitglied eines Sozialversicherungssystems sind, etwa als
gesetzliches oder freiwilliges Mitglied der GKV, und anderseits, dass sie ihren Wohnort in
Deutschland haben. Dafiir reicht es nicht, dass ihnen ein Aufenthaltsrecht lediglich zur
Durchfiihrung eines Verfahrens zusteht. Aus diesem Grunde bleiben tiirkische Staatsangeho-
rige wahrend eines Asylverfahrens von den Familienleistungen (ausgenommen das Kinder-
geld und der Kinderzuschlag) ausgeschlossen. Kommt es jedoch zu einer Anerkennung eines
Schutzstatus, bestehen Anspriiche auf Nachzahlung der Familienleistungen (BSG vom
5.10.2006 — B 10 EG 6/04 R). Geduldete haben dann Anspriiche auf Kindergeld, wenn ent-
weder ein langerfristiges Abschiebehindernis (z. B. aus familidren Griinden) vorliegt oder die
Duldung zu einem langerfristigen Zweck (u. a. zur Beendigung des Studiums) erteilt wurde
(BMFSFJ, Richtlinien zum BEEG 1.7.2.5 und 1.7.2.6, Stand 2/2020, https://www.elterngeld.net,
Richtlinien, 20.5.2020).

= Staatsangehdrige von Algerien, Marokko und Tunesien: Fiir die Angehérigen der Maghreb-
Staaten gelten auf der Grundlage der Mittelmeerabkommen (Art. 65 der Europa-Mittelmeer-
Abkommen mit Marokko und Tunesien, Art. 68 Europa-Mittelmeer-Abkommen mit Algerien)
far das Elterngeld die gleichen Grundsatze wie fir tirkische Staatsangehoérige (BMFSFJ,
Richtlinien zum BEEG 1.7.2.5 und 1.7.2.6, Stand 2/2020, https://www.elterngeld.net,
Richtlinien, 20.5.2020). Auch hier ist der Unterhaltsvorschuss nicht einbezogen.

3.7 Welche Anspriiche haben Asylsuchende und Geduldete bei Schwangerschaft
und Geburt?

Nach § 3 AsylbLG sind keine Mehrbedarfszuschlage wiahrend der Schwangerschaft oder fir allein-
erziehende Eltern vorgesehen. Auch die einmaligen Leistungen sind nicht ausdriicklich geregelt.
Einzelne Bedarfe kdnnen jedoch entweder als Hausrat nach § 3 AsylbLG oder als Leistungen nach
§ 6 AsylbLG geltend gemacht werden.

Wenn ab dem 19. Monat Leistungen analog zum SGB XlI erbracht werden (§ 2 AsylbLG), bestehen
auch die Anspriiche auf Mehrbedarfszuschlage bei Schwangerschaft und Geburt.

In Hinblick auf die eingeschrankten Leistungen in den ersten 18 Monaten sind die Leistungen aus
der Bundesstiftung Mutter und Kind besonders wichtig. Hier gibt es keine Leistungseinschrankun-
gen. Zu den Details siehe Kapitel Il, 3.8.

Flr die Zahlung von Mutterschaftsgeld gibt es keine Besonderheiten (siehe Kapitel Il, 3.8).
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3.8 Unter welchen Voraussetzungen kénnen Asylsuchende und Geduldete
Wohngeld beziehen?

Asylsuchende und Geduldete kdnnen Wohngeld beziehen, wenn sie tiber eigenes Einkommen ver-
fligen und keine Leistungen nach dem AsylbLG beziehen (§ 3 Abs. 5 Nr. 2 und Nr. 4 WoGG). Fir eine
Einzelperson muss das eigene Einkommen mindestens bei ca. 500-550 € monatlich liegen.

3.9 Konnen Asylsuchende und Geduldete einen Wohnberechtigungsschein
erhalten?

Fir Asylsuchende ist der Wohnberechtigungsschein ausgeschlossen, weil sie nicht tGber einen dau-
erhaften Wohnsitz im Sinne des § 27 Abs. 2 WoFG verfiligen. Dieser wird erst dann angenommen,
wenn ein weiterer Aufenthalt von mindestens einem Jahr zu erwarten ist.

Fiir Geduldete ist die Erteilung dann moglich, wenn die Auslanderbehdrde bescheinigt, dass mit
einer Aufenthaltsbeendigung nicht vor Ablauf eines Jahres zu rechnen ist (so etwa Wohnraumnut-
zungsbestimmungen NRW vom 8.5.2014, zu § 18, 8.1, (Ministerialblatt NRW, Ausgabe 2014, Nr. 17)).
Das gilt insbesondere fir die Inhaber*innen einer Ausbildungsduldung, etwa wihrend eines dualen
Studiums (VG Berlin vom 2.7.2019 — 8 K 202.18).

3.10 Konnen Asylsuchende und Geduldete besondere Leistungen zum Ausgleich
einer Behinderung beanspruchen?

Solange sich der Leistungsbezug nach § 3 AsylbLG richtet (erste 18 Monate), kdnnen keine Leistun-
gen nach §§ 90 ff. SGB IX bezogen werden. Erforderliche Hilfen kdnnen aber nach § 6 AsylblLG er-
bracht werden, wenn sie zur Sicherung der Gesundheit oder der Deckung besonderer Bedarfe von
Kindern erforderlich sind. Es handelt sich zwar um eine Ermessensregelung, soweit aber die Grund-
rechte auf Leben und Gesundheit oder das Kindeswohl beriihrt sind, wird dieses Ermessen redu-
ziert, sodass ein Anspruch auf die Leistung besteht. In Betracht kommen vor allem Leitungen fir
Assistenzen oder zur Aufrechterhaltung eines Haushalts, zur Finanzierung von Hilfsmitteln, Fahr-
diensten und Therapien bei psychischen Erkrankungen sowie Pflegedienstleistungen. Leistungen,
die ausschlieBlich darauf ausgerichtet sind, ein Studium zu erméglichen, werden meist nicht bewil-
ligt, weil sie nicht zur Sicherung der Gesundheit dienen. Fir die Kinder von Studierenden kommen
auch Malnahmen zur Friihforderung, Logopéadie und Schulbegleitung in Betracht (Frings et al.,
2018, Rn. 1173, S. 370).

Sobald Analogleistungen nach § 2 AsylbLG erbracht werden (ab dem 19. Monat), kdnnen auch Leis-
tungen nach §§ 90 ff. SGB IX gewahrt werden (§ 2 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG). Allerdings sind die Ein-
schrankungen durch § 100 Abs. 1 SGB IX zu beachten. Danach werden Eingliederungshilfen bei Per-
sonen ohne einen auf Dauer ausgelegten Aufenthaltstitel nur nach Ermessen erbracht und nur,
soweit es im Einzelfall gerechtfertigt ist. Damit unterscheiden sich die Kriterien im Wesentlichen
nicht von denen des § 6 AsylbLG; es kommt vor allem darauf an, ob durch eine Ablehnung der Leis-
tung zugleich auch Grundrechte der Betroffenen berihrt wiirden. In der Praxis finden sich aber
immer wieder Bescheide, die eine Leistung ohne jede Priifung mit dem Verweis auf § 100 Abs. 1
SGB IX ablehnen. Derartige Bescheide sind schon wegen der fehlenden Ermessensausiibung rechts-
widrig.



V Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis

zu einem anderen Zweck als dem Studium

Zusatzlich zu den bereits genannten Gruppen gibt es natlirlich Studierende ohne deutsche Staats-
angehorigkeit, die nicht zum Zweck des Studiums nach Deutschland gekommen sind.

Uberwiegend handelt es sich um Bildungsinldnder*innen mit einem verfestigten Aufenthalt (Nie-
derlassungserlaubnis), die sich in ihrer Rechtsstellung wahrend des Studiums kaum von deutschen
Staatsangehdrigen unterscheiden, es sei denn, sie verlassen Deutschland fir langere Zeit oder sie
bekommen Probleme bei der Verlangerung ihres Nationalpasses.

Bei den befristeten Aufenthaltserlaubnissen werden drei zentrale Aufenthaltszwecke unterschie-
den: Erwerbs- und Ausbildungsgriinde, familidre Griinde und humanitire Griinde. Daneben kann
es noch einige seltene Sondergriinde geben.
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V Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Zweck als dem Studium

1 Welche Aspekte miissen bei der Aufnahme eines Studiums
beriicksichtigt werden?
1.1 Gibt es Besonderheiten bei der Zulassung zum Studium?

Nein. Die Zulassung unterscheidet sich lediglich danach, ob die Hochschulzugangsberechtigung in
Deutschland erworben wurde oder ob ausldandische Zeugnisse noch anerkannt werden missen
bzw. Studienvorbereitungen (Feststellungspriifung, Sprachzertifikate) erforderlich sind.

1.2

Kann das Aufenthaltsrecht durch die Aufnahme eines Studiums gefahrdet
werden?

Durch die Aufnahme eines Studiums kann es zu einer Gefahrdung des bestehenden Aufenthalts-
rechts kommen, wenn:

der Zweck des Aufenthalts entfillt oder geandert wird. Hiervon betroffen sind die Aufent-
haltserlaubnisse zum Zweck der Erwerbstatigkeit oder der Ausbildung. Sie sind gebunden an
einen ganz bestimmten Arbeitsplatz, eine selbststandige Tatigkeit oder ein Aus- oder Wei-
terbildungsverhaltnis. Es kann also ein Studium aufgenommen werden, aber nur, wenn die
bisherige Tatigkeit weiter beibehalten wird. Da ein Vollzeitstudium neben einer den vollen
Lebensunterhalt sichernden Erwerbstatigkeit schwierig werden diirfte, kommen vor allem
berufsbegleitende Studiengange in Betracht. Allerdings sind viele Masterstudiengange
durchaus mit einer Erwerbstatigkeit vereinbar. Soll die Erwerbstatigkeit aufgegeben werden,
so muss die Aufenthaltserlaubnis in eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums nach
§ 16b AufenthG umgewandelt werden. Dazu muss dann der Lebensunterhalt gesichert wer-
den (siehe Kapitel Il, 1.1.2).

die Voraussetzung des gesicherten Lebensunterhalts nicht mehr erfiillt werden kann. In
der Regel setzen die Aufenthaltserlaubnisse einen gesicherten Lebensunterhalt voraus, es
muss also stets geprift werden, ob dieser weiterhin gesichert ist. Bei der Prifung diirfen
Leistungen nach BAf6G und auch Familienleistungen als Lebensunterhaltssicherung berick-
sichtigt werden (§ 2 Abs. 3 AufenthG), nicht aber aufstockende Leistungen nach SGB 11/SGB
Xll. Es kommt also wesentlich darauf an, ob Anspriiche auf Ausbildungsbeihilfen bestehen.
Es gibt auch einige humanitdre Aufenthaltserlaubnisse, bei denen es nicht auf die Sicherung
des Lebensunterhalts ankommt, dazu gehoren insbesondere Gefliichtete mit einem Schutz-
status, der durch eine Entscheidung des BAMF vermittelt wurde (§ 25 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3
AufenthG), oder Personen, die als Gefliichtete aufgenommen wurden (§ 23 Abs. 1, Abs. 2,
Abs. 4 AufenthG). Fir diese Gruppen sind alle Sozialleistungen wahrend eines Studiums un-
schadlich.



Welche Aspekte miissen bei der Aufnahme eines Studiums berlcksichtigt werden?
Kénnen Drittstaatsangehdrige mit Aufenthaltserlaubnissen zu anderen Zwecken wahrend des Studiums unbeschrankt arbeiten?

1.3 Gibt es Besonderheiten, wenn ein Teil des Studiums im Ausland verbracht wird?

Ja. Studierende ohne deutsche Staatsangehorigkeit missen zunachst klaren, welche Visumsanfor-
derungen fiir ein Studium im Ausland gestellt werden.

Innerhalb der EU gilt, dass sich Personen, die iber einen Aufenthaltstitel eines Mitgliedstaates ver-
figen, bis zu 90 Tage visumsfrei in der EU/EWR/Schweiz aufhalten dirfen. Das gilt nicht fir GroR-
britannien und die Republik Irland.

In Hinblick auf die Corona-Pandemie kénnen noch langere Zeit Sonderregelungen gelten.

Bei allen langer andauernden Aufenthalten hdangen die Visumsanforderungen von der Staatsange-
horigkeit ab und missen mit den jeweiligen konsularischen Vertretungen abgeklart werden.

Gleichzeitig ist auch darauf zu achten, dass der deutsche Aufenthaltstitel erlischt, wenn bestimm-
te Fristen liberschritten werden:

= Befristete Aufenthaltstitel erléschen, wenn die Inhaber*innen sich ldnger als sechs Monate
im Ausland aufhalten (§ 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG). Schon vor Ablauf von sechs Monaten er-
I6schen die Aufenthaltstitel, wenn die Ausreise nach dem Gesamteindruck (Abmeldung, Ver-
kauf einer Wohnimmobilie, Ausreise mit der Familie, Kiindigung eines Arbeitsverhaltnisses)
endgliltig erfolgen sollte (§ 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG).

= Niederlassungserlaubnisse erl6schen bei einem Voraufenthalt von 15 Jahren erst nach zwolf
Monaten (§ 51 Abs. 10 Satz 2 AufenthG). Sie erléschen nicht, wenn der Lebensunterhalt ge-
sichert ist und keine schwerwiegenden Ausweisungsinteressen bestehen (§ 51 Abs. 2 Auf-
enthG). Die Niederlassungserlaubnis eines*r mit einer*m deutschen Staatsangehdorigen ver-
heirateten Drittstaatsangehorigen erlischt nicht, es sei denn, es liegt ein schwerwiegendes
Ausweisungsinteresse vor (§ 51 Abs. 2 Satz 2 AufenthG). Im Ubrigen erléschen auch Nieder-
lassungserlaubnisse wie befristete Aufenthaltstitel.

= Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU (§ 9a AufenthG) erlischt erst nach zwolf Monaten
(8§51 5.9 Nr. 3 AufenthG).

= Die Blaue Karte EU und die Aufenthaltserlaubnisse fir Familienangehérige von Inhaber*in-
nen der Blauen Karte EU erléschen ebenfalls erst nach zwolf Monaten (§ 51 Abs. 10 Satz 1
AufenthG).

2 Konnen Drittstaatsangehorige mit Aufenthaltserlaubnissen zu
anderen Zwecken wahrend des Studiums unbeschrankt arbeiten?

Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist nicht fiir alle Aufenthaltstitel gleich geregelt, deshalb hangt die
Beantwortung der Frage von der Art des Aufenthaltstitels und der konkreten Eintragung im Aufent-
haltstitel ab.
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2.1 Was gilt, wenn der Aufenthaltstitel mit einer Erwerbserlaubnis verbunden ist?

Wenn der Aufenthaltstitel keine Beschrankungen enthalt, ist er mit einer umfassenden Erwerbser-
laubnis verbunden (§ 4a Abs. 1 AufenthG). Es kann jedes Beschaftigungsverhaltnis eingegangen
werden und auch jede gewerbliche oder freiberufliche selbststandige Tatigkeit ausgelbt werden.

Eine unbeschrankte Erwerbserlaubnis gilt fiir folgende Aufenthaltstitel:

= Niederlassungserlaubnis (§§ 9, 18c, 26, 35 AufenthG) und Erlaubnis zum Daueraufenthalt-
EU (§ 9a AufenthG),

= alle familidren Aufenthaltserlaubnisse (§§ 28, 30, 31, 32, 34, 36 AufenthG),

» die humanitidren Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 22 (Aufnahme im Einzelfall), 23 Abs. 2
(Aufnahme als Gruppe), 23 Abs. 4 (Resettlement), 23a (Hartefall), 25 Abs. 1 (Asylberechti-
gung), 25 Abs. 2 (Flichtlingsanerkennung und subsididrer Schutz), 25a (Bleiberecht fiir gut
integrierte Jugendliche), 25b (Bleiberecht fiir langjahrig Geduldete) AufenthgG,

» Aufenthaltserlaubnis nach einer Rickkehr (§ 37 AufenthG) und fir ehemalige Deutsche
(§ 38 AufenthG),

= Aufenthaltserlaubnis zur Suche nach einem Arbeitsplatz nach einer abgeschlossenen
Ausbildung oder einem Studium in Deutschland (§ 20 Abs. 3 AufenthG).

2.2 Was gilt, wenn der Aufenthaltstitel nur eine bestimmte Beschaftigung erlaubt?

Wenn der Aufenthaltstitel eine bestimmte Beschéftigung oder eine selbststandige Tatigkeit benennt,
darf keine andere Tatigkeit aufgenommen werden. Es kann jedoch beantragt werden, die Beschifti-
gungserlaubnis fir eine andere Tatigkeit oder dieselbe Tatigkeit bei anderen Arbeitgebenden zu
erlauben. Auch kdnnen Nebentatigkeiten genehmigt werden, wenn dadurch der Zweck des Aufent-
halts nicht beeintrachtigt wird (§ 4a Abs. 1 bis Abs. 3 AufenthG).

Mit Beschrankungen der Erwerbstatigkeit werden folgende Aufenthaltstitel versehen:

» die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betrieblichen Ausbildung (§ 16a AufenthG), einer
Anerkennungsmalnahme (§ 16d AufenthG), eines Praktikums (§ 16e AufenthG),

= die Aufenthaltserlaubnis zur Ausiibung einer Beschaftigung (§§ 18a, 18b Abs. 1, 18d, 18f,
19c, 19e AufenthG),

= die Blaue Karte EU (§ 18b Abs. 2 AufenthG),

= die ICT-Karte und mobiler ICT-Karte (§§ 19, 19b AufenthG),

» selbststindige Tatigkeit (§ 21 AufenthG).

Wird neben der Erwerbstatigkeit, die den Aufenthaltszweck bestimmt, ein Studium aufgenommen,
so kann es notwendig werden, den Arbeitsplatz zu wechseln (6rtlich) oder den Arbeitsvertrag zu
andern (zeitlich). Eine solche Anderung erfordert in der Regel die Zustimmung der Arbeitsagentur
und liegt im Ermessen der Auslanderbehorde. Die Arbeitsagentur prift in den meisten Fallen ledig-
lich die Arbeitsbedingungen, die Auslanderbehdrde wird entscheidend darauf abstellen, ob der Le-
bensunterhalt weiter gesichert ist, und zwar so, dass kein Anspruch auf ergdnzende Leistungen be-
steht. Die Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und Studium muss plausibel sein.
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Beispiel

Soraya aus Montenegro hat in Deutschland ein BWL-Studium (Bachelor) absolviert und arbeitet
jetzt bei einem grolRen Lebensmittelkonzern in KolIn. Sie hat eine Aufenthaltserlaubnis nach

§ 18b A s. 1 AufenthG fir diese Tatigkeit. In Absprache mit ihren Arbeitgebenden mdéchte sie
nun ein Masterstudium mit dem Schwerpunkt Personalwesen absolvieren. lhre Arbeitgebenden
werden sie dafiir acht Stunden in der Woche freistellen. Soraya soll das Studium in Miinchen
absolvieren und dafiir zu einer AuRenstelle des Konzerns in Miinchen wechseln. Sie muss nun
die in der Aufenthaltserlaubnis eingetragene Beschaftigungserlaubnis auf einen anderen
Arbeitsort wechseln. Die Arbeitsagentur wird diesem Wechsel zustimmen, weil die neue
Vereinbarung keinerlei Benachteiligungen fiir Soraya enthalt und die Auslanderbehorde — dann
in Miinchen — wird die Nebenbestimmung zur Aufenthaltserlaubnis entsprechend andern, weil
der Lebensunterhalt weiterhin in gleicher Weise gesichert ist und die Vereinbarkeit von Er-
werbstatigkeit und Studium plausibel ist.

Aufenthaltserlaubnisse zum Zweck der betrieblichen Ausbildung berechtigen zu einer Nebenbe-
schaftigung von bis zu zehn Wochenstunden (§ 16a Abs. 3 AufenthG).

2.3  Was gilt, wenn fiir eine Beschaftigung die Genehmigung der Auslanderbehorde
eingeholt werden muss?

Einige Aufenthaltstitel ermoéglichen zwar eine Erwerbstatigkeit, aber nur mit einer gesonderten Ge-
nehmigung der Ausldanderbehérde, bei der spezifische Voraussetzungen zu beachten sind:

» Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Suche nach einem Ausbildungs- (§ 17 Abs. 1 AufenthG),
Studien- (§ 17 Abs. 2 AufenthG) oder Arbeitsplatz (§ 20 Abs. 1 und Abs. 2 AufenthG). Die Auf-
enthaltserlaubnis darf nicht mit einer Beschaftigungserlaubnis verbunden werden.

= Humanitare Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 23 Abs. 1, 25 Abs. 3, 25 Abs. 4 Satz 1, 25 Abs. 4a
Satz 1, 25 Abs. 4b, 25 Abs. 5 AufenthG berechtigen nicht zu jeder Erwerbstatigkeit, sie wer-
den jedoch nach § 31 BeschV mit einer allgemeinen Beschaftigungserlaubnis verbunden, die
die Aufnahme jeder abhangigen Beschaftigung ermdglicht. Eine selbststandige Tatigkeit muss
aber immer gesondert genehmigt werden.

3 Welche Sozialleistungen kénnen Studierende mit sonstigen
Aufenthaltstiteln wahrend ihres Aufenthalts in Anspruch nehmen?

Zur allgemeinen Orientierung lasst sich sagen, dass unbefristete Aufenthaltstitel (Niederlassungs-
erlaubnis und Erlaubnis zum Daueraufenthalt EU) mit einem Anspruch auf alle Sozialleistungen ver-
bunden sind, die auch Deutschen zustehen.

Aufenthaltserlaubnisse aus familidren Griinden eréffnen den Zugang zu Sozialleistungen, es gibt
aber Einschrankungen bei den Leistungen nach BAf6G und bei der Eingliederungshilfe.

Ahnlich sieht es bei der Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken aus, allerdings nur, wenn die Tatig-
keit nicht von vorneherein zeitlich befristet ist.
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Aufenthaltserlaubnisse zu Ausbildungszwecken, zur Ausbildungs-, Studienplatz- oder Arbeitssuche
schlieBen Sozialleistungsbeziige weitgehend aus.

Bei den humanitaren Aufenthaltserlaubnissen ist zwischen denen zu unterscheiden, die auf einen
langfristigen Verbleib ausgerichtet sind, und denen, die nur einen voriibergehenden Aufenthalt ab-
sichern.

3.1 Gibt es Besonderheiten bei der studentischen Pflichtversicherung oder der
Familienversicherung?

Nein. Drittstaatsangehdérige Studierende, deren Eltern oder Ehepartner®innen in Deutschland der
GKV angehdéren, sind bis zum 25. Geburtstag vorrangig als Familienangehorige (§ 10 SGB V) versi-
chert. Wer nicht familienversichert ist, verfiigt zumeist Uber eine Vorversicherung (als Beschaftig-
te*r, Schuler®in, Familienversicherte®r etc.) und kann sich wahrend einer studienvorbereitenden
MaBnahme freiwillig versichern. Mit Einschreibung in einen Fachstudiengang erfolgt dann die stu-
dentische Pflichtversicherung (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V). Eine Befreiung und private Versicherung wére
hier besonders unglinstig, da in den allermeisten Fallen ein dauerhafter Verbleib in Deutschland mit
eventueller Familiengriindung (familienversicherte Kinder) geplant ist.

3.2 Unter welchen Voraussetzungen kénnen Studierende mit sonstigen
Aufenthaltstiteln BAf6G-Leistungen beziehen?

Insgesamt gibt es drei verschiedene Anspruchssituationen:
Einen Anspruch auf BAf6G ohne Wartezeit haben (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BAf6G):

» Studierende mit einer familidren Aufenthaltserlaubnis als Ehepartner*innen oder Kinder
(auch volljahrige), wenn das Aufenthaltsrecht von einem Stammberechtigten mit deutscher
Staatsangehorigkeit oder mit Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt
EU abgeleitet wird,

= Studierende, die als Asylberechtigte™r oder als Fliichtling anerkannt wurden oder einen
subsididren Schutzstatus erhalten haben (§ 25 Abs. 1 und 2 AufenthG),

= Studierende, die aus humanitaren Griinden aus dem Ausland aufgenommen wurden
(8§ 22, 23 AufenthG),

= Studierende, die aus humanitaren Griinden ein Bleiberecht in Deutschland erhalten haben
(8§ 23a, 25a, 25b AufenthG),

= Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis als Riickkehrer oder ehemalige Deutsche
(8§ 37, 38 AufenthG).

Einen Anspruch auf BAf6G nach einem Voraufenthalt (erlaubt, geduldet und gestattet) von 15 Mo-
naten haben (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BAf6G):

= Studierende mit einer familidren Aufenthaltserlaubnis als Ehepartner*innen oder Kinder
(auch volljahrige), wenn das Aufenthaltsrecht von einem Stammberechtigten mit einer
(befristeten) Aufenthaltserlaubnis abgeleitet wird oder nachdem ihnen eine Aufenthalts-
erlaubnis fir ein eigenstandiges Bleiberecht (§ 31 AufenthG) erteilt wurde. Auf diese Weise
kénnen auch Ehepartner®innen von Studierenden einen BAf6G-Anspruch erlangen, obwohl
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die*der Stammberechtigte keinen BAf6G-Anspruch hat. Vergessen wurden hier allerdings
die Familienangehdrigen von Inhabern einer Blauen Karte EU. Diese kénnen den Anspruch
auf Ausbildungsférderung jedoch unmittelbar aus Art. 13 der RL zur Blauen Karte EU
2009/50/EG ableiten.

= Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis wegen eines Abschiebehindernisses (§ 25
Abs. 3 und Abs. 5 AufenthG),

= Studierende mit einem auf Dauer angelegten humanitdren Aufenthalt (§ 25 Abs. 4 Satz 2
AufenthG, § 8 Abs. 2 Nr. 2 BAf6G).

Keinen Anspruch auf BAfoG haben:

= Studierende, die sich zu Ausbildungs- und Erwerbszwecken in Deutschland aufhalten
(8§ 16—21 AufenthG),

= Studierende, deren Aufenthaltserlaubnis nur aus einem voriibergehenden humanitaren
Grund erteilt wurde (§§ 25 Abs. 4 Satz 1, 25 Abs. 4a, 25 Abs. 4b AufenthG).

Besondere Probleme kdnnen auftreten, wenn Studierende — insbesondere Gefliichtete — bereits
im Herkunftsland ein Studium begonnen oder abgeschlossen haben (siehe grundlegend Knuth,
SozSich 2020, 193 ff.):

Wurde im Herkunftsland bereits ein Studium abgeschlossen, so wird dadurch die Férderung eines
weiteren Studiums in der Regel ausgeschlossen (§ 7 Abs. 1 BAf6G). Voraussetzung ist aber, dass das
bisherige Studium zu einer Berufsausiibung in Deutschland qualifiziert oder eine Berufsausiibung
im Herkunftsland zumutbar ist (BVerwG vom 8.8.2019 -5 C 6/18).

Auf die Berufsausiibung im Herkunftsland kann nur dann verwiesen werden, wenn es zu Beginn
dieses Studiums eine echte Wahlmoglichkeit zwischen einem Studium im Herkunftsland und in
Deutschland gab. Dieser Grundsatz wurde entwickelt, um Studierenden, die sich aus freien Stilicken
fur ein Studium im Ausland entschieden hatten, kein weiteres Studium in Deutschland zu finanzie-
ren.

In der Verwaltungsvorschrift zum BAfoG (VwV 7.1.15) wird aber ausschlieBlich darauf abgestellt, ob
das Ausreiseland durch rechtliche Restriktionen eine Einreise nach Deutschland zum Zweck des
Studiums verhindert hatte. Diese Auslegung ist nach den ausdriicklichen Feststellungen des BVerwG
(vom 8.8.2019 — 5 C 6/18, Rn. 19 f.) zu eng; ebenso muss aber beriicksichtigt werden, ob die Zulas-
sungsvoraussetzungen fiir ein Studium in Deutschland vorlagen. Die VwV sind daher insoweit nicht
anwendbar.

Auch eine Riickkehr ins Herkunftsland ist Gefliichteten mit Schutzstatus ebenso wie Familienange-
horigen von Deutschen oder Spataussiedlern (BVerwG vom 10.4.2008 —5 C 12.07) nicht zumutbar.

Es kann auch nicht darauf ankommen, aus welchen Griinden die Ubersiedlung nach Deutschland
erfolgte; insoweit ist BAf6G-VwV 7.1.15 Abs. 3a ebenfalls nicht anwendbar (BVerwG vom 8.8.2019
—-5C6/18, Rn. 28, 29).

Entscheidend ist hingegen, ob die erworbene Berufsqualifikation in Deutschland verwertbar ist.

Bei reglementierten Berufen fehlt es an der Verwertbarkeit, wenn der Hochschulabschluss nicht fir
die Berufsauslibung anerkannt wird (BVerwG vom 10.4.2008 -5 C 12.07).

Eine pauschale Feststellung der Gleichwertigkeit mit einem Bachelorabschluss, wie sie von der ZAB
meist vorgenommen wird, ohne Zugang zum reglementierten Beruf, wie z. B. Lehrer*innen, Erzie-
her*innen, Sozialarbeiter*innen, reicht dafiir nicht (OVG Saarland vom 18.3.2019 — 2 A 295/18).
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Bei nichtreglementierten akademischen Berufen (Mathematiker*innen, Chemiker*innen, Histori-
ker*innen, Soziolog*innen etc.) kommt es darauf an, ob die Qualifikation einem Hochschulabschluss
in Deutschland entspricht und ob sie unmittelbar am Arbeitsmarkt verwertbar ist. Um dies feststel-
len zu kdnnen, muss eine Stellungnahme der Arbeitsagentur eingeholt werden.

Wurde ein Studium im Herkunftsland begonnen, so kommt es fiir die Dauer des Leistungsanspruchs
darauf an, wie viele Module (umgelegt auf die Semesterzahl) anerkannt werden.

3.3  Wann kdnnen Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln ausnahmsweise
Leistungen des Jobcenters nach SGB Il beziehen?

Generell kdnnen Drittstaatsangehorige mit sonstigen Aufenthaltstiteln Leistungen nach SGB Il be-
ziehen.

Ausgenommen sind als Inhaber*in eines Aufenthaltstitels:

= Personen ohne gewdhnlichen Aufenthalt in Deutschland (Praktikant*innen, Saisonarbei-
ter*innen, Ferienjobber*innen etc.),

= nicht erwerbstatige Personen in den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts,

= Personen, die sich nur zur Arbeitssuche in Deutschland aufhalten (Aufenthaltserlaubnis
nach §§ 17 Abs. 1, 20 AufenthG),

= Personen mit Anspriichen nach dem AsylbLG (Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 Satz 1,
§ 25 Abs. 5 in den ersten 18 Monaten des Aufenthalts).

Die Inanspruchnahme von Leistungen nach SGB I, z. B. der Mehrbedarf flir Schwangere und Allein-
erziehende, der Bedarf der Kinder oder Leistungen wahrend eines Urlaubssemesters, ist immer
unproblematisch fur die Inhaber*innen einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum
Daueraufenthalt EU sowie fiir Gefliichtete mit einem Schutzstatus (§ 25 Abs. 1 bis Abs. 3 AufenthG).
Die Leistungen konnen aber das Aufenthaltsrecht gefahrden, wenn der Aufenthaltstitel von der Si-
cherung des Lebensunterhalts abhangt. Hier ist immer eine Absprache mit der Auslanderbehorde
erforderlich (siehe auch Kapitel Il, 3.5).

3.4 Wann haben Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln Anspriiche auf
Familienleistungen?

Flr Drittstaatsangehorige sind die Anspriiche auf Familienleistungen seit dem 1.3.2020 nach Auf-
enthaltsstatus unterschiedlich, aber fiir alle Familienleistungen, einschlielRlich des steuerrechtlichen
Kindergeldes, in gleicher Weise geregelt:

= Steuerrechtliches Kindergeld: § 62 Abs. 2 EStG,
» Sozialrechtliches Kindergeld (Waisen): § 1 BKGG,
= Kinderzuschlag: § 6a BKGG,

= Elterngeld: § 1 BEEG,

= Unterhaltsvorschuss: § 1 UHVG.

Fir die Inhaber®innen der allermeisten Aufenthaltstitel bestehen uneingeschriankte Anspriiche auf
Familienleistungen. Vorausgesetzt wird grundsatzlich eine Erlaubnis zu einer Erwerbstatigkeit (auch
eingeschrankt) fir mindestens sechs Monate.
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Ausdriicklich ausgeschlossen werden voriibergehende Aufenthalte:

= Studienbezogene Praktika, § 16e AufenthgG,
= Au-pair, § 19c Aufenthg,

= Saisonbeschaftigung, § 19c AufenthgG,
Freiwilligendienste, § 19c Aufenthg,
Aufenthalte zur Arbeitssuche.

Inhaber*innen der folgenden humanitiren Aufenthaltserlaubnisse kdnnen Familienleistungen erst
beziehen, wenn einer der Elternteile eine Erwerbstatigkeit aufgenommen hat, sich in Elternzeit
befindet, ALG | bezieht oder sich seit mindestens 15 Monaten (gerechnet ab der ersten Registrierung
nach Einreise) durchgangig in Deutschland aufhalt:

= bei der Aufnahme aufgrund einer Landesaufnahmeregelung, § 23 Abs. 1 Aufenthg,

= aufgrund einer Entscheidung der Hartefallkommission, § 23a AufenthgG,

= wegen eines herkunftslandbezogenen Abschiebehindernisses, § 25 Abs. 3 Aufenthg,

= zum voriibergehenden oder langfristigen Verbleib, § 25 Abs. 4 AufenthgG,

= als Opferzeug®in in einem Verfahren wegen Menschenhandels, § 25 Abs. 4a AufenthG,

= zum voriibergehenden Verbleib wegen Arbeitsausbeutung, § 25 Abs. 4b AufenthG,

= zum langfristigen Verbleib wegen eines inlandsbezogenen Abschiebehindernisses, § 25
Abs. 5 AufenthG.

Die Besonderheiten fir Studierende und Personen, die Anerkennungsmalnahmen durchfihren,
werden in Kapitel 1l, 3.6 und 3.7 erlautert.

3.5 Unter welchen Voraussetzungen kénnen Studierende mit sonstigen
Aufenthaltstiteln Wohngeld beziehen?

Der Bezug von Wohngeld unterliegt keinen Besonderheiten nach dem Aufenthaltstitel (§ 3 Abs. 5
Nr. 3 WoGG). Voraussetzung ist immer ein eigenes Einkommen, welches den Lebensunterhalt ab-
gesehen von der Miete decken kann. Auch diirfen keine Leistungen nach BAf6G, SGB 11/SGB XIl oder
AsylbLG bezogen werden (§§ 7 Abs. 1, 20 WoGG).

3.6 Konnen Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln einen Wohnberechtigungs-
schein erhalten?

Der Wohnberechtigungsschein ist an einen ,,dauerhaften Wohnsitz“ gebunden (§ 27 Abs. 2 WoFG).
Erforderlich ist dafiir ein Aufenthalt, der voraussichtlich mindestens ein Jahr andauert. Ausgeschlos-
sen sind also Personen, deren Aufenthalt von vorneherein nur fiir einen begrenzten Zeitraum vor-
gesehen ist. In Zweifelsfallen sollte die Auslanderbehdrde um eine Bescheinigung gebeten werden,
nach der mit einer Aufenthaltsbeendigung vor Ablauf eines Jahres nicht zu rechnen ist.
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3.7 Konnen Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln besondere Leistungen zum
Ausgleich einer Behinderung beziehen?

Studierende, die in Deutschland tber einen Aufenthaltstitel verfiigen, der aus anderen Griinden als
zum Studium erteilt wurde, haben Gberwiegend, aber nicht immer einen Rechtsanspruch auf die
Leistungen zur Teilhabe an Bildung und die soziale Teilhabe nach SGB IX. Soweit kein Rechtsan-
spruch besteht, sind die Leistungen nur nach Ermessen und soweit, wie sie im Einzelfall gerechtfer-
tigt sind, zu erbringen.

Nach § 100 Abs. 1 SGB IX bestehen Rechtsanspriiche nur fiir Drittstaatsangehdrige mit einem Auf-
enthaltstitel, die sich voraussichtlich dauerhaft in Deutschland aufhalten:

Studierende mit Niederlassungserlaubnis (unbefristeter Aufenthalt) haben dieselben Teilhabean-
spriiche wie Deutsche.

Studierende, die vom BAMF als Asylberechtigte oder Fliichtlinge anerkannt wurden (Aufenthalts-
erlaubnis nach § 25 Abs. 1 oder 2 AufenthG), haben einen Rechtsanspruch auf alle Sozialleistungen
und damit auch auf alle Eingliederungshilfen nach SGB IX aus vorrangigem Recht, weil die Inlander-
gleichbehandlung im Bereich des Sozialrechts sowohl durch Art. 23 Genfer Flichtlingskonvention
(GFK) als auch Art. 29 Abs. 1 der sog. Qualifikationsrichtlinie (2011/95/EU) gewahrleistet wird.

Personen, die nach §§ 22, 23 Abs. 1, Abs. 2 oder Abs. 4 AufenthG im Bundesgebiet aufgenommen
wurden oder denen eine Aufenthaltserlaubnis zum dauerhaften Verbleib (§§ 23 Abs. 1, 23a, 253,
25b AufenthG) erteilt wurde, haben ebenfalls einen Rechtsanspruch auf Eingliederungshilfen (§ 100
Abs. 1 SGB IX). Das gilt auch flr die Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG (Ver-
langerung einer Aufenthaltserlaubnis in Hartefdllen) und nach § 25 Abs. 4a Satz 3 AufenthG (Ver-
langerung fir Zeugen in Verfahren gegen Menschenhandler in Hartefallen), weil sie erteilt wurden,
um einen Daueraufenthalt zu ermdoglichen.

Auch Personen, die zum Zweck des Familiennachzugs nach Deutschland gekommen sind und Gber
eine Aufenthaltserlaubnis nach §§ 28, 30, 31, 32, 34, 36 AufenthG verfiigen, halten sich voraussicht-
lich dauerhaft in Deutschland auf und haben deshalb einen Rechtsanspruch, wenn der Stammbe-
rechtigte Uber einen Aufenthaltstitel zum dauerhaften Verbleib verfiigt (Coseriu in Schlegel/Voelzke
2014, § 23 SGB XII, Rn. 28).

Von einem dauerhaften Aufenthalt kann nicht ausgegangen werden, wenn der Familiennachzug
zu Studierenden (§ 16b AufenthG), Auszubildenden (§ 16a AufenthG), Sprachkursteilnehmer*innen
(§ 16f AufenthG), Praktikant*innen (§ 16e AufenthG), Teilnehmer*innen an einem Freiwilligendienst
(8 19c AufenthG), Entsandten im Rahmen unternehmensinterner Transfers (ICT-Karte §§ 19, 19b
AufenthG), Forscher®innen (§§ 18d, 18f AufenthG) oder sonstigen Personen mit einer voriiberge-
henden Erwerbstatigkeit (§§ 19c, 21 AufenthG) erfolgte.

Bei einigen humanitaren Aufenthaltserlaubnissen ist die Abgrenzung problematisch.

Schwierigkeiten bereiten die Aufenthaltserlaubnis fiir subsididr Schutzberechtigte (§ 25 Abs. 2,
2. Alternative AufenthG) und fiir Personen mit einem zielstaatsbezogenen Abschiebehindernis
(§ 25 Abs. 3 AufenthG). In beiden Fallen wird die Aufenthaltserlaubnis so lange verlangert, wie das
BAMF keinen Widerruf der Feststellungen erklart hat (§§ 73b, 73c AsylG). Sie kann nach finf Jahren
in eine Niederlassungserlaubnis miinden und ist insofern einer Verfestigung und einem Dauerauf-
enthalt zuganglich. Hier sollte auf die Gberwiegende Wahrscheinlichkeit fiir einen zukunftsoffenen
Aufenthalt abgestellt werden, nicht aber auf einen bereits zurlickgelegten Mindestaufenthalt
(Winkler in Neumann et al., 2020, § 100 SGB IX, Rn. 10).
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Von Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB IX ausgeschlossen sind einige humanitare Auf-
enthaltserlaubnisse, die mit Leistungsanspriichen nach AsylbLG verbunden sind (§ 100 Abs. 2 SGB
IX). Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG wird ausdricklich nur fiir einen vor-
Ubergehenden Zweck erteilt, ebenso die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4a Satz 1 AufenthG
(wahrend eines Verfahrens gegen Menschenhandler) und nach § 25 Abs. 4b AufenthG (wahrend der
Klarung von Anspriichen aus einem ausbeuterischen Arbeitsverhaltnis). In den ersten 18 Monaten
des Aufenthalts richten sich die Leistungen ausschlielich nach der Generalklausel (fiir den Erhalt
der Gesundheit oder die Bedarfe von Kindern unerlasslich) des § 6 AsylbLG. Ab dem 19. Monat wer-
den die Leistungen der Eingliederungshilfe nach § 2 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG wieder zuganglich, aller-
dings nur nach einer Ermessenspriifung (§ 100 Abs. 1 SGB IX).

Angehdrige der Staaten des EFA (auRerhalb der EU nur die Tirkei), siehe https://www.coe.int/de/
web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/014, aufgerufen 7.8.2020), die lber gleich welchen
Aufenthaltstitel verfiigen, diirfen von den Eingliederungshilfeleistungen nicht ausgenommen wer-
den, weil ihr Anspruch auf Inlandergleichbehandlung (Art. 1 EFA) nach § 100 Abs. 1 Satz 3 SGB IX
vorrangig zu beachten ist (LSG Niedersachsen-Bremen vom 8.1.2015 — L 8 SO 314/14 B ER). Damit
steht tiirkischen Staatsangehorigen mit einer Aufenthaltserlaubnis immer ein Leistungsanspruch
zu.
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Leitfaden fiir Beratende

Anliegen Aufenthaltsrechtlich:
Sozialrechtlich:
Arbeitsrechtlich:

Sonstige:
Name
Anschrift [ ] Wohnungslos
[ ] Unterkunft ohne
Anmeldemoglichkeit
[ | Wohnheim
angemeldet (zuletzt) seit:
Staatsangehorigkeit [ | EU/EWR/Schweiz
[ ] drittstaatsangehérig
Alter, Geburtsdatum
Pass/Personalausweis
Aufenthaltstitel erteilt am:
glltig bis:
Frithere Aufenthalte
in Deutschland
Familienangehorige Ehepartner’in/eingetragene Lebensgemeinschaft
in Deutschland Staatsangehorigkeit:

Aufenthaltsstatus nach:

Getrennt/geschieden seit:

Kinder1./2./3./....
Staatsangehorigkeit:
Aufenthaltsstatus nach:
Alter:

Kita/Schule:

Elternteil der Kinder:

Weitere Verwandte Eltern:
in Deutschland Volljahrige Kinder:

Geschwister:

Sonstige:
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Leitfaden fir Beratende

Studium

Vorbereitung seit: bis:
Zulassung Datum:

Fach:

Hochschule:

Einschreibung Datum:

Semesterzahl:

ECTS:

Vorangegangene Studiengdnge:

Mitgliedschaft in der GKV

Mitgliedschaft in einem
gesetzlichen Gesundheitssystem
in EU/EWR/Schweiz

Nachweise vorhanden?

Privatversichert in Deutschland

Aktuelle Erkrankungen/
Schwangerschaft
auch Ehepartner’in

BAfoG, Bezug oder beantragt

Sozialleistungen

Jeweils Bezug seit ... oder beantragt am ...

[ | Kindergeld:

[ | Kinderzuschlag:

[ ] Elterngeld:

[ ] Unterhaltsvorschuss:
[ ] Wohngeld:

[ ] sGBII:

[ ] AsylbLG:

[ ] Sonstige:

Erwerbstatigkeit
auch Ehepartner’in

Laufend seit:

Befristet bis:

Gekindigt am:

Sonstige Beschwerden oder Forderungen:

Straffilligkeiten

Sonstige Aufenthaltsgriinde

Anwaltliche Vertretung

Dolmetscher‘innen

Weitere Beratungsstellen/
Ehrenamtler’innen
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Tabellarische Ubersicht iiber Leistungsanspriiche

Aufenthaltsstatus BAfoG Familienleistungen
Ankunftsnachweis/BiMA Nein Nein*
Aufenthalt tatt Nei

ufenthaltsgestattung ein Nein*
Duldung Ab dem 16. Monat o

Nein
nach der ersten
Aufenthaltsregistrierung

Humanitare
Aufenthaltserlaubnis
§ 22 AufenthG Ja Ja
Aufnahme durch
Einzelfallentscheidung
§ 23 Abs. 1 AufenthG Ja Ja
Altfallregelung
§ 23 Abs. 2 AufenthG Ja ja
Aufnahme durch
Gruppenentscheidungen
(Judinnen aus
Ex-Sowjetunion, Iraker)
§ 23 Abs. 4 AufenthG Ja Ja
Resettlement-Flichtlinge
§ 23a AufenthG Ja Bei Erwerbstatigkeit, Eltern-
Entscheidung der geld oder Alg I-Bezug; sonst
Hartefallkommission nach 15 Monaten Aufenthalt
§ 25 Abs. 1 oder Abs. 2 Ja Ja

AufenthG
Anerkannte Flichtlinge,
subsidiar Schutzberechtigte

§ 25 Abs. 3 AufenthG
Zielstaatsbezogene
Abschiebehindernisse

Ab dem 16. Monat

nach der ersten
Aufenthaltsregistrierung

Bei Erwerbstatigkeit, Eltern-
geld oder Alg I-Bezug; sonst
nach 15 Monaten Aufenthalt

§ 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG
Voribergehender Aufenthalt

Finf Jahre eigene
Erwerbstatigkeit oder

drei Jahre Erwerbstatigkeit
eines Elternteils innerhalb der
letzten sechs Jahre

Bei Erwerbstatigkeit, Eltern-
geld oder Alg I-Bezug; sonst
nach 15 Monaten Aufenthalt




Tabellarische Ubersicht tiber Leistungsanspriiche

Aufenthaltsstatus

BAf6G

Familienleistungen

§ 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG
Aufenthaltsverlangerung in
Hartefallen

Ab dem 16. Monat

nach der ersten
Aufenthaltsregistrierung

Bei Erwerbstatigkeit, Eltern-
geld oder Alg I-Bezug; sonst
nach 15 Monaten Aufenthalt

§ 25 Abs. 4a AufenthG
Opferzeugin in einem
Strafverfahren wegen
Menschenhandel

Nur nach eigener mehr-
jahriger Beschaftigung oder
einer solchen der Eltern

Bei Erwerbstatigkeit, Eltern-
geld oder Alg I-Bezug; sonst
nach 15 Monaten Aufenthalt

§ 25 Abs. 4b AufenthG
Straf- und Zivilverfahren
wegen Arbeitsausbeutung

Nur nach eigener mehr-
jahriger Beschaftigung oder
einer solchen der Eltern

Bei Erwerbstatigkeit, Eltern-
geld oder Alg I-Bezug; sonst
nach 15 Monaten Aufenthalt

§ 25 Abs. 5 AufenthG
inlandsbezogenes
Abschiebehindernis

Ab dem 16. Monat

nach der ersten
Aufenthaltsregistrierung

Bei Erwerbstatigkeit, Eltern-
geld oder Alg I-Bezug; sonst
nach 15 Monaten Aufenthalt

§ 25a AufenthG
Aufenthaltserlaubnis fir
integrierte Jugendliche

Ja

Ja

§ 25b AufenthG

Stichtagsunabhangiges
Bleiberecht

Ja

Ja

Aufenthaltserlaubnis
zum Familiennachzug

§ 28 AufenthG
zu Deutschen

Ja

Ja

§§ 30, 32 AufenthG
zu Auslandern mit
Niederlassungserlaubnis

Ja

ja

§§ 30, 32 AufenthG
zu Auslandern mit Studenten-
aufenthalt, Arbeitsaufenthalt,
Forscheraufenthalt

Ab dem 16. Monat

nach der ersten
Aufenthaltsregistrierung

Ja

§§ 30, 32 AufenthG

Zu Auslandern mit humanita-
rem Aufenthalt nach § 25
Abs. 1 oder Abs. 2 AufenthG

Laut Wortlaut ab dem
16. Monat — unvereinbar mit
Art. 27,23 QRL

Ja
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Aufenthaltsstatus BAfoG Familienleistungen
§§ 30, 32 AufenthG Ab dem 16. Monat Ja
Zu Auslandern mit humanita- nach der ersten
el (DU X025 Aufenthaltsregistrierun
23 Abs. 1 oder 25 Abs. 3 & &
AufenthG
§§ 30, 32 AufenthG Ab dem 16. Monat Ja
Zu Auslandern mit Aufent-
. nach der ersten
haltserlaubnis zum Zweck des L
o Aufenthaltsregistrierung
Familiennachzugs
Aufenthaltserlaubnis zur
Ausbildung/Arbeit
§ 16a AufenthG Nur nach eigener mehr- ja
Auszubildende jahriger Beschaftigung oder
einer solchen der Eltern
§§ 16b, 16d AufenthG Nur nach eigener mehr- Nur bei
shricer B g E e 1
Studium, Ja.hrlger eschaftigung oder rwerbstcatlgkelt
Anpassunesmalnahme einer solchen der Eltern - Elternzeit
R - ALG-I-Bezug
§§ 16e, 16f AufenthG Nur nach eigener mehr- Nein
s oo Beschaft d
Praktikum, Sprachkurs, Ja_ riger beschattigung oder
einer solchen der Eltern
Schulbesuch
§ 17 AufenthG Nein Nein
Suche nach Ausbildungs-
oder Studienplatz
§§ 18a, 18b, 19d AufenthG Nur nach eigener mehr- Ja,

Arbeitsaufenthalt fir
Beschaftigte

jahriger Beschaftigung oder
einer solchen der Eltern

wenn die Aufenthaltserlaubnis
fur mindestens sechs Monate
gilt

§§ 18d, 18f AufenthG

Forscher

Nur nach eigener mehr-
jahriger Beschaftigung oder
einer solchen der Eltern

Ja,

wenn die Aufenthaltserlaubnis
fir mindestens sechs Monate
gilt




Tabellarische Ubersicht tiber Leistungsanspriiche

Aufenthaltsstatus

BAf6G

Familienleistungen

§§ 19, 19b ICT, Mobiler ICT,

Firmeninterner Transfer

Nur nach eigener mehr-
jahriger Beschaftigung oder
einer solchen der Eltern

Ja,

wenn die Aufenthaltserlaubnis
fur mindestens sechs Monate
gilt

§ 19c AufenthG

sonstige Beschaftigungen

Nur nach eigener mehr-
jahriger Beschaftigung oder
einer solchen der Eltern

Ja,

wenn die Aufenthaltserlaubnis
fur mindestens sechs Monate
gilt

Ausnahme: wenn von Beginn
an feststeht, dass die Beschafti-
gung zeitlich befristet ist (z. B.
Saisonarbeiter, Messebauer)

§ 19e Freiwilligendienst Nein Nein
§ 21 AufenthG Nur nach eigener mehr- ja
Arbeitsaufenthalt fir jahriger Beschaftigung oder
Selbststandige einer solchen der Eltern
Daueraufenthalt

§§ 9, 9a AufenthG Ja Ja

Niederlassungserlaubnis/
Daueraufenthalt-EG

* e .
Anmerkung zu den Familienleistungen:

Turkische Staatsangehdrige erhalten Familienleistungen, wenn sie einer Sozialversicherung angehoéren, andernfalls
erhalten sie nach sechs Monaten Aufenthalt Kindergeld.

Algerische, tunesische und marokkanische Staatsangehorige erhalten Kindergeld, wenn sie einer Sozialversicherung

angehoren.

Angehorige der Staaten Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro erhalten Kindergeld, wenn sie einer
sozialversicherungspflichtigen Beschéftigung nachgehen.
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Ansprechpartner*innen

Ansprechpartner*innen

Sozialberatung der Studenten- und Studierendenwerke
https://www.studentenwerke.de/de/content/finden-sie-hier-ihr-studentenwerk
https://www.studentenwerke.de/de/ansprechpersonen-sozialberatung

Hochschulen

International Offices/Akademische Auslandsamter der Hochschulen
https://www.daad.de/de/studieren-und-forschen-in-deutschland/studium-planen/
die-erste-anlaufstelle/

Allgemeine Studierendenausschiisse (ASten) der Hochschulen

Weitere Beratungsstellen

Bildungsberatung des Garantiefonds Hochschule
https://www.bildungsberatung-gfh.de

Jugendmigrationsdienste (bis 26 Jahre)
Migrationsdienste flir Erwachsene (ab 27 Jahre)
FlGchtlingsrate

Asylverfahrensberatungen
Migrationsberatungen der Wohlfahrtsverbande
Migrant®*innenselbstorganisationen

Frauenberatungen mit einem Schwerpunkt fir Migrantinnen

Offentliche Einrichtungen

IQ-Fachstelle ,,Anerkennung”
www.anerkennung-in-deutschland.de

Bundesamt fir Migration und Fllichtlinge (BAMF) fiir Fragen des Asylverfahrens und
des Anspruchs auf Sprachkurse, auch Europdische Mobilitat
https://www.bamf.de

Auslanderbehoérden zur Klarung von Statusfragen

Arbeitsagenturen fiir die Finanzierung von Ubersetzungs- und Anerkennungskosten
(ziel muss Arbeitsaufnahme sein)

Sozialamter zur Klarung der Leistungsgewdhrung fiir Asylsuchende und Geduldete nach
§ 2 AsylbLG und § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB XII

Versorgungsamter fir das Feststellungsverfahren Schwerbehinderung
Jobcenter zur Klarung von Leistungsanspriichen fir Studierende in Ausnahmesituationen

Jugendamter, u. a. fur Betreuungsmoglichkeiten fir Kinder, Erziehungshilfen und den
Unterhaltsvorschuss
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Abkiirzungsverzeichnis

A

AA
AEUV
AGG
ALG
ARB
ArbZG
AsylbLG
AsylG
AUG
AufenthG
AufentV
Az.

AZR

B

BA

BAB
BAfoG
BAG
BAMF
BEEG
BeschV
BFH
BGB
BGBI.
BKGG
BMG
BMI
BRK
BSG
BUrIG
BVerwG
BVG

D
DAAD
DSW
DVKA

E

eAT
ECTS
EFA
EHIC
EntgFG
EStG

Arbeitsagentur

Vertrag liber die Arbeitsweise der Europaischen Union
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
Arbeitslosengeld
Assoziationsratsbeschluss
Arbeitszeitgesetz
Asylbewerberleistungsgesetz
Asylgesetz
Arbeitnehmeriberlassungsgesetz
Aufenthaltsgesetz
Aufenthaltsverordnung

Aktenzeichen
Auslanderzentralregister

Bundesagentur fur Arbeit
Berufsausbildungsbeihilfe
Bundesausbildungsforderungsgesetz
Bundesarbeitsgericht

Bundesamt flir Migration und Fliichtlinge
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz
Verordnung liber die Beschaftigung von Auslanderinnen und Auslandern
Bundesfinanzhof

Biirgerliches Gesetzbuch
Bundesgesetzblatt
Bundeskindergeldgesetz
Bundesmeldegesetz

Bundesministerium des Innern
Behindertenrechtskonvention
Bundessozialgericht
Bundesurlaubsgesetz
Bundesverwaltungsgericht
Bundesversorgungsgesetz

Deutscher Akademischer Austauschdienst
Deutsches Studentenwerk
Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung — Ausland

elektronischer Aufenthaltstitel
European Credit Transfer System
Europaisches Flirsorgeabkommen
European Health Insurance Card
Entgeltfortzahlungsgesetz
Einkommensteuergesetz



Abkiirzungsverzeichnis

EU Europdische Union

EuGH Europaischer Gerichtshof

EWR Europdischer Wirtschaftsraum: zusatzlich zur EU —Island, Lichtenstein und Norwegen
F

FG Finanzgericht

FreizigG/EU Freizligigkeitsgesetz EU

G

GER Gemeinsamer Europaischer Referenzrahmen fiir Sprachen
GewO Gewerbeordnung

GFK Genfer Flichtlingskonvention

GG Grundgesetz

GKV Gesetzliche Krankenversicherung

GRC Charta der Grundrechte der Europdischen Union
GRV Gesetzliche Rentenversicherung

GUV Gesetzliche Unfallversicherung

H

HRG Hochschulrahmengesetz

HRK Hochschulrektorenkonferenz

|

IntV Integrationsverordnung

IRC International Relations Center

J

M Juris — Monatszeitschrift

jurisPK Juris — Praxiskommentar

K

Kfw Kreditanstalt fiir Wiederaufbau

KK Krankenkasse

L

LarbG Landesarbeitsgericht

lit. Buchstabe

LMU Ludwig-Maximilians-Universitat Minchen
LSG Landessozialgericht

M

MilLoG Mindestlohngesetz

MuSchG Mutterschutzgesetz

N

NRW Nordrhein-Westfalen

0]

OEG Opferentschadigungsgesetz

ovG Oberverwaltungsgericht

P

PEB Provisorische Ersatzbescheinigung (fiir die Europdische Krankenversicherungskarte)

PflegeZG Pflegezeitgesetz
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R
RL
Rn.

S

SG

SGb
SGB
SGB |
SGB I
SGB I
SGB IV
SGBV
SGB VI
SGB VIl
SGB VI
SGB IX
SGB X
SGB XI
SGB XIlI
SozSich
StAG

T
TV6D
TzBfG

U
UHVG
UnfallVv

\'}

VAG
VG
VGH
VO
VVG
VwGO
vwV

W
WoBindG
WoFG
WoGG

Z

ZAV
ZESAR
ZKG

Richtlinie
Randnummer

Sozialgericht

Die Sozialgerichtsbarkeit — Zeitschrift fiir das aktuelle Sozialrecht
Sozialgesetzbuch

Sozialgesetzbuch | Allgemeiner Teil

Sozialgesetzbuch Il Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
Sozialgesetzbuch Il Arbeitsférderung

Sozialgesetzbuch IV Gemeinsame Vorschriften fiir die Sozialversicherungen
Sozialgesetzbuch V Krankenversicherung

Sozialgesetzbuch VI Rentenversicherung

Sozialgesetzbuch VII Unfallversicherung

Sozialgesetzbuch VIl Kinder- und Jugendhilferecht
Sozialgesetzbuch IX Rehabilitation/Teilhabe

Sozialgesetzbuch X Verwaltungsverfahren

Sozialgesetzbuch XI Pflegeversicherung

Sozialgesetzbuch Xl Sozialhilfe

Soziale Sicherheit, Zeitschrift

Staatsangehdrigkeitsgesetz

Tarifvertrag fiir den offentlichen Dienst
Teilzeit- und Befristungsgesetz

Unterhaltsvorschussgesetz
Unfallversicherung

Versicherungsaufsichtsgesetz
Verwaltungsgericht
Verwaltungsgerichtshof
Verordnung
Versicherungsvertragsgesetz
Verwaltungsgerichtsordnung
Verwaltungsvorschriften

Wohnungsbindungsgesetz
Wohnraumférderungsgesetz
Wohngeldgesetz

Zentrale Auslands- und Fachvermittlung der Bundesagentur fiir Arbeit
Zeitschrift fr européisches Sozial- und Arbeitsrecht
Zahlungskontengesetz
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	Vorwort 
	Einleitung 
	II Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zum Zweck des Studiums, §§ 16b, 16c, 17, 20 AufenthG 
	1 Wie können Drittstaatsangehörige eine Aufenthaltserlaubnis zum Studium in Deutschland erhalten? 
	1.1 Unter welchen Voraussetzungen muss die Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken erteilt werden (Rechtsanspruch)? 
	1.1.1 Welche Anforderungen werden an die Zulassung zum Studium oder zur Promotion gestellt? 
	1.1.2 Welche Anforderungen werden an die Sicherung des Lebensunterhalts gestellt? 
	Beispiel 
	Verpflichtungserklärung nach § 68 AufenthG 

	1.1.3 Wie muss der Krankenversicherungsschutz nachgewiesen werden? 
	Sachleistungsaushilfe 

	1.1.4 Welche Sprachanforderungen müssen vorliegen? 
	1.1.5 Kann die Aufenthaltserlaubnis auch erteilt werden, wenn kein Pass vorhanden ist? 
	Beispiele 

	1.1.6 Welche Sicherheitsbedenken oder Aufenthaltsverbote können der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis entgegenstehen? 
	1.1.7 Gibt es weitere Ausschlussgründe? 

	1.2 Bestehen weitere Möglichkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken zu erhalten (Ermessensanspruch)? 
	1.2.1 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Studienbewerbung oder für eine Zulassungsprüfung erteilt werden? 
	1.2.2 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn die Zulassung von anderen Voraussetzungen abhängt als vom Sprachnachweis? 
	1.2.3 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis für ein Teilzeitstudium erteilt werden? 
	1.2.4 Können Geflüchtete, die in einem anderen EU-Staat Aufnahme gefunden haben, eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken in Deutschland erhalten? 
	Beispiel 


	1.3 Kann auch eine Aufenthaltserlaubnis für ein Praktikum erteilt werden? 
	1.3.1 Wird die Aufenthaltserlaubnis auch für ein Pflichtpraktikum vor dem Studium erteilt? 
	1.3.2 Kann auch für ein freiwilliges Vorpraktikum eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden? 
	1.3.3 Kann die Aufenthaltserlaubnis auch für ein Praktikum nach dem Studium erteilt werden? 
	1.3.4 Unter welchen Voraussetzungen können Studierende an Hochschulen im Ausland für ein Praktikum nach Deutschland kommen? 

	1.4 Können Familienangehörige internationaler Studierender diese begleiten oder zu ihnen nachziehen? 
	1.4.1 Welche Personen werden als Familienangehörige akzeptiert? 
	1.4.2 Welche Voraussetzungen müssen Ehepartner*innen (bzw. eingetragene Lebenspartner*innen) erfüllen? 
	1.4.3 Welche Voraussetzungen müssen Kinder erfüllen? 
	1.4.4 Welche Anforderungen werden an die Sicherung des Lebensunterhalts gestellt? 
	Beispiel für die Berechnung des gesicherten Lebensunterhalts 

	1.4.3 Welche Sprachanforderungen müssen erfüllt werden? 
	1.4.4 Welche weiteren Gründe können einem Nachzug entgegenstehen? 
	Beispiel 
	Beispiel 


	1.5 Unter welchen Voraussetzungen kann der Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken in Deutschland gestellt werden? 
	1.5.1 Können Drittstaatsangehörige mit einer Aufenthaltserlaubnis aus anderen Gründen oder mit einer Fiktionsbescheinigung den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken bei einer Ausländerbehörde in Deutschland stellen? 
	Beispiel 

	1.5.2 Können die Inhaber eines D-Visums (für einen längeren Aufenthalt) den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken bei einer Ausländerbehörde in Deutschland stellen? 
	Beispiel 

	1.5.3 Können die Angehörigen bestimmter Staaten den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken bei einer Ausländerbehörde in Deutschland stellen? 
	1.5.4 Wer kann den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken nicht in Deutschland stellen? 

	1.6 Wie ist der Ablauf eines Visumsverfahrens? 
	1.6.1 Wo muss der Antrag gestellt werden? 
	1.6.2 Welche Unterlagen müssen vorgelegt werden? 
	1.6.3 Wie lange dauert das Verfahren? 
	1.6.4 Wo lassen sich Beschwerden anbringen, wenn der Antrag zu langsam bearbeitet wird oder abgelehnt wurde? 
	1.6.5 Welche Schritte sind unmittelbar nach der Einreise erforderlich? 

	1.7 Wie lange darf ein Studium in Deutschland dauern? 
	1.7.1 Für welche Zeiträume werden die Aufenthaltserlaubnisse erteilt? 
	Beispiel 

	1.7.2 Was gilt als angemessene Dauer für den jeweiligen Studiengang? 
	Beispiel 

	1.7.3 Welche Gründe werden berücksichtigt, wenn das Studium länger dauert als an sich angemessen? 
	1.7.4 Welche Folgen kann die Einlegung eines Urlaubssemesters haben? 
	1.7.5 Welche Studiengänge und berufsbezogenen Praxiszeiten können nach einem ersten Studienabschluss angeschlossen werden? 
	1.7.6 Gibt es eine zeitliche Höchstdauer für den gesamten Studienaufenthalt? 
	1.7.7 Kann von einem Studienaufenthalt aus eine Niederlassungserlaubnis beantragt werden? 
	1.7.8 Wie verläuft ein Verfahren zur Beendigung des Aufenthalts und welche Rechtsschutzmöglichkeiten bestehen? 

	1.8 Was bedeutet die Europäische Mobilität für Studierende? 
	1.8.1 Wo müssen internationale Studierende einer anderen Hochschule im EU-Ausland einen Studienaufenthalt in Deutschland beantragen? 
	Beispiel 

	1.8.2 Welche Unterlagen sind für einen Studienaufenthalt im Rahmen der EU-Mobilität erforderlich? 
	1.8.3 werden? Wann kann ein Studienaufenthalt im Rahmen der EU-Mobilität in Deutschland abgelehnt 
	1.8.4 Wie können internationale Studierende einer deutschen Hochschule vorübergehend an einer anderen Hochschule im EU-Ausland studieren? 
	Beispiel 

	1.8.5 Wie können internationale Studierende einer deutschen Hochschule vorübergehend an einer anderen Hochschule in einem Drittstaat studieren oder ein Auslandspraktikum absolvieren? 
	1.8.6 Welche Regeln gibt es für die Familienangehörigen im Rahmen der EU-Mobilität? 

	1.9 Welche Möglichkeiten des Wechsels in eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Zweck bestehen vor Beendigung des Studiums? 
	1.9.1 Ist es möglich, den Studiengang oder die Hochschule zu wechseln? 
	1.9.2 Kann das Studium abgebrochen werden, um in eine Ausbildung zu wechseln? 
	Beispiel 

	1.9.3 Kann das Studium abgebrochen werden, um in eine Erwerbstätigkeit zu wechseln? 
	Beispiele 

	1.9.4 Gibt es weitere Gründe für den Wechsel in eine andere Aufenthaltserlaubnis? 
	Wann wird ein Kind als deutsche*r Staatsangehörige*r geboren? 
	Beispiel 
	Beispiel 


	1.10 Welche Aufenthaltserlaubnisse können nach einem Studienabschluss erteilt werden? 
	1.10.1 Unter welchen Voraussetzungen wird die Aufenthaltserlaubnis zur Suche nach einem qualifizierten Arbeitsplatz erteilt? 
	Berechnungsbeispiel für Alleinstehende 

	1.10.2 Welche Anforderungen werden gestellt, um eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung zu erhalten? 
	Beispiele 

	1.10.3 Welche Anforderungen werden an die Erteilung der Blauen Karte EU gestellt? 
	1.10.4 Welche weiteren Möglichkeiten einer Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken gibt es? 
	1.10.5 Unter welchen Voraussetzungen kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der selbstständigen Erwerbstätigkeit erteilt werden? 
	Beispiel 

	1.10.6 Kann nach einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Arbeitsplatzsuche wieder in eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken gewechselt werden? 
	1.10.7 Welche Anforderungen werden an die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis (unbefristet) gestellt? 
	1.10.8 Unter welchen Voraussetzungen kann die deutsche Staatsangehörigkeit angenommen werden? 


	2 Dürfen internationale Studierende in Deutschland arbeiten und welche Rechte haben sie? 
	2.1 Welche Tätigkeiten können ohne besondere Genehmigung ausgeübt werden? 
	Berechnungsbeispiel 
	Exkurs: Türkische Staatsangehörige 

	2.2 Unter welchen Voraussetzungen können weitere Erwerbstätigkeiten genehmigt werden? 
	Beispiel 
	Beispiel 

	2.3 Welche Erwerbstätigkeiten können Familienangehörige von internationalen Studierenden ausüben? 
	2.4 Wie sind Studierende während einer Beschäftigung versichert? 
	Praxishinweis 

	2.5 Welche Diskriminierungsverbote gelten im Einstellungsverfahren? 
	Beispiel 

	2.6 Welcher Lohn muss mindestens gezahlt werden? 
	2.7 Was sind die wichtigsten Rechtsansprüche während eines Arbeitsverhältnisses? 
	Minijobs: 
	Arbeitszeit: 
	Arbeit auf Abruf: 
	Arbeitsschutz: 
	Lohnfortzahlung: 
	Beispiele 
	Arbeitsfreistellungen: 
	Urlaubsanspruch: 
	Beispiel 
	Beschäftigungspflicht: 
	Rechte in der sog. Leiharbeit 
	Allgemeine Fürsorgepflicht: 
	Verbot des Mobbings (§ 3 Abs. 3 AGG) 
	Verbot der sexuellen Belästigung (§ 3 Abs. 4 AGG) 
	Rechtsschutz: 

	2.8 Wann besteht ein Kündigungsschutz? 
	Besondere Regelungen gelten auch für befristete Arbeitsverhältnisse: 
	Von dieser Regelung gibt es drei Ausnahmen: 

	2.9 Welche Schutzansprüche gelten bei Schwangerschaft und Geburt? 
	2.10 Welche Rechte und Pflichten gelten bei einer selbstständigen Tätigkeit (Honorarverträge, freiberufliche Tätigkeiten)? 
	2.11 Welche Rechte und Pflichten gelten für eine ehrenamtliche Tätigkeit? 

	3 Welche Sozialleistungen können internationale Studierende während ihres Aufenthalts in Anspruch nehmen? 
	3.1 In welcher Weise können sich Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG gegen Krankheit versichern? 
	Beispiel 
	Beispiel 
	Beispiel 

	3.2 Welche Leistungen erbringt die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung? 
	Beispiel 

	3.3 Wann tritt die gesetzliche Unfallversicherung für Studierende ein? 
	3.4 Unter welchen Voraussetzungen können internationale Studierende BAföG-Ansprüche haben? 
	Exkurs: Türkische Staatsangehörige 

	3.5 Wann können internationale Studierende ausnahmsweise Leistungen des Jobcenters nach SGB II oder des Sozialamts beziehen? 
	3.6 Unter welchen Voraussetzungen haben internationale Studierende Ansprüche auf Kindergeld? 
	3.7 Welche weiteren Familienleistungen können internationale Studierende beziehen? 
	3.8 Welche Ansprüche bestehen bei Schwangerschaft und Geburt? 
	Beispiel 

	3.9 Unter welchen Voraussetzungen können internationale Studierende Wohngeld beziehen? 
	Beispiel 

	3.10 Können internationale Studierende einen Wohnberechtigungsschein erhalten? 
	3.11 Können internationale Studierende besondere Leistungen zum Ausgleich einer Behinderung beziehen? 
	Exkurs: Türkische Staatsangehörige 

	3.12 Zuwendungen und Kredite 
	3.13 Können internationale Studierende von den Rundfunkbeiträgen befreit werden? 
	Beispiel 



	III Studierende aus den Staaten der Europäischen Union, Island, Lichtenstein, Norwegen oder der Schweiz 
	1 Dürfen sich Bürger*innen der EU/EWR/Schweiz ohne Genehmigung in Deutschland aufhalten? 
	1.1 Wann gelten Studierende als freizügigkeitsberechtigt? 
	Beispiel 
	Beispiel 

	1.2 Wann gelten die Familienangehörigen von Bürger*innen der EU/EWR/Schweiz als freizügigkeitsberechtigt? 
	Beispiel 
	Beispiel 


	2 Können Studierende aus der EU/EWR/Schweiz in Deutschland jeder Art der Erwerbstätigkeit nachgehen? 
	2.1 Wie sind studierende Unionsbürger*innen während einer Erwerbstätigkeit versichert? 
	Beispiel 

	2.2 Gelten besondere Regelungen für Unionsbürger*innen im Arbeitsverhältnis? 
	2.3 Welche Besonderheiten gelten, wenn studierende Unionsbürger*innen (auch) im Herkunftsland erwerbstätig sind? 
	Beispiel 
	Beispiel 


	3 Welche Sozialleistungen können Studierende aus der EU/EWR/Schweiz während ihres Aufenthalts in Deutschland in Anspruch nehmen? 
	3.1 Welches Krankenversicherungssystem ist für Studierende aus der EU/EWR/ Schweiz zuständig? 
	Grundsätze der Sachleistungsaushilfe: 

	3.2 Unter welchen Voraussetzungen haben Studierende aus der EU/EWR/Schweiz Ansprüche auf BAföG-Leistungen? 
	Grundsatz 
	Arbeitnehmer*innen: 
	Weitere Leistungsberechtigte nach § 8 BAföG sind: 
	Beispiele 

	3.3 Wann können Studierende aus der EU/EWR/Schweiz Leistungen des Jobcenters nach SGB II beziehen? 
	Beispiele 

	3.4 Unter welchen Voraussetzungen haben Studierende aus der EU/EWR/Schweiz Ansprüche auf Kindergeld? 
	Beispiele 

	3.5 Welche weiteren Familienleistungen können Studierende aus der EU/EWR/ Schweiz beziehen? 
	3.6 Welche Ansprüche bestehen bei Schwangerschaft und Geburt? 
	3.7 Unter welchen Voraussetzungen können Studierende aus der EU/EWR/Schweiz Wohngeld beziehen? 
	3.8 Können Studierende aus der EU/EWR/Schweiz einen Wohnberechtigungsschein erhalten? 
	3.9 Können Studierende aus der EU/EWR/Schweiz besondere Leistungen zum Ausgleich einer Behinderung beziehen? 
	3.10 Unter welchen Voraussetzungen können Studierende aus der EU/EWR/Schweiz von den Rundfunkbeiträgen befreit werden? 


	IV Asylsuchende und Geduldete 
	Es gibt zwei Kategorien von Duldungen: 
	Unter welchen Bedingungen können Asylsuchende und Geduldete in Deutschland studieren? 
	1.1 Können Asylsuchende oder Geduldete studieren? 
	1.2 Können Geduldete eine Duldung zum Zweck des Studiums erhalten? 
	Beispiel 

	1.3 Wird für ein duales Studium eine Ausbildungsduldung erteilt? 
	1.4 Können Geduldete in Deutschland eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums nach § 16b AufenthG beantragen? 
	1.5 Können Geduldete nach dem Abschluss des Studiums eine Aufenthaltserlaubnis erhalten? 

	2 Können Asylsuchende und Geduldete in Deutschland während eines Studiums arbeiten? 
	2.1 Wann kann eine Beschäftigungserlaubnis während eines Asylverfahrens erteilt werden? 
	1. Phase: Aufenthalt in einer Landesaufnahmeeinrichtung (AnkER-Zentren, Erstaufnahmeeinrichtung, Zentrale Unterbringungseinrichtung) 
	2. Phase: Asylsuchende, die von den Kommunen untergebracht werden 

	2.2 Wann können Geduldete eine Beschäftigungserlaubnis erhalten? 
	Ein striktes Arbeitsverbot wird jedoch erteilt: 

	2.3 Gelten für Asylsuchende und Geduldete dieselben Arbeitsrechte wie für deutsche Studierende? 

	3 Welche Sozialleistungen können Asylsuchende und Geduldete während eines Studiums erhalten? 
	3.1 Haben Asylsuchende und Geduldete Zugang zur studentischen Pflichtversicherung? 
	3.2 Welche Gesundheitsversorgung erhalten Asylsuchende und Geduldete, die nicht in der studentischen Pflichtversicherung versichert sind? 
	3.3 Unter welchen Voraussetzungen können Asylsuchende und Geduldete BAföG-Leistungen beziehen? 
	3.4 Wann können Asylsuchende und Geduldete Leistungen zum Lebensunterhalt vom Sozialamt oder vom Jobcenter beziehen? 
	3.5 Wann haben Asylsuchende und Geduldete Ansprüche auf Kindergeld? 
	Es gibt aber Ansprüche auf Kindergeld für einige Sondergruppen: 

	3.6 Welche weiteren Familienleistungen können Asylsuchende und Geduldete beziehen? 
	Hinsichtlich des Elterngeldes und des Unterhaltsvorschusses gelten folgende Sonderregelungen: 

	3.7 Welche Ansprüche haben Asylsuchende und Geduldete bei Schwangerschaft und Geburt? 
	3.8 Unter welchen Voraussetzungen können Asylsuchende und Geduldete Wohngeld beziehen? 
	3.9 Können Asylsuchende und Geduldete einen Wohnberechtigungsschein erhalten? 
	3.10 Können Asylsuchende und Geduldete besondere Leistungen zum Ausgleich einer Behinderung beanspruchen? 


	V Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Zweck als dem Studium 
	1 Welche Aspekte müssen bei der Aufnahme eines Studiums berücksichtigt werden? 
	1.1 Gibt es Besonderheiten bei der Zulassung zum Studium? 
	1.2 Kann das Aufenthaltsrecht durch die Aufnahme eines Studiums gefährdet werden? 
	1.3 Gibt es Besonderheiten, wenn ein Teil des Studiums im Ausland verbracht wird? 

	2 Können Drittstaatsangehörige mit Aufenthaltserlaubnissen zu anderen Zwecken während des Studiums unbeschränkt arbeiten? 
	2.1 Was gilt, wenn der Aufenthaltstitel mit einer Erwerbserlaubnis verbunden ist? 
	2.2 Was gilt, wenn der Aufenthaltstitel nur eine bestimmte Beschäftigung erlaubt? 
	Beispiel 

	2.3 Was gilt, wenn für eine Beschäftigung die Genehmigung der Ausländerbehörde eingeholt werden muss? 

	3 Welche Sozialleistungen können Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln während ihres Aufenthalts in Anspruch nehmen? 
	3.1 Gibt es Besonderheiten bei der studentischen Pflichtversicherung oder der Familienversicherung? 
	3.2 Unter welchen Voraussetzungen können Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln BAföG-Leistungen beziehen? 
	Einen Anspruch auf BAföG ohne Wartezeit haben (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BAföG): 
	Einen Anspruch auf BAföG nach einem Voraufenthalt (erlaubt, geduldet und gestattet) von 15 Monaten haben (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BAföG): 
	Keinen Anspruch auf BAföG haben: 

	3.3 Wann können Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln ausnahmsweise Leistungen des Jobcenters nach SGB II beziehen? 
	3.4 Wann haben Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln Ansprüche auf Familienleistungen? 
	Ausdrücklich ausgeschlossen werden vorübergehende Aufenthalte: 

	3.5 Unter welchen Voraussetzungen können Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln Wohngeld beziehen? 
	3.6 Können Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln einen Wohnberechtigungsschein erhalten? 
	3.7 Können Studierende mit sonstigen Aufenthaltstiteln besondere Leistungen zum Ausgleich einer Behinderung beziehen? 


	VI Anhang 
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	Tabellarische Übersicht über Leistungsansprüche 
	Literaturverzeichnis 
	Ansprechpartner*innen 
	Sozialberatung der Studenten- und Studierendenwerke 
	Hochschulen 
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	Öffentliche Einrichtungen 
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